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Vorwort 
 

 
 
 

 
Ökonomische Theorien der Politik sind ein wichtiges Instrument im 
‚analytischen Werkzeugkasten‘ der Politikwissenschaft. Ihre Be-
sonderheit ist, dass sie das theoretische und methodische Instru-
mentarium der Wirtschaftswissenschaften zur Erklärung politischer 
Phänomene fruchtbar machen. Wenn auch nicht unumstritten, so 
kann kaum bezweifelt werden, dass sie unser Verständnis der 
Funktionsweise und inneren Logik politischer Institutionen und 
Prozesse deutlich erweitert haben. 

Wer prinzipiell an Ökonomischen Theorien der Politik interes-
siert ist, allerdings keine wirtschaftswissenschaftliche Vorbildung 
hat, sieht sich zunächst mit technisch-mathematisch anmutenden 
Debatten und einem sehr speziellen Vokabular konfrontiert. Dies 
versperrt dem ungeübten Einsteiger nicht selten den Blick auf das 
Wesentliche. Dieses Lehrbuch soll dazu beitragen, diese Eintritts-
schwelle zu senken. Es wurde insbesondere für Sozial- und Politik-
wissenschaftler geschrieben, wendet sich aber an alle interessier-
ten Einsteiger. Wir hoffen, dass wir in diesem Buch die Balance 
halten und einerseits die entscheidenden Aspekte der jeweiligen 
Theorien einfach und verständlich vermitteln können. Andererseits 
hoffen wir, nicht über Gebühr zu simplifizieren und die jeweiligen 
Argumente genügend differenziert zu vermitteln. Hingewiesen sei 
sowohl auf das am Ende des Buches abgedruckte Glossar als auch – 
ein kleines didaktisches ‚Schmankerl‘ – auf die online verfügbaren, 
teilweise interaktiven Zusatzmaterialien (http://politikfeldanalyse. 
uni-muenster.de; für Dozenten stehen zudem die Grafiken in hoher 
Auflösung zur Verfügung: http://www.vs-verlag.de/Dozenten.html). 

Bei der Entstehung dieses Buches wurden wir von verschie-
dener Seite mit Rat und Tat unterstützt. Wir danken ganz beson-
ders Janna Bockhorst, Sonja Blum, Martina Grabau, Kersten 
Versteylen und Johannes Lülff für ihre Geduld und Mühe bei der 
Überarbeitung und Korrektur des Manuskriptes. Während die ers-
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ten vier vor allem kollegial außerordentlich hilfreiches Feedback 
hinsichtlich der sozial- und politikwissenschaftlichen Zielgruppe 
gaben, lieferte letzterer gerade durch seinen naturwissenschaftli-
chen Blickwinkel einen völlig anderen, aber ebenso wertvollen 
Input. Die Verantwortung für eventuelle Fehler im Text verbleibt 
aber natürlich bei uns Autoren. Herzlicher Dank geht auch an 
Cathryn Backhaus, die es trotz Hektik und Stress am Lehrstuhl 
immer wieder geschafft hat, uns Freiräume zu schaffen, die die 
Arbeit an diesem Buch erst ermöglicht haben. 

Über jegliches Feedback zum Lehrbuch, positiv, negativ, kor-
rektiv, supportiv oder appellativ freuen wir uns sehr. 
 
 
Münster, Sommer 2010 
Jochen Dehling und Klaus Schubert 
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1 Einleitung,  
oder: Über Missverständnisse zwischen Köchen 
und Konditorinnen 

 
 
 
 

 
Auf einer Party lernen sich ein Koch und eine Konditorin kennen 
und beginnen einen kleinen Flirt. Er möchte Sie beeindrucken und 
fängt an, von seiner Arbeit in einem bürgerlichen Restaurant zu 
erzählen. Besonders für seine saftigen und unvergleichlichen 
Steaks werde er von Kollegen wie Kunden bewundert. Detailliert 
beschreibt er, wie und woran man besonders gutes Fleisch erken-
ne und worauf man bei Kauf und Zubereitung achten müsse. Als 
seine Gesprächspartnerin plötzlich anfängt, mit wachsender Be-
geisterung zu beschreiben, wie sie eine Schokoladensauce für ein 
Steak zubereiten würde, ist er völlig überrascht und meint, seine 
Gesprächspartnerin sei von seinen Leistungen nicht sehr beein-
druckt. Der Koch – ein wenig in seiner Berufsehre getroffen und 
langsam daran zweifelnd, ob es eine gute Idee war, ausgerechnet 
mit einer überambitionierten (!) Konditorin zu flirten – entgegnet 
daraufhin, dass er gelernter Koch sei und es um die Zubereitung 
eines Steaks gehe – Schokoladensaucen seien hier sicher absolut 
fehl am Platz. Sie als Konditorin solle lieber bei ihren Torten und 
Pralinés bleiben, denn dort gehörten Schokoglasuren eindeutig 
hin. Er würde ihr schließlich auch keine Empfehlungen für die Her-
stellung ihrer Süßspeisen geben. Die Konditorin entgegnet, nun 
ebenfalls genervt, was er denn wolle, sie habe doch nur mal laut 
nachgedacht, schließlich arbeiteten sie beide mit Nahrungs- und 
Genussmitteln. Nur weil sie Konditorin sei und er Koch, hieße das ja 
noch lange nicht, dass es keine Gemeinsamkeiten gäbe und ihre Art 
der Kreativität nicht auch in seinem Gewerbe nützlich sein könnte. 
Noch bevor der Koch etwas entgegnen kann, macht sie auf dem 
Absatz kehrt und lässt ihn stehen, während er, etwas konsterniert 

J. Dehling, K. Schubert, Ökonomische Theorien der Politik, 
DOI 10.1007/978-3-531-92701-5_1, © VS Verlag für Sozialwissenschaften 
| Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2011
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dreinschauend, sich fragt, an welcher Stelle das Gespräch anfing, 
schiefzulaufen. 

Was nun hat diese kleine Geschichte über den missglückten 
Flirt mit Ökonomischen Theorien der Politik zu tun? Sie soll hier 
etwas augenzwinkernd für das Verhältnis von Politik- und Wirt-
schaftswissenschaften stehen und anhand einiger Parallelen einlei-
tend verdeutlichen, worum es beim Thema Ökonomische Theorien 
der Politik geht. Denn: Die beschriebene Situation könnte man sich 
ebenso gut auch mit einem Politikwissenschaftler und einer Volks-
wirtin vorstellen. Doch anstelle des Einsatzes von Schokolade bei 
der Zubereitung einer Steaksauce für den Koch würde eine Volks-
wirtin gegenüber einem Politikwissenschaftler wahrscheinlich von 
ökonomischen Theorien erzählen. Nicht, wie in der obigen Szene 
abwertend, sondern konstruktiv gewendet, würden beide überle-
gen, ob es nicht spannend sein könnte, ökonomische Theorien für 
Fragen der Politikwissenschaften zu nutzen. Und in der Tat handelt 
es sich bei Ökonomischen Theorien der Politik um nichts anderes 
als um die Anwendung des methodischen Instrumentariums der 
modernen Wirtschaftswissenschaften auf politische Fragestellungen. 
Ebenso wie die kreative Konditorin einen berufsbedingten Blick auf 
die vielfältigen Zutaten für ein Steak hat, würde auch eine Volks-
wirtin aus ihrem professionellen Blickwinkel heraus, eben dem der 
ökonomischen Theorien, das Geschehen in der Politik betrachten.  

Das Missverständnis, auf dessen Suche am Ende der Geschich-
te der Koch war, liegt demnach nicht darin, dass beide über unter-
schiedliche Dinge gesprochen haben. Im Gegenteil: Beiden ging es 
um Steaks, Zubereitung und Zutaten. Nur haben beide sehr unter-
schiedliche Herangehensweisen, der Koch aus seiner Ausbildung, 
die Konditorin aus ihrer Erfahrung heraus, immer auf der Suche 
nach etwas Kreativem oder Neuem. Ebenso verhält es sich mit den 
Ökonomischen Theorien der Politik: Untersuchungsgegenstand 
sind politikwissenschaftliche Fragen, das Instrumentarium, das 
dazu genutzt wird, sind ökonomische Theorien. 

Gary S. Becker, Nobelpreisträger für Wirtschaftswissenschaf-
ten des Jahres 1992 und einer der wichtigsten (und auch radikal-
sten) Vertreter der Anwendung der Ökonomik auf außermarktliche 
Bereiche der Gesellschaft, schrieb in seinem programmatischen 
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Werk „Der ökonomische Ansatz zur Erklärung menschlichen Ver-
haltens“: „[W]as die Ökonomie als Disziplin von anderen Diszipli-
nen in den Sozialwissenschaften hauptsächlich unterscheidet, ist 
nicht ihr Gegenstand, sondern ihr Ansatz.“ (1993: 3). Diese – nicht 
unumstrittene – Neudefinition der Wirtschaftswissenschaften ist 
erstaunlich, wird hier doch ihr Gegenstandsbereich nicht mehr 
dadurch abgegrenzt, dass sie sich mit Fragen der Wirtschaft be-
schäftigen, sondern durch ihre Herangehensweise, ihr spezielles 
methodisches Instrumentarium.  

Geht man von der Unterscheidung zwischen der Ökonomik als 
Methode einerseits und der Ökonomie als Gegenstand andererseits 
aus, lassen sich vier mögliche Felder ausdifferenzieren (vgl. Kirch-
gässner 2008: 2): 
 
Abbildung 1: Ökonomik und Ökonomie in Markt- und Nicht-

Marktbereichen 

              Gegenstand 
 
Methode 

Marktliche Beziehungen 
(Ökonomie) 

Nicht-marktliche 
Beziehungen 

 
 

Ökonomik 

 
traditionelle 

Wirtschaftswissenschaft 

1 

 
ökonomische Theorien 
der Politik/der Familie 

etc. 

2 
 
 

Nichtökonomische 
Methoden 

3
ökonomische Psycholo-
gie, Wirtschaftssoziolo-
gie, Handelsrecht, etc. 

 

4 
(traditionelle)  

Soziologie, Politik-
wissenschaft, Rechts-

wissenschaft etc. 

Quelle: Eigene Darstellung 

 
 
So gibt es, neben der naheliegenden ökonomischen Analyse des 
Wirtschaftsgeschehens, wie sie klassischerweise von den Wirt-
schaftswissenschaften betrieben wird (Feld 1), auch alternative 
Herangehensweisen an wirtschaftliche Phänomene aus anderen 
akademischen Fächern, wie z.B. die Wirtschaftssoziologie oder 
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aber das Handelsrecht, welches von der Rechtswissenschaft aus-
geübt wird (Feld 3). Wendet man die ökonomische Methode aller-
dings auf nicht-marktliche Bereiche an, so erhält man z. B. eine 
ökonomische Theorie der Familie (siehe bspw. Becker 1981), eine 
ökonomische Theorie des Rechts (siehe bspw. Assmann et al. 
1993), eine ökonomische Theorie der Kunst (siehe bspw. Frey 2003) 
und eben auch eine ökonomische Theorie der Politik, wie sie hier in 
diesem Buch vorgestellt wird (Feld 2). Um es zu wiederholen: Bei 
Ökonomischen Theorien der Politik werden die spezifischen An-
nahmen der modernen, in der Regel neoklassisch geprägten Wirt-
schaftswissenschaften auf den Gegenstandsbereich der Politik 
übertragen.  

Für Ökonomische Theorien der Politik werden verschiedene 
Bezeichnungen verwendet, die nicht selten eng miteinander ver-
knüpft sind, sich in großen Teilen überlappen oder gar synonym 
verwendet werden. Häufig findet man den Begriff der Neuen Politi-
schen Ökonomie. Dieser legt – wird er nicht gleichbedeutend mit 
Ökonomischen Theorien der Politik verwendet – einen besonderen 
Schwerpunkt auf den Bereich, in dem sich Wirtschaft und Politik 
überschneiden. So verstanden bezeichnet dieser Begriff nur einen 
Teil der Ökonomischen Theorien der Politik, nämlich den, der die 
wirtschaftswissenschaftliche Methodik auf die Dependenzen und 
Interdependenzen von wirtschaftlicher und politischer Sphäre 
anwendet. 

Die Bezeichnung ‚rational choice-Ansatz‘ (Theorien der rationa-
len Wahl) ist etwas allgemeiner und bezieht sich auf eine Theorien-
familie, die politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Realitä-
ten aus rationalen Handlungen von Individuen unter Kosten-
Nutzen-Überlegungen erklärt (vgl. Holzinger 2004: 783). Dieser 
Begriff unterstellt, dass rationales Verhalten als Wahlhandlung 
zwischen verschiedenen Alternativen aufgefasst wird, nicht nur, 
aber eben auch in der Politik. Die Anwendung der rational-choice-
Theorie auf ein politisches Phänomen ist demnach also gleichbe-
deutend mit einer Ökonomischen Theorie der Politik. Kurz und 
prägnant ist der Begriff ‚public choice‘: So werden Ökonomische 
Theorien der Politik in der englischen Sprache genannt.  
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Ist nun geklärt, worum es sich bei Ökonomischen Theorien der 
Politik handelt, schließt sich allerdings sofort die entscheidende 
Frage an: Warum überhaupt sollten wir uns mit ihnen beschäfti-
gen? In dem eingangs beschriebenen misslungenen Flirtversuch 
konnte zunächst ein gewisses Verständnis für den Koch aufkom-
men. Der hatte sich überrascht gefragt, wie ausgerechnet eine 
Konditorin, einzig, weil sie auch mit Nahrungsmitteln arbeitet, auf 
die Idee kommt, ihr handwerkliches Wissen in seinem Metier an-
zuwenden. Eines ist doch klar: Die Konditorin bewegt sich außer-
halb ihres traditionell abgegrenzten Berufsbereichs. Klassischer-
weise lernt man in einer Konditorei nicht, wie man ein gutes Steak 
zubereitet. Doch war die schroff ablehnende Reaktion des Kochs 
deshalb gerechtfertigt? Sind die Ideen der Konditorin wirklich nur 
deshalb schlecht, weil sie fachfremd sind? Ist es nicht eher so, dass 
eine gewisse Verletzung der üblichen Grenzziehungen und damit 
einhergehend des eigenen Selbstverständnisses den Koch pauschal 
jedweden Vorschlag der Konditorin ablehnen lässt? Kann es dage-
gen nicht auch sein, dass ihre Vorschläge nicht trotz, sondern weil 
sie eben nicht aus dem traditionellen Fach stammen, gut sind? In 
der gehobenen Küche sind es gerade die kulinarischen Überra-
schungen, die neuen unkonventionellen frischen Ideen, die sie von 
der üblichen Standardgastronomie abheben. So ist es in der haute 
cuisine durchaus üblich, dass süße Elemente wie Schokolade oder 
Marzipan eingesetzt werden, um einer speziellen Steakzubereitung 
einen besonderen Pfiff zu verleihen. Der Koch hätte also, anstatt 
sich sofort ablehnend zu verhalten, offener sein und genauer zuhö-
ren sollen, um vielleicht zu neuen Ideen zu gelangen, Routinen zu 
überdenken und sein eigenes Können noch weiter zu verbessern. 
Dabei mögen Grenzüberschreitung und das Operieren mit Wissen 
aus anderen Disziplinen zwar unkonventionell, aber möglicherwei-
se sehr hilfreich sein.1 

                                                           
1 In der eingangs beschriebenen Absicht, möglicherweise ‚grenzüberschreitende‘ 
Situationen herbeizuführen, ist ‚Zuhören können‘ sowieso immer eine richtige Stra-
tegie! Hier aber auch ein von den Autoren empfohlenes Rezept für eine delikate 
Schokosauce für ein Steak (Rezept von Wolfgang Stein): Man nehme 60g Bitterscho-
kolade mit hohem Kakaogehalt (70 Prozent) und lasse sie langsam unter Hinzugabe 
von 400ml Rotwein, 200ml Kalbsglace, 3 EL dunklem Balsamico, 1 EL Ingwerpulver, 1 
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Bei Ökonomischen Theorien der Politik verhält es sich ganz 
ähnlich: Mit Rücksicht auf das eigene Selbstverständnis scheint 
vielen in der Politikwissenschaft immer ein nicht zu unterschrei-
tender Mindestabstand zu anderen sozialwissenschaftlichen Dis-
ziplinen im Allgemeinen und den Wirtschaftswissenschaften im 
Speziellen geboten. Man verwahrt sich gegen einen ‚ökonomi-
schen Imperialismus‘ (Pies/Leschke 1998) mit seiner vorgeblich zy-
nischen Reduktion von Menschen auf rational-nutzenmaximieren-
de ‚Wirtschaftssubjekte‘ und seinen ebenso arroganten wie über-
heblichen, allumfassenden Erklärungsanspruch. Auch die in den 
Wirtschaftswissenschaften viel geläufigere Mathematisierung und 
Modellierung der sozialen Realität erzeugt oftmals große Skepsis.  

Diese Sichtweise ist nicht nur vorurteilsgeladen, sie übersieht 
auch die vielen wichtigen Impulse, Hinweise und Erkenntnisse, die 
die Politikwissenschaft von Ökonomischen Theorien der Politik 
erhalten hat. Dies gilt auch dann, wenn im kollektiven Gedächtnis 
nicht mehr präsent ist, dass diese dort ihren Ursprung haben. Dies 
gilt bspw. für die Theorie der Wahlentscheidung, der Organisati-
onsfähigkeit von Interessen oder der Verfassungslehre (um nur 
einen kleinen Ausschnitt zu nennen). In all diesen Bereichen liefern 
Ökonomische Theorien einen enormen Erkenntnisgewinn und 
-fortschritt. Und noch wichtiger: Sie und nur sie konnten diesen 
Erkenntnisfortschritt liefern. Dieses Buch beruht auf der Überzeu-
gung, dass Ökonomische Theorien der Politik der Politikwissen-
schaft etwas zu sagen haben, da sie helfen, politische Sachverhalte 
besser zu verstehen. Ihre Forschungserkenntnisse sind auch nicht 
lediglich ökonomische Erkenntnisse, die für die Politikwissenschaft 
fruchtbar gemacht werden können, sie sind Politikwissenschaft. 
Zwar handelt es sich um einen inter- bzw. transdisziplinären An-
satz, aber die Inter-/Transdisziplinarität der Ökonomischen Theo-
rien der Politik ergibt sich nicht aus dem Gegenstandsbereich (der 
ist genuin politikwissenschaftlich), sondern aus der Nutzung des 
methodischen Werkzeugkastens der Ökonomie. 

                                                                                                            
EL gemischten Kräutern, 2 EL Honig und 1 EL Sojasoße um die Hälfte reduzieren. 
Guten Appetit! 
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Klar ist auch, dass ebenso wenig, wie von nun an ausschließ-
lich Konditoren2 für die Zubereitung von Steaksaucen zuständig 
sein sollten, auch nicht einzig gelernte Ökonomen politikwissen-
schaftliche Forschung betreiben bzw. Politikwissenschafter nur 
noch Ökonomische Theorien der Politik für ihre Forschung ver-
wenden sollten. Vielmehr folgt hieraus, dass beide Disziplinen auf 
ihre je spezifische Weise der jeweils anderen etwas zu sagen haben 
– Disziplinen, die aus guten Gründen voneinander abgegrenzt wer-
den und eben auch institutionell getrennt sind. Diese Trennung 
darf aber nicht dazu führen, nicht in Dialog miteinander zu treten. 
Das vorliegende Buch ist daher weder eine unkritische Lobpreisung 
des nun als ‚Königsweg‘ der Politikwissenschaft erkannten ökono-
mischen Zugangs, noch wird den ökonomischen Theorien jede 
Aussagekraft im politischen Bereich abgesprochen. Einem moder-
nen Methodenpluralismus folgend sollen vielmehr einerseits der 
Nutzen und analytische Mehrwert des ökonomischen Ansatzes 
herausgestellt werden. Anderseits sollen aber auch die Grenzen 
und ‚blinden Flecken‘, die die Zuhilfenahme und Berücksichtigung 
weiterer Theorien und Ansätze notwenig machen, Beachtung fin-
den. Wir halten es mit Guy Kirsch (vgl. 2004: 2), der es so auf den 
Punkt gebracht hat: Würde eine ökonomische Theorie der Politik 
von sich behaupten, sie sei nicht eine, sondern die Theorie der 
Politik, so wäre dies dumm-anmaßend. Würden aber ihre Kritiker 
behaupten, sie sei nicht eine, sondern keine Theorie der Politik, so 
wäre dies dumm-herablassend (Hervorhebungen im Original). 

Dieses kleine Lehrbuch richtet sich an alle Einsteiger, Interes-
sierte und Studierende, die sich das erste Mal mit Ökonomischen 
Theorien der Politik beschäftigen. Dies hat bezüglich der Gestal-
tung dieses Buches zwei entscheidende Auswirkungen. Erstens 
wird ganz bewusst auf ausufernde formale Herleitungen und tech-
nisch-mathematische Feinheiten einzelner Theorien verzichtet,3 
wie sie häufig in wirtschaftswissenschaftlichen Einführungen in das 

                                                           
2 In diesem Artikel wird bei Personenbezeichnungen aus Gründen des Leseflusses das 
generische Maskulinum verwendet, welches auch weibliche Personen mit ein-
schließt. 
3 Baumol (1972: 153) sprach einmal ironisierend von den „Pockennarben der Formeln 
und Symbolen“ auf den Seiten wissenschaftlicher Fachzeitschriften. 
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Thema zu finden sind. So wichtig diese bei der Entwicklung und 
weiteren Beschäftigung mit den ökonomischen Theorien sind, und 
wenn auch sicherlich kein Grund besteht, sich von kompliziert aus-
sehenden Gleichungen und ihren Umformungen abschrecken zu 
lassen, so verstellen sie doch dem Einsteiger nicht selten den Blick 
auf das Wesentliche der Argumentationen.  

Zweitens wird ein systematischer Zugang zum Thema insofern 
gewählt, als nur anhand einiger weniger, aber eben fundamentaler 
Werke die Herangehensweise und Forschungslogik verständlich 
gemacht werden. Im Gegensatz zu manch anderen Fächern, in 
denen Erkenntnisfortschritte insbesondere durch die kumulative 
Zusammenarbeit Vieler erzielt werden, wurden die Ökonomischen 
Theorien der Politik wesentlich durch Einzelleistungen geprägt. 
Diese waren Vorlagen, an denen sich anschließend andere Forscher 
im Einzelnen abgearbeitet bzw. diese weiterentwickelt haben. Die 
enorme Prägekraft dieser Werke ist auch heute überall sichtbar, so 
dass aktuelle Forschungsdiskussionen und -fortschritte letztlich nur 
unter Rückbezug auf diese Grundlagenwerke verständlich wer-
den.4 Wer also einerseits einen ersten Zugang zu diesem For-
schungsansatz bekommen und andererseits die heutigen Entwick-
lungen verstehen möchte, kommt nicht daran vorbei, sich zuvor-
derst mit einigen Grundlagenwerken zu beschäftigen. 

In diesem Buch werden vier solche Klassiker herausgegriffen, 
die man sicherlich zu den Gründungsarbeiten des public-choice-
Ansatzes zählen kann und die dessen ‚kick-off-Phase‘ markieren: 
Die ‚Ökonomische Theorie der Demokratie‘ von Anthony Downs 
(1968), ‚Social Choice and Individual Values‘ von Kenneth Arrow 
(1951), ‚The Calculus of Consent‘ von James Buchanan und Gordon 
Tullock (1962) sowie ‚Die Logik des kollektiven Handelns‘ von Man-
cur Olson (1968).5 Selbstverständlich lässt sich mit guten Gründen 

                                                           
4 Ähnlich argumentiert Hindmoor (2006: 8) in seinem Lehrbuch mit seinem Verweis 
auf die ‚Pfadabhängigkeit‘ der rational-choice-Forschung: „What they [economists] 
mean by this is simply that history matters and that to understand how and why we 
have got to where we are we need to know where we started from. […] If we are to 
understand today’s rational choice agenda, we first need to understand what ra-
tional choice theorists were trying to do three or four decades ago.” 
5 Grofman (2004: 31) bezeichnet als „Public Choice Pentateuch“ (Pentateuch: die fünf 
Bücher Mose) die vier genannten Werke sowie zusätzlich noch ‚The Theory of Com-
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darüber streiten, ob nun dem einen oder anderen weiteren Werk 
hier Unrecht getan wird, weil es nicht mit aufgenommen wurde. 
Tatsächlich wohnt unserem Vorgehen eine gewisse Willkürlichkeit 
in der Auswahl inne. Wir sind allerdings auch aufgrund unserer 
Lehrerfahrungen und einigen unterstützenden Kommentaren von 
Kollegen der Meinung, dass der Einstieg in dieses Teilgebiet der 
Politikwissenschaft anhand von vier zentralen Klassikern und einer 
begrenzten Anzahl von weiteren Anwendungsbereichen der Öko-
nomischen Theorie der Politik gut begründet ist. 

Im Folgenden soll kurz der Aufbau und die Struktur des Buchs 
erläutert werden. In Kapitel 2 wird zunächst grundständig in die 
wichtigsten Grundlagen, zentralen Annahmen und die spezielle 
Logik ökonomischer Theorien eingeführt. Damit soll insbesondere 
die methodische Basis geschaffen werden, die in Einführungen 
meistens sehr kurz und oftmals zu kurz, d.h. zu viele Grundannah-
men voraussetzend, behandelt wird. Ziel ist es vor allem, den ge-
meinsamen Nenner der ökonomischen Theorien herauszuarbeiten, 
der aufgrund der Vielzahl der Anwendungsbereiche leicht zu über-
sehen ist. Elementare Konzepte wie die Unterscheidung zwischen 
Präferenzen und Restriktionen werden beschrieben, erkenntnis-
theoretische Grundlagen geschaffen, wie z. B. der methodologi-
sche Individualismus, und die Methode des statisch-komparativen 
Ansatzes skizziert. Dieses Kapitel bezieht sich nicht ausschließlich 
auf ökonomische Theorien der Politik, sondern auf die grundsätzli-
che Logik ökonomischer Theorien. Diese Logik ist in allen Gegens-
tandsbereichen, in denen ökonomische Theorien eingesetzt wer-
den, die gleiche und gilt somit auch für den der Politik.  

Mit diesen Grundlagen ausgestattet wird dann in Kapitel 3 die 
Darstellung der vier Einzeltheorien mit Downs ‚Ökonomischer 
Theorie der Demokratie‘ eröffnet. Er konstruiert in seiner Theorie 
ein Modell des politischen Wettbewerbs, welches auf Wählern als 
rationalen Nutzenmaximierern und Parteien als Stimmenmaximie-
rern beruht. Auf diese Weise schafft er einen völlig neuen, frischen 
Blickwinkel auf die Frage nach der Wahlentscheidung von Wählern 
und der Logik der Parteienkonkurrenz. In Downs Werk findet sich 

                                                                                                            
mittees and Elections‘ von Duncan Black (1998). Blacks Werk wird in diesem Lehr-
buch kurz in Kapitel 4 angesprochen.  
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ein von ihm thematisiertes Paradox, das auch diskutiert wird: Rati-
onale Wähler entscheiden sich streng genommen nicht nur in der 
Wahlkabine ‚rational‘, vielmehr gelten auch bezüglich der Frage, ob 
sie überhaupt wählen gehen, rationale Maßstäbe. Da der Wahlgang 
aber in den meisten Fällen nicht rational ist, wir aber trotzdem in 
entwickelten Demokratien eine (relativ) hohe Wahlbeteiligung 
feststellen, spricht man vom ‚Paradox des Wählens‘. 

Kapitel 4 wendet sich dann der Frage zu, wie und ob wir kol-
lektive Entscheidungen fällen können, die nicht nur logisch kon-
sistent sind, sondern auch gleichzeitig demokratische Grundprinzi-
pien einhalten. Arrow hat in seinem Buch ‚Social Choice and Indivi-
dual Values’ den bislang nicht widerlegten Nachweis geführt, dass 
beides nicht gleichzeitig für alle Fälle möglich ist. Es besteht dem-
nach also immer die Gefahr, dass kollektiv getroffene Entscheidun-
gen logisch inkonsistent sind oder nur verzerrt dem Willen der 
Entscheider entsprechen. Die Argumentation dieses Theorems, 
Konsequenzen und mögliche Auswege hieraus werden in diesem 
Kapitel besprochen.  

In Kapitel 5 wird anschließend der optimalen Entscheidungs-
regel auf den Grund gegangen. Buchanan und Tullock argumentie-
ren in ihrem Werk ‚The Calculus of Consent‘, dass die klassische 
Mehrheitsregel als Orientierungsmaßstab für demokratische Ent-
scheidungen nicht ausreichend gut begründet ist. Rationale Indivi-
duen würden bei einer Verfassungsabstimmung über die Ausge-
staltung kollektiver Entscheidungen vielmehr zunächst vom Ein-
stimmigkeitsprinzip ausgehen, da sie auf diese Weise jede für sie 
nachteilige Entscheidung verhindern können. Abweichungen hier-
von können aber durch Verhandlungs- und Konsensfindungskosten 
gerechtfertigt werden, die naturgemäß beim Einstimmigkeitsgebot 
hoch sind. In Kapitel 5 diskutieren wir Grundlagen wie Implikatio-
nen dieser Argumentation. 

In Olsons ‚Logik des kollektiven Handelns‘ wird in Kapitel 6 
eingeführt. Dem Autor gelingt der Nachweis, dass rationale Indivi-
duen sich nicht ohne weiteres in Organisationen, Vereinen oder 
Gruppen engagieren, da sie vom Kollektivgut, welches diese be-
reitstellen, auch ohne Engagement profitieren können. Dieses 
‚Trittbrettfahrerproblem‘ lässt sich über sog. ‚selektive Anreize‘ 
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lösen, also zusätzliche Leistungen, die nur Organisationsmitglie-
dern zu Gute kommen. Olson diskutiert sowohl Voraussetzungen 
wie auch Folgen dieses ‚kollektiven Handelns‘ und stellt Tendenzen 
für die Organisationsfähigkeit von Gruppen auf. 

Eingangs wurde erwähnt, dass in diesem Buch der Fokus auf 
die vier wichtigsten Grundlagenwerke der Ökonomischen Theorien 
der Politik gerichtet ist. Um die Selektivität dieses Vorgehens etwas 
zu relativieren, werden in Kapitel 7 weitere Ökonomische Theorien 
der Politik kurz und bündig dargestellt. Hier soll beispielhaft die 
große Vielfalt an Anwendungsbereichen und Untersuchungsge-
genständen aufgezeigt werden. 

Abschließend beschäftigt sich Kapitel 8 mit der teilweise hitzi-
gen Methodendiskussion, welche um Ökonomische Theorien der 
Politik kreist. Die ökonomische Logik auf politische Phänomene 
anzuwenden hat nicht nur Zustimmung gefunden, sondern trifft 
teilweise auch auf große Ablehnung. Ihre Kritiker werfen ihr kaum 
auflösbare methodologische Defekte vor, die zur Folge haben, dass 
z.B. die empirische Bestätigung ihrer Analyseergebnisse nicht ak-
zeptiert wird. Die zersplitterte und uneinheitliche Diskussion wurde 
von Green und Shapiro (1999) zusammengeführt und argumentativ 
untermauert, weshalb deren Werk in diesem Kapitel im Vorder-
grund steht.  

Ökonomische Theorien haben im Laufe der Zeit ein sehr spe-
zielles Vokabular entwickelt, welches dem Einsteiger nicht immer 
sofort verständlich ist. Aus diesem Grund haben wir einige funda-
mentale ökonomische Grundbegriffe in einem Glossar zum Nach-
schlagen am Ende des Buches komprimiert zusammengefasst. 

Für denjenigen, der sich intensiver mit Ökonomischen Theo-
rien der Politik beschäftigen möchten, kann die Lektüre dieses 
Buches nur ein erster Schritt sein. Letztlich kann man sogar be-
haupten, dass es erst richtig interessant wird, wenn man die Dar-
stellungsebene prägender Werke verlässt und sich auf die ‚Anwen-
dungsebene‘ aktueller Phänomene begibt. So wichtig es für das 
Verständnis ökonomischer Theorien auch sein mag, die großen 
‚Klassiker‘ zu kennen und zu verstehen, so darf man an dieser Stel-
le nicht stehenbleiben. Vielmehr soll sich der interessierte Leser 
dazu ermutigt fühlen, sich in die aktuelle Fachdiskussion einzuar-
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beiten, die das hier geschilderte methodische Instrumentarium 
anwendet, um zu neuen Erkenntnissen über politische Sachverhal-
te zu kommen. 

Zu guter letzt möchten wir noch darauf hinweisen, dass zu 
diesem Lehrbuch auf den Internetseiten des VS-Verlages (http:// 
www.vs-verlag.de/Dozenten.html) für Dozenten für einige Kapitel 
zusätzliche Lehrmaterialien online angeboten werden. Unter 
http://politikfeldanalyse.uni-muenster.de finden zudem Studieren-
de wie Dozenten weitere Anwendungen, die die hier beschriebe-
nen Zusammenhänge durch die interaktive Gestaltung viel besser 
vermitteln. 
 
Da es in allen Berufsständen ‚solche und solche‘ gibt, bitten wir alle 
kreativen Köche um Entschuldigung, bedanken uns bei allen krea-
tiven Konditorinnen und hoffen auf kreativen Lernerfolg bei unse-
ren Lesern. 
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2 Grundlagen ökonomischer Theorien 
 

 
 
 

 
Was macht die ökonomische Theorie als Methode zur Erforschung 
und Erklärung sozialer – und hier insbesondere politischer – Phä-
nomene aus? Was ist das Besondere an ihr und welche Erkenntnis-
se können mit ihr, und nur mit ihr (vgl. Kirsch 2004: 1), gewonnen 
werden? In diesem Kapitel werden die grundlegenden Konzepte 
und Postulate der ökonomischen Methode dargestellt. Dies erfolgt 
in Abgrenzung und explizit unabhängig vom klassischen Gegen-
stand der Ökonomie, dem allgemeinen und speziellen Wirtschafts-
leben. Zudem wird auf die spezifischen ökonomischen Begrifflich-
keiten und Definitionen am Ende des Buches als Glossar verwiesen. 
Für eine verständliche Darstellung des ökonomischen Denkens 
muss auf eine Vielzahl von Begriffen zurückgegriffen werden, de-
ren Sinnhaftigkeit und analytischer Nutzen sich erst aus dem theo-
retischen Zusammenhang selbst ergeben. Zur leichteren Nachvoll-
ziehbarkeit sind die wichtigsten Begriffe in einem eigenen Glossar 
am Ende des Buches zusammengestellt. Mancher Leser kennt die 
spezifische Bedeutung der hier verwendeten Begriffe möglicher-
weise schon, andere können das Glossar auch nach der Lektüre 
dieses Buches noch zum Nachschlagen nutzen. 

Bevor allerdings mehr über den ökonomischen Ansatz selbst 
ausgeführt wird, müssen einige vorgängige Fragen geklärt werden: 
Wozu braucht man überhaupt Theorien? In Forschung und Lehre 
wird ja immer wie selbstverständlich vorausgesetzt, dass zum wis-
senschaftlichen Arbeiten Theorien notwendig sind – seien sie nun 
ökonomischer, system-funktionalistischer, konstruktivistischer etc. 
Art. Es ist also sinnvoll, zunächst erst einige grundlegende Gedan-
ken über wissenschaftliche Erkenntnis, wissenschaftlichen Er-
kenntnisgewinn und dessen theoretische Fundierung vorauszu-
schicken. Auf diese Weise wird eine bessere Grundlage für das 
sozialwissenschaftliche Theorieverständnis und die spezifische 
Denk- und Herangehensweise ökonomischer Theorien geschaffen.  

J. Dehling, K. Schubert, Ökonomische Theorien der Politik
DOI 10.1007/978-3-531-92701-5_2, © VS Verlag für Sozialwissenschaften 
| Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2011
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Der Einsatz von Theorien ist im Wissenschaftsbetrieb kein 
Selbstzweck, sondern notwendige Voraussetzung jeder Forschung 
und jedes Bemühens um Erkenntnisgewinn. Wissenschaft und 
Forschung streben danach, richtige, zutreffende Aussagen über die 
Realität zu machen. Ein Physiker möchte bspw. etwas über die 
Beschaffenheit von Atomen und die sie umgebenden Elektronen 
aussagen, ein Biologe möglicherweise etwas über die Überlebens-
strategien von Maulwürfen im Winter und ein Politikwissenschaft-
ler eventuell etwas über das Wahlverhalten von Arbeitslosen. Über 
viele Fachgrenzen hinweg sind die größten Anstrengungen im 
modernen Wissenschaftsbetrieb auf die Suche nach richtigen, em-
pirisch zutreffenden Erkenntnissen und Aussagen gerichtet. Dieses 
generelle Verständnis von Wissenschaft kann sicher als bekannt 
und akzeptiert unterstellt werden. Eine weitere, weitgehend ge-
teilte Prämisse wissenschaftlichen Arbeitens wird dagegen selte-
ner thematisiert und soll deshalb hier noch einmal wiederholt wer-
den: Es geht um die Feststellung, dass es prinzipiell keine voraus-
setzungsfreie Wissenschaft geben kann. Das trifft sowohl für die 
Naturwissenschaften zu – denen man dies noch am ehesten zuge-
billigt hätte – als auch für die Sozialwissenschaften. Jedes Bild, das 
wir uns von der Realität machen, ist zwangsläufig von unserem 
Vorwissen, unseren Erfahrungen und Annahmen bestimmt: „Die 
Spur des Menschlichen durchzieht demnach alles.“ (James 2001: 
70). Dies trifft ohne Einschränkung auch für die wissenschaftliche 
Forschung und die Theoriebildung zu (siehe hierzu Hanson 1965), 
denn unser Erfahrungshorizont ist ebenso durch die uns zur Verfü-
gung stehenden Sinne begrenzt, wie auch unser Erkenntnishori-
zont durch unser Vorstellungsvermögen. Knapp zusammengefasst 
sind das die Gründe, warum wissenschaftliche Forschung nicht 
dem zu erforschenden Gegenstand ‚an sich‘ gilt, sondern dem 
jeweiligen Bild, welches wir uns von ihm machen. Die Grundsätze 
der Einsteinschen Relativitätstheorie, der Darwin’schen Evolutions-
theorie oder die zentralen Theoreme der ‚Moderne‘, all dies sind 
Arbeits- und Hilfshypothesen, die zu einem gegebenen Zeitpunkt 
erfolgreich dabei waren oder es noch sind, ein zutreffendes Bild 
der aktuellen Realität zu zeichnen. Idealerweise tragen sie auch zur 
Deutung und Erklärung der Realität bei und sind günstigstenfalls 
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hilfreich in weiteren Erkenntnisprozessen oder nützlich in der wei-
teren Gestaltung der Realität. Eine Theorie „braucht aber nicht – 
und tut es tatsächlich auch niemals – alle Tatsachen, mit denen sie 
konfrontiert wird, […] zu erklären“ (Kuhn 1979: 32).  

Es gibt also keinen absoluten oder ‚archimedischen Punkt‘, 
der unverrückbar und unanzweifelbar als Maßstab für die Objekti-
vität wissenschaftlicher Erkenntnis herangezogen werden könnte. 
Alles was wir wissen, alle Erkenntnis ist von – im wissenschaftlichen 
Prozess selbst konstruierten – basalen Annahmen abhängig; An-
nahmen, die wegen ihrer Alltäglichkeit und vermeintlichen Selbst-
verständlichkeit zumeist nur noch schwer zu identifizieren sind. 
Diese Annahmen können bspw. ontologische Postulate sein, also 
solche, die Aussagen darüber machen, was ‚ist‘, und wenn es ist, 
‚wie es ist‘. Um ein sozialwissenschaftliches Beispiel zu nennen: Ist 
‚politische Macht‘ etwas, was einer Person innewohnt und somit 
eine substanzielle Grundlage in ihr selbst hat? Oder handelt es sich 
um eine Eigenschaft, die immer nur zwischen zwei oder mehreren 
Personen wirkt, also letztlich nicht Personen zukommt, sondern in 
Beziehungen zwischen ihnen Wirkung entfaltet? (vgl. hierzu Karis 
2008) Eng verwoben mit ontologischen Fragen sind auch episte-
mologische Annahmen, also solche, die etwas über die generelle 
Erfahrbarkeit von Realität (also z.B. über das Erkennen von Macht-
besitz) aussagen. 

Was nun die genauen Auswirkungen und Folgen solcher 
grundlegenden Voraussetzungen und Annahmen für den For-
schungsprozess sein mögen, welche möglichen Auswege es geben 
könnte und ob objektive Erkenntnis trotzdem möglich ist (siehe 
hierzu Popper 1984), kann an dieser Stelle nicht diskutiert werden. 
Wichtig ist aber, sich immer zu vergegenwärtigen – sei es beim 
eigenen Forschen, sei es bei dem Lesen fremder Forschung –, dass 
die gewonnenen Erkenntnisse immer auch in Abhängigkeit von 
bestimmten Grundannahmen und Voraussetzungen stehen, die 
sich ihrerseits einer Letztbegründung entziehen. 

Eben diese grundlegenden Aussagen sind der Ausgangspunkt 
dessen, was an dieser Stelle eine Theorie genannt werden soll. 
Unter Zuhilfenahme der Grundannahmen trifft eine Theorie mehr 
oder weniger schlüssige und widerspruchsfreie Aussagen über die 
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Eigenschaften und Wirkungszusammenhänge der Realität. Eine 
Theorie kann man sich daher wie eine Brille vorstellen, die – analog 
zu kurzsichtigen bzw. weitsichtigen Gläsern – bestimmte Teile der 
Realität sichtbar macht, während sie andere ausblendet. Den Fä-
chern der Naturwissenschaften liegt gewöhnlich für einen längeren 
Zeitraum nur ein allgemein akzeptiertes ‚Paradigma‘ zugrunde 
oder, um im Bild zu bleiben: Alle tragen so lange ein und dieselbe 
Brille, bis eine neue, bessere entwickelt wird. In den Sozialwissen-
schaften dagegen existieren üblicherweise verschiedene Paradig-
men nebeneinander her.6 Aufgrund dieses auch als Multiparadig-
matik bezeichneten Phänomens sind Sozialwissenschaftler im 
Forschungsprozess gezwungen, eine von mehreren möglichen 
Theoriebrillen aufzusetzen.7 Als Ergebnis dieser Überlegungen ist 
maßgeblich, dass wir uns immer der Ausschnitthaftigkeit und Se-
lektivität bewusst sein müssen, die durch die Wahl des theoreti-
schen Zugangs, im Falle dieses Buches der Ökonomischen Theorien 
der Politik, festgelegt wurde (siehe auch Abbildung 2.1). 

Wenn also im Folgenden von Grundannahmen gesprochen 
wird, die für ökonomische Theorien konstitutiv sind, sollte man aus 
dem eben Dargestellten immer zwei Schlussfolgerungen im Hin-
terkopf behalten: Erstens kann keine Theorie, und auch nicht die 
ökonomische Theorie, für sich in Anspruch nehmen, alles erklären 
zu können, weder im ureigenen, ökonomischen Bereich alles, noch 
im sozialen oder politischen Bereich alles. Eine solche ‚theory of 
everything‘8 gleicht einer Weltformel. Diese wurde bislang nicht 
gefunden und es gibt gute Gründe davon auszugehen, dass auch 
keine existiert. Zweitens muss man sich ebenso bewusst machen, 

                                                           
6 Kuhn (1979) selbst würde den Sozialwissenschaften sicherlich absprechen, bereits 
eine ‚reife‘ Wissenschaft zu sein, für die sich der Begriff ‚Paradigma‘ überhaupt 
eignen würde. In der sozialwissenschaftlich-methodologischen Diskussion hat sich 
die Verwendung des Paradigmenbegriffs allerdings als sehr fruchtbar erwiesen. 
7 Die Konsequenz hieraus hat Renate Mayntz (2009: 37) auf den Punkt gebracht: Es 
scheint, „dass die wissenschaftliche Entwicklung in den Naturwissenschaften kumu-
lativ, in den Sozialwissenschaften dagegen eher additiv ist“. 
8 Bei der ‚theory of everything‘ (‚Weltformel‘) handelt es sich von der ursprünglichen 
Wortbedeutung her um einen Ansatz aus der Physik, welcher den Versuch beschreibt, 
eine theoretische Vereinigung von Quantentheorie und allgemeiner Relativitätstheorie 
zu erreichen (‚Quantengravitation‘). An dieser Stelle ist damit ein übergeordnetes und 
allgemein akzeptiertes Paradigma der Sozialwissenschaften gemeint. 
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dass keine Theorie der Komplexität ihres realen Gegenstandes 
gerecht wird. Die ökonomische Theorie, die – wie noch gezeigt 
wird – von beeindruckender Einfachheit und ontologischer Spar-
samkeit geprägt ist, bildet da keine Ausnahme. Wer also ein mög-
lichst umfassendes und vollständiges Bild der wirtschaftlichen, 
sozialen oder politischen Realität gewinnen will, sollte mit mög-
lichst vielen verschiedenen theoretischen Brillen arbeiten. 
 
Abbildung 2.1: Zwei ‚Theoriebrillen‘ entschlüsseln die Realität 

unterschiedlich 

 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
 
Diese basalen Elemente vorausgesetzt, muss nun jede sozialwis-
senschaftliche Theorie, die sich auf die erfahrbare Realität bezieht, 
allgemeine Annahmen folgender Art formulieren:  
 
� ein Erkenntnisprinzip,   

das sich aus Fragen generieren lässt wie z.B.: ‚Wie lässt sich 
ein belastbarer Zugang zur sozialen Realität schaffen?‘  

� ein Verhaltensmodell,  
das sich durch Fragen klären lässt wie z.B. ‚Was sind die we-
sentlichen Triebkräfte menschlichen Handelns?‘; 
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� ein Erklärungsmodell,   
das sich durch Fragen konstruieren lässt wie z.B. ‚Wie erklärt 
die Theorie soziale Phänomene?‘ und  

� Grundbegriffe,  
die z.B. mittels der Frage herausarbeiten lassen ‚Was sind die 
elementaren Begriffe, um die Realität zu fassen?‘  

 
Die Antworten, die die ökonomische Theorie hierauf gibt, werden 
im Folgenden dargestellt. An dieser Stelle sei noch einmal auf die 
Grundbegriffe im Glossar am Ende des Buches verwiesen. 
 
 
2.1 Erkenntnisprinzip: Der methodologische Individualismus 
 
Das elementare Erkenntnisprinzip ökonomischer Theorien ist der 
methodologische Individualismus. Hierbei handelt es sich um ein 
grundlegendes Prinzip sozialwissenschaftlicher Forschung, wel-
ches das Individuum in den Mittelpunkt der Analyse stellt und indi-
viduelles Verhalten zum Ausgangspunkt der zu untersuchenden 
und zu erklärenden sozialen Phänomene macht. Die kleinsten, 
entscheidenden Aktions- und Analyseeinheiten, die durch ihr Han-
deln soziale Realitäten schaffen, sind also Individuen, einzelne 
Menschen, und nicht kollektive Entitäten wie Klassen, Organisatio-
nen oder die Gesellschaft als Ganzes.9 Grundlegend für dieses Er-
kenntnisprinzip ist, dass sich auch alle über das Individuum hinaus-
gehenden sozialen Beziehungen, Strukturen und Institutionen, 
durch individuelle Entscheidungen und Handlungen und durch 
individuelles Verhalten erklären lassen (vgl. Behrends 2001: 5).  

Hierbei ist aber wichtig, zwei weit verbreitete Missverständ-
nisse zu vermeiden: Der methodologische Individualismus zielt, 
erstens, nicht primär darauf ab bzw. beschränkt sich nicht darauf, 
individuelles Handeln zu erklären (Mikroebene). Er zielt vielmehr 
auf die Erklärung kollektiven Handelns (Makroebene). Seiner indi-
vidualistischen Basis folgend ist dieses kollektive Handeln aber 
immer zerleg- und rückführbar auf das Handeln Einzelner: „Auf der 
                                                           
9 Margaret Thatcher, frühere britische Premierministerien, überzog diesen Grundge-
danken provokant: „There is no society, only individuals“ (zitiert nach Vassilev 2008: 
619). 
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Makroebene geschieht, was auf der Mikroebene gemacht wird“ 
(Kirsch 2004: 5, Hervorhebung entfernt). Die Existenz sozialer 
Kollektive und gesellschaftlicher, ökonomischer und politischer 
Strukturen wird vom methodologischen Individualismus also nicht 
negiert (wie könnte man auch!). Zentraler Bestandteil dieses Er-
kenntnisprinzips ist aber, dass ihnen keine Eigenschaften zukom-
men, die sich nicht aus den Handlungen der einzelnen Individuen 
ergeben. So gewendet ist für den methodologischen Individualis-
mus das (soziale) Ganze eben nicht mehr als die Summe der einzel-
nen Teile, sondern genau gleich ihrer Summe. 

Das Bindeglied zwischen der Mikroebene der individuellen 
Handlungen und der Makroebene sozialer Strukturen und Prozesse 
bildet der soziale Tausch. Jede soziale Interaktion zwischen Indivi-
duen wird in dieser Sichtweise als Austausch von materiellen und 
immateriellen Gütern interpretiert. Beim Kauf eines Brotes beim 
Bäcker wird ein materieller Geldwert gegen ein Brot getauscht, bei 
einem Kneipenbesuch zweier Freunde werden bspw. wechselseitig 
die immateriellen Werte Zeit und Aufmerksamkeit aufgebracht und 
ausgetauscht. Tauschprozesse, insbesondere wenn sie regelmäßig 
und gleichförmig auftreten, bilden soziale Strukturen heraus, die 
wiederum auf die einzelnen sozialen Tauschprozesse zurückwir-
ken. Die Struktur sozialer Phänomene ist also einerseits die Folge, 
andererseits der Kontext und Handlungsrahmen, in dem soziale 
Tauschgeschäfte stattfinden.  

Grundlegendes Merkmal, das den sozialen Tausch überhaupt 
erst notwendig macht, ist die für die ökonomische Theorie funda-
mentale Annahme der (gemäßigten) Knappheit. Tauschbeziehun-
gen sind erst dadurch nötig, dass kein Gut, sei es materiell oder 
immateriell, in unbegrenztem Maße vorhanden ist. In einer Welt 
ohne Knappheit bestünde für die Individuen kein Anreiz, mit ande-
ren in Tauschbeziehungen einzutreten, da sie sich das gewünschte 
Gut auch ohne Gegenleistung besorgen können.  

Ein zweites häufig anzutreffendes Missverständnis unterstellt 
dem methodologischen Individualismus eine isolierte und somit 
kontextfreie Betrachtung der Individuen. Nach dem bekannten 
Diktum ‚Niemand ist eine Insel‘ habe er daher ein unrealistisches, 
geradezu entwurzeltes und asoziales Verständnis von seinem ge-
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nuinen Subjekt. Diese – falsche – Interpretation zieht aus der Tat-
sache, dass für den methodologischen Individualismus die Hand-
lungseinheit jeweils der Einzelne ist, den falschen Schluss. Behaup-
tet wird nämlich, dass die Individuen ohne ihre soziale Umgebung 
betrachtet würden. Genau das Gegenteil ist aber richtig: Der Mög-
lichkeitsraum des Einzelnen wird vielmehr maßgeblich von seiner 
sozialen und materiellen Umgebung beeinflusst. Der individuelle 
Möglichkeitsraum, verstanden als die Summe aller prinzipiell mög-
lichen Handlungen eines Individuums in einer gegebenen Situation, 
wird in hohem Maße von der institutionell-sozialen Umwelt und 
dem Handeln Anderer eröffnet, beschränkt und kanalisiert. Ohne 
den für das Individuum relevanten Kontext kann dessen Handeln 
also nicht verstanden werden. Dieser Kontext muss daher auch in 
besonderem Maße zur Analyse und Erklärung herangezogen wer-
den. Ein klassisches Instrument des ökonomischen Ansatzes zur 
Analyse sozialer Interaktionssituationen ist die sog. Spieltheorie. 
 

Infokasten 2.1: Spieltheorie 
 
Bei der Spieltheorie handelt es sich um die mathematische Analyse stra-
tegischer Entscheidungssituationen. Diese sind dadurch gekennzeichnet, 
dass das Ergebnis der Entscheidung von mehr als einem Entscheidungs-
träger abhängig ist, jeder Einzelne daher die möglichen Entscheidungen 
der anderen mit in das Kalkül seiner eigenen Entscheidung einbeziehen 
muss (vgl. Holler/Illing 2003: 1). Die Bezeichnung ‚Spieltheorie‘ ergibt 
sich dadurch, dass in ihren Anfängen die Analyse von Gesellschaftsspie-
len wie Schach oder Poker im Vordergrund stand (vgl. Eber 2004: 7) und 
auch heute noch die modellierten Entscheidungssituationen als ‚Spiele‘ 
interpretiert werden. 

Wenn auch ihre Ursprünge weiter zurückreichen, so kann das 
Werk ‚Theory of Games and Economic Behaviour‘ von John von Neu-
mann und Oskar Morgenstern aus dem Jahre 1944 als der eigentliche 
Ausgangspunkt der modernen Spieltheorie gelten. In den folgenden 
Jahrzehnten wurde sie weiterentwickelt (insbesondere von John Nash 
und dem Konzept des nach ihm benannten Nash-Gleichgewichts) und 
hat sich mittlerweile als eigenständige, für viele Ökonomen sogar als 
eine Grundlagendisziplin der Wirtschaftswissenschaften etabliert. 
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Das diametral entgegen gesetzte Erkenntnisprinzip ist der metho-
dologische Kollektivismus oder Holismus. Dieser behauptet eine 
Eigengesetzlichkeit sozialer Strukturen und Kollektive, die sich 
nicht als Summe individuellen Handelns erfassen lässt, sondern 
jenseits davon liegt bzw. über sie hinausgeht (vgl. Schubert 1991: 
22). Aufgrund emergenter und somit nicht weiter reduzierbarer 
Eigenschaften von Kollektiven seien soziale Gruppen- und Struk-
turphänomene daher auch nicht (oder zumindest nicht ausrei-
chend) durch Individualverhalten erklärbar. Die grundlegenden 
Annahmen des methodologischen Kollektivismus sind folgerichtig 
auch Annahmen über soziale Strukturen und Gruppen.10 

Dem wissenschaftstheoretischen Grundsatzstreit zwischen 
methodologischen Individualisten und Kollektivisten liegt die oft 
ideologisch aufgeladene Frage nach der Beziehung von Individuum 
und Gesellschaft zugrunde (vgl. Vassilev 2008: 620), was eine sach-
liche Diskussion um die Vorzugswürdigkeit der einen oder anderen 
Sichtweise natürlich eher erschwert als erleichtert. An dieser Stelle 
soll, in Einklang mit den einleitenden wissenschaftstheoretischen 
Vorüberlegungen, ein agnostischer Standpunkt eingenommen 
werden: Beide wissenschaftlichen Herangehensweise sind richtig 
und wichtig. Sie haben auch jede für sich ihre unbestreitbare Erklä-
rungskraft. Dies zu negieren und nur eine als ‚Goldstandard‘ auszu-
rufen, wäre in hohem Grade anmaßend und schließlich unproduk-
tiv. Existieren für ein zu erklärendes soziales Phänomen konkurrie-
rende Erklärungsansätze auf verschiedenen analytischen Ebenen, 
so sind für jeden Einzelfall von neuem die Erklärungsmächtigkeiten 
der unterschiedlichen Interpretationen zu vergleichen oder aber, 
noch besser, zu kombinieren. 
 

 
 
 

                                                           
10 Wird bspw. in der marxistischen Theorie der unauflösbare Antagonismus zwischen 
Kapital und Arbeit als die treibende Kraft gesellschaftlicher Entwicklung angesehen, 
so handelt es sich um eine Annahme, welche sich auf soziale Großgruppen (die der 
Bourgeoise und des Proletariats) bezieht und nicht als Summe der ‚Einzelantagonis-
men‘ der individuellen Kapiteleigner und Arbeiter interpretiert werden kann. 
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2.2 Verhaltensmodell: Der homo oeconomicus 
 
Wenn alle sozialen Phänomene gemäß des methodologischen 
Individualismus auf Individuen und individuelles Handeln zurück-
führbar sind, sind keine zusätzlichen Annahmen für die kollektive 
Ebene nötig: Diese kann man aus den Prämissen der Individualebe-
ne ableiten. Um es zu wiederholen: Aus dem Erkenntnisprinzip des 
methodologischen Individualismus folgt zwingend, dass alle Prä-
missen und Annahmen einer Theorie Prämissen über individuelles 
Verhalten sein müssen (vgl. Lehner 1981: 10). Der methodologische 
Individualismus als Erkenntnisprinzip gibt demnach aber nur vor, 
auf wen sich die Prämissen richten, d.h. über wen und über was 
Prämissen aufgestellt werden müssen. Er sagt aber nichts über die 
Prämissen selbst aus. Für eine weitere Spezifizierung der ökonomi-
schen Theorie wird daher ein ausreichend ausformuliertes und 
spezifiziertes Verhaltensmodell benötigt. Es geht also um eine 
grundlegende Theorie der wesentlichen und basalen Triebkräfte, 
die menschliches (und entsprechend hier: individuelles) Handeln 
prägen, strukturieren und lenken. Das Handlungs- und Entschei-
dungsmodell der Ökonomik wird üblicherweise unter dem Begriff 
des homo oeconomicus zusammengefasst. 

Dieser ist, ebenso wie sein soziologischer ‚Gegenspieler‘, der 
homo sociologicus (Dahrendorf 1960), „ein selektives Konstrukt, ein 
stilisiertes Modell des real existierenden Menschen, bei dem biolo-
gische und psychologische Merkmale ausgeblendet werden, ob-
wohl sie für die Erklärung konkreten Verhaltens durchaus relevant 
sind“ (Mayntz 2009: 19). Es handelt sich also um Idealtypen, um 
Abstraktionen und Simplifikationen der Realität. Kein Mensch ist 
(Gott sei Dank!) ein reiner homo oeconomicus (oder sociologicus, 
faber, oder ludens), sondern diese Begriffe bezeichnen nur speziel-
le Verhaltensmodelle, die jeweils unterschiedliche Merkmale als 
wesentlich für die Beschreibung und Erklärung menschlichen Ver-
haltens herausheben und diese für die Analyse als entscheidend 
annehmen.  
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Infokasten 2.2: Homo sociologicus 
 

Beim homo sociologicus handelt es sich um ein sozialwissenschaftliches 
Paradigma, welches prominent von Ralf Dahrendorf (1960) vertreten 
wurde und nicht selten als soziologischer Gegenentwurf zum homo 
oeconomicus betrachtet wird. Ein homo sociologicus hat gesellschaftli-
che Normen, Werte und Regeln internalisiert und handelt ihnen ent-
sprechend. Er verspürt auch kein Bedürfnis, sich diesen Regeln zu wi-
dersetzen. „Entscheidungen spielen hier kaum eine Rolle, weil das Indi-
viduum im allgemeinen durch die Internalisierung von Normen und als 
Träger von Rollen kaum in Konflikt zur Gesellschaft gerät“ (Braun 1999: 
41). Die Gesellschaft als Institution sozialer Kontrolle kreiert Erwar-
tungsdruck und -zwänge und sanktioniert im Zweifelsfall abweichendes 
Verhalten.  

Der Gegensatz zwischen beiden ‚homini‘ liegt in der unterschiedli-
chen Schwerpunktsetzung bezüglich des grundsätzlichen gesellschaftli-
chen Koordinationsmechanismus: Für den homo oeconomicus ist dies 
der ‚Markt‘, beim homo sociologicus sind es die ‚Normen‘. Ersterer ma-
ximiert seinen Nutzen (siehe hierzu den Haupttext), zweiterer minimiert 
die Differenz zwischen sich und den gesellschaftlichen Normen. 

Trotz ihres Gegensatzes haben die Konstrukte beider Verhaltens-
modelle das gleiche analytische Problem. Sie sind überfordert, wenn sie 
mit dem jeweils anderen Mechanismus der Verhaltenskoordination kon-
frontiert werden: der homo oeconomicus, wenn er Zwängen in Form 
von Normen ausgesetzt ist, der homo sociologicus, wenn er auf einem 
Markt frei handeln soll. 

Für den Versuch einer Synthese zu einen homo sociooeconomicus 
siehe Weise (1989). 

 
Was nun sind diese entscheidenden Wesensmerkmale, die dem 
homo oeconomicus zugeschrieben werden und somit sein Handeln 
als wesentliche Triebkräfte bestimmen? Die ökonomische Theorie 
stellt als entscheidenden Aspekt individuellen Handelns die Ratio-
nalität in den Vordergrund. Es handelt sich um eine Theorie der 
rationalen Wahl, eine rational-choice-Theorie. Was genau bedeutet 
dies? In ökonomischen Theorien heißt rationales Verhalten, dass 
eine Person über Präferenzen bezüglich bestimmter Handlungsalter-
nativen verfügt, diese entsprechend ihres Nutzens logisch konsistent 
ordnet und die am höchsten eingeordnete Präferenz von ihnen 
schließlich auswählt. Die einzelnen Elemente und Eigenschaften des 
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rationalen homo oeconomicus werden nun im Einzelnen betrach-
tet und ausgeführt. 
 
 
2.2.1 Präferenzen und Restriktionen 
 
Menschen handeln in der Regel nicht willkürlich und konzeptlos, 
sondern sie reflektieren ihre Handlungsmöglichkeiten in systemati-
scher Art und Weise. Sei es implizit oder explizit, sie wägen zwi-
schen den Vor- und Nachteilen der vorhandenen Optionen ab (vgl. 
Frey 1990: 4). Es soll hier nicht ausgeschlossen werden, dass Men-
schen unter bestimmten Umständen (Willensschwäche, Irrtum, 
Wut etc.) dies manchmal auch eben nicht tun, aber: „Wer be-
stimmte Wünsche und Überzeugungen hat, kann sich im Allgemei-
nen für bestimmte Handlungen nur um den Preis der Irrationalität 
entscheiden“ (Clausen 2009: 24). Irrational-willkürliches Verhalten 
entzieht sich aus der rational-choice-Perspektive aber prinzipiell 
einer erklärenden Durchdringung und kann insofern nicht Gegen-
stand sozialwissenschaftlicher Forschung sein.  

Aus rationaler Sicht werden – vor eine Entscheidung gestellt – 
die vielen potentiellen Handlungsoptionen für eine Person (der 
‚Möglichkeitenraum‘) im Wesentlichen durch zwei Faktoren be-
schrieben: Präferenzen und Restriktionen (vgl. Kirchgässner 2008: 
12). Sich rational zu verhalten bedeutet für die ökonomische Theo-
rie:  
 
1. alle Handlungsalternativen aus dem Möglichkeitenraum zu 

bewerten und  
2. entsprechend ihrer Wünschbarkeit in eine Präferenzrangfolge 

zu bringen.  
 
Diese Rangfolge ist zunächst unabhängig von äußeren Einflüssen 
und Beschränkungen. Sie spiegelt so gewendet nur die subjektive 
Wünschbarkeit in einer perfekten, unbeschränkten Welt wider. So 
mag ein Student, der sich ein neues Auto kaufen möchte, unab-
hängig von seinem Budget eine Präferenzordnung haben, in der 
ein neuer Porsche Carrera vor einem gebrauchten Opel Corsa ran-
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giert. An dieser Stelle ist es wichtig zu betonen, dass die Präferenz-
rangfolge nicht auf Grundlage des dann auch tatsächlich eintreten-
den Nutzens für das Individuum hergestellt wird, sondern aufgrund 
des erwarteten Nutzens. Da prinzipiell kein gesichertes Wissen 
über zukünftige Ereignisse existiert, kann sich die Bildung einer 
Präferenzordnung nicht auf den dann tatsächlich erhaltenen Nut-
zen stützen, sondern ‚nur‘ auf den erwarteten Nutzen. Stellt der 
Student nach dem Kauf des Porsche Carreras fest, dass sich dieser 
nur schlecht für den Stadtverkehr eignet und zudem einen sehr 
hohen Benzinverbrauch hat (sich also insgesamt sein erwarteter 
Nutzen nicht einstellt), so wird seine Entscheidung nicht a posteri-
ori irrational. Entscheidender Referenzpunkt für die Rationalität ist 
der vor der Entscheidung erwartete Nutzen. 

In allen Lebenssituationen beschränken Restriktionen den 
Kreis der denkbaren möglichen Handlungsoptionen, indem sie 
manche völlig ausschließen oder unattraktiv werden lassen. Be-
trachtet der Student im Schaufenster eines Autohauses einen Por-
sche Carrera, so mag er sich nichts sehnlicher wünschen als ihn zu 
kaufen, sein begrenztes Budget allerdings schließt diese Hand-
lungsoption prinzipiell aus (und er kauft sich stattdessen den ge-
brauchten Opel Corsa). Die Restriktionen einer Entscheidungssitua-
tion müssen nicht nur finanzieller Natur sein (ebenso wenig, wie 
die Entscheidungssituation selbst dies sein muss). Auch z.B. das 
erwartete Verhalten Anderer oder Konflikte mit den eigenen Mo-
ralvorstellungen können restriktiv wirken. Wenn bspw. der hohe 
Preis des Porsches einen Kauf ausschließt, so besteht für die Per-
son immer noch die denkbare Option des Diebstahls. Aufgrund der 
zu erwartenden nicht-monetären Kosten (Wahrscheinlichkeit, 
geschnappt zu werden, Gewissensbisse etc.) fällt diese Option 
(wahrscheinlich und üblicherweise) in der Präferenzordnung aber 
nach hinten, da sich ihr relativer Preis erhöht. 

Restriktionen schränken also den Möglichkeitsraum in einer 
Entscheidungssituation ein. Sie lassen aber in der Regel noch einige 
(oder mindestens mehr als eine) Handlungsoptionen zu. Gäbe es 
nur eine Handlungsalternative, gäbe es auch nichts zu entscheiden, 
wobei zu bedenken ist, dass oft auch das Nicht-Handeln als Option 
existiert. Rationales Handeln liegt nun dann vor, wenn aus der 
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durch Restriktionen beeinflussten Präferenzordnung diejenige 
Alternative mit dem größten erwarteten Nutzen ausgewählt wird. 
Rationales Handeln ist demnach zielgerichtet, wodurch sich als ein 
weiteres Merkmal der ökonomischen Theorie ihr teleologischer 
Charakter bestimmen lässt. Der homo oeconomicus kennt also 
keine intrinsische Motivation für sein Handeln, sondern richtet es 
immer an einem Ziel/Zweck aus. 

Die Trennung zwischen (eindeutig geordneten) Präferenzen 
und – den Möglichkeitsraum beschränkenden – Restriktionen ist 
nicht nur analytisch außerordentlich wichtig. Sie ist auch für die 
Methodik der ökonomischen Theorie und die Entwicklung von 
Erklärungen sozialer Phänomene von zentraler Bedeutung: So weit 
möglich werden beobachtbare Veränderungen individuellen Ver-
haltens durch Veränderungen verhaltensrelevanter Restriktionen 
erklärt und nicht durch einen Wandel individueller Präferenzen. Die 
Begründung hierfür liegt auf der Hand: Restriktionen und ihre Ver-
änderungen lassen sich einfacher bestimmen und messen als der 
Wandel individueller Präferenzen. Letztere lassen sich empirisch 
nicht oder nur außerordentlich schwer beobachten und messen. 
Anders ausgedrückt: Individuelle Präferenzen werden für den Zeit-
raum der Analyse üblicherweise als konstant angenommen, wäh-
rend sich der analytische Fokus auf die Veränderungen des Mög-
lichkeitsraums richtet (siehe hierzu auch Abbildung 2.2). 

Warum ist dies so? Kann nicht auch eine Verhaltensänderung 
durch eine Präferenzänderung hervorgerufen werden? Wenn man 
beobachtet, dass plötzlich mehr Personen Kurzstrecken mit dem 
Fahrrad anstelle des Autos fahren und dies zuvor genau anders 
herum war, so liegt es doch nahe, dass sich die Präferenzen dieser 
Personen vom Autofahren hin zum Fahrradfahren verschoben 
haben. Vertreter der ökonomischen Methode stellen sich allerdings 
für gewöhnlich auf den Standpunkt, dass eine solche Erklärung 
zwar intuitiv einleuchtend sein mag. Sie führen aber zwei Gegenar-
gumente ins Feld: Erstens sind Präferenzen in der Regel weitaus 
stabiler als Restriktionen (vgl. Kirchgässner 2008: 24). Daher ist es 
sinnvoller, sich auf Restriktionen zu konzentrieren. Zweitens und 
wichtiger ist aber, dass Änderungen der Präferenzordnungen nur 
sehr schwer, mit unverhältnismäßig hohem Aufwand oder gar 
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nicht empirisch zu überprüfen sind (vgl. Frey 1990: 5). Der Wandel 
der Präferenzordnung müsste hierfür unabhängig von der Hand-
lungsänderung erklärt werden, was sich in sehr vielen Fällen als 
methodisch kaum umsetzbar erweisen dürfte. Versucht man aber  
 
Abbildung 2.2:  Präferenzen und Restriktionen 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 
den Wandel der Präferenzordnung seinerseits mit Hilfe der Verhal-
tensänderung zu erklären, tautologisiert man das Argument: Die 
Präferenzänderung muss stattgefunden haben, weil sich das Ver-
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halten geändert hat, und das Verhalten hat sich geändert, weil sich 
die Präferenzen gewandelt haben. Ein solcher Zirkelschluss hätte 
die gleiche Erklärungskraft wie der berühmte ‚weiße Schimmel‘ 
oder der Satz „Eine Rose ist eine Rose!“. Die Veränderungen des 
Möglichkeitsraums, also die Veränderungen der Restriktionen, sind 
hingegen ungleich leichter zu fassen. Die erhöhte Nutzung von 
Fahrrädern ließe sich bspw. durch den erhöhten Benzinpreis oder 
den Ausbau der Fahrradwege erklären. 
 
 
2.2.2 Präferenzordnungen 
 
Durch den Vergleich der Handlungsalternativen – genauer: der 
erwarteten Folgen, die aus den verschiedenen Handlungsalternati-
ven resultieren – schafft sich das Individuum also eine Präferenz-
ordnung. Diese muss drei Bedingungen erfüllen, um aus Sicht der 
ökonomischen Theorien rational zu sein:  
 
a. Konnektivität 

Vor die Wahl zwischen zwei beliebige Alternativen gestellt, 
muss ein Individuum immer in der Lage sein, seine Präferen-
zen eindeutig zu bestimmen. Es muss entweder eine der bei-
den der jeweils anderen gegenüber bevorzugen (Präferenzre-
lation) oder aber beide für gleich erstrebenswert halten (In-
differenzrelation). Unwissenheit, Unkenntnis oder Zweifel be-
züglich der eigenen Präferenz ist nicht möglich. Es darf also 
keine unbestimmte Relation geben. 

 
b. Transitivität 

Die Präferenzen müssen in sich logisch widerspruchsfrei sein, 
elementare Voraussetzungen der formalen Logik dürfen also 
nicht verletzt werden. So muss aus der Präferenzreihenfolge 
‚x lieber als y, und y lieber als z‘ logisch ‚x lieber als z‘ folgen. 
An einem Beispiel verdeutlicht: Wenn ein Individuum Erdbeer-
eis vor Vanilleeis bevorzugt, und Vanilleeis vor Schokoladen-
eis, so folgt logisch, dass es auch Erdbeereis gegenüber Scho-
koladeneis vorzieht. 
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c. Kontinuität 
Bevorzugt ein Individuum, wie im eben genannten Beispiel, 
Erdbeereis vor Vanilleeis, und existiert eine weitere Alternati-
ve, die ähnlich der bevorzugten ist (bspw. das Erdbeereis ei-
nes anderen Herstellers), so muss es auch dieses dem Vanille-
eis vorziehen. Wenn ‚x lieber als y‘ und ‚z ähnlich x‘ gilt, so gilt 
auch ‚z lieber als y‘. 

 
 
2.2.3 Dünne oder dicke Rationalität? 
 
Aus ökonomischer Perspektive bedeutet Rationalität – wie gesagt –, 
dass der Einzelne aus seiner Präferenzordnung diejenige Alternative 
wählt, die ihm den größten Nutzen verschafft. Es lassen sich daher 
zwei Schlussfolgerungen festhalten. Erstens ist es der eigene Nut-
zen, der handlungsentscheidend ist (Eigennutzorientierung) und 
zweitens wird dieser maximiert (Nutzenmaximierung). Diese Fest-
stellung wirft aber mehr Fragen auf, als sie Klarheit schafft: Was 
lässt sich unter dem Begriff ‚Eigennutzen‘ konkret und genau fas-
sen? Ist dies ein möglichst hoher Kontostand? Das Besetzen der 
höchsten politischen Ämter wegen der damit verbundenen Macht-
fülle? Oder richtet sich der Eigennutz auf das Erreichen des inneren 
Seelenfriedens? Und welche aller möglichen Handlungen ist geeig-
net, eines der genannten Ziele zu erreichen? Neben diesen Unklar-
heiten bezüglich des Inhalts des Nutzenbegriffs stellen sich zudem 
Fragen hinsichtlich des Prinzips der Maximierung: Liegt im Streben 
nach dem Maximum nicht eine dauernde Überforderung? Ist das 
Ziel der Maximierung nicht auch ethisch fragwürdig? Handelt es sich 
gar um eine „theoretische Apotheose der Ellenbogenmentalität“ 
(Miller 1994)? 

Da es sich bei diesen beiden miteinander verwobenen Prinzi-
pien um häufig diskutierte und kritisierte Eigenschaften des homo 
oeconomicus handelt, erscheinen einige weiterführende Anmer-
kungen angebracht. Die innertheoretische, methodisch-konzep-
tionelle Debatte kreist vor allem darum, ob und gegebenenfalls wie 
der Begriff des ‚Eigennutzens‘ und dessen Maximierung näher 
spezifiziert werden kann. Bei dieser Diskussion geht es letztlich um 
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die Frage, welche Handlungen nun als rational bezeichnet werden 
können (zur normativen Kritik, die sich im wesentlich an der Eigen-
nutzenorientierung und Nutzenmaximierung entzündet, sei auf 
das Kapitel 8 verwiesen). 

Die beiden Positionen, die sich innerhalb der ökonomisch-
theoretischen Debatte über die Rationalität von Handlungen ge-
genüberstehen, werden üblicherweise als die ‚dünne‘ und die ‚di-
cke‘ Version von Rationalität bezeichnet (Elster 1983; Ferejohn 
1991). Beide Ansätze stimmen darin überein, dass ein Individuum 
aus seiner Präferenzordnung immer diejenige Alternative auswählt, 
die ihm den größten erwarteten Nutzen erbringt. Wie folgendes 
Beispiel zeigt, klingt dies einleuchtend: Am Wochenende vor die 
Wahl gestellt, präferiert eine Person einen Kinobesuch vor einem 
Kneipenbesuch. Geht die Person dann aber – ceteris paribus – 
dennoch in eine Kneipe, handelt sie nicht rational. Beide Rationali-
tätskonzeptionen gehen gleichermaßen davon aus, dass Individuen 
Nutzenmaximierer sind: Wer immer diejenige Alternative wählt, die 
den größten erwarteten Nutzen beschert, handelt zwangsläufig 
auch nutzenmaximierend. 

Bei der o.g. Entscheidung zwischen Kneipe und Kino würde 
wahrscheinlich niemand widersprechen. Anders mag es in folgen-
dem Beispiel aussehen: Eine Studentin bevorzugt, an einem heißen 
Tag ins Freibad zu gehen, anstatt für eine anstehende Klausur zu 
lernen. Handelt sie rational, wenn sie gemäß ihrer Präferenzord-
nung agiert und ins Freibad geht? Die dünne Version der Rationali-
tät würde dies bejahen. Für sie ist als einzig legitimer Ursprung der 
Präferenzordnung die subjektive Wünschbarkeit zum Zeitpunkt der 
Entscheidung ausschlaggebend. Rationales Handeln heißt so gese-
hen also nicht, dass ein Individuum immer die für ihn ‚wirklich‘ 
beste Alternative wählt. Mit anderen Worten: die ‚dünne‘ Rationali-
tät liefert keine Definition für eine Nutzenorientierung, die vom 
Subjekt unabhängig ist und insofern als möglicher objektiver Maß-
stab gelten könnte. Auch bedeutet dies nicht, dass „der Einzelne 
nur dann rational handelt, wenn er im Augenblick der Entscheidung 
die Wahl trifft, die er treffen würde, wenn er sich – nach Eintreten 
der Konsequenzen – noch einmal entscheiden könnte“ (Kirsch 
2004: 7). Selbst wenn also die oben erwähnte Studentin im Nach-
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hinein erkennt, dass es für sie besser gewesen wäre, auf das 
Schwimmen zu verzichten und stattdessen zu lernen, weil sie 
durch die Prüfung gefallen ist, bedeutet es nicht, dass sie, als die 
Entscheidung anstand, nicht rational gehandelt hat. Auch muss 
nicht vorausgesetzt sein, dass sie ausnahmslos über alle Alternati-
ven und ihre tatsächlich eintretenden Folgen informiert ist oder 
gar, dass Gefühle oder Emotionen nicht als Entscheidungsgrund 
akzeptiert würden. Die dünne Version von Rationalität „geht ledig-
lich davon aus, dass der Einzelne, so wie er ist, jene Alternative 
wählt, die ihm als die Beste erscheint“ (Kirsch 2004: 7).  

Rationales Verhalten heißt so gesehen ‚nur‘, dass die Gründe 
für die Handlungen aus der (konsistenten und widerspruchsfreien, 
siehe das vorherige Unterkapitel) Präferenzordnung erwachsen 
müssen: Die Handlungen müssen auf das verfolgte Ziel gerichtet 
sein (hier zeigt sich noch einmal der teleologische Charakter öko-
nomischer Theorien) und auch geeignet sein, das Ziel zu erreichen. 
Was das jeweilige inhaltliche Ziel ist, ist davon jedoch unabhängig: 
Würde die Studentin Schwimmen gehen, um die Prüfung zu beste-
hen, so würde man ein solches Verhalten richtigerweise als nicht 
rational bezeichnen. Geht sie aber Schwimmen, um sich sportlich 
zu betätigen, handelt sie rational, da ihr Handeln auf das präferier-
te Ziel ausgerichtet ist. In Abhängigkeit der subjektiven Präferenz-
ordnung kann also ein und dieselbe Handlung einmal als rational 
bzw. einmal als nicht rational beurteilt werden. Es bleibt also fest-
zuhalten: Die Präferenzen und ihre subjektive Ordnung bleiben der 
Theorie extern. Sie werden im Rahmen der Theorie nicht erklärt, 
zudem ist die Einordnung einer Handlung als rational oder irratio-
nal völlig unabhängig von ihrem Inhalt (vgl. Mayntz 2009: 69). 

Denkt man diese Konzeption weiter, so lässt sich im Extrem-
fall jedes noch so irrational erscheinende Handeln als rational in-
terpretieren, solange es nur in Übereinstimmung mit der subjekti-
ven Präferenzordnung steht und diese in sich widerspruchsfrei und 
konsistent ist. Auch lässt sich bspw. altruistisches Verhalten als 
rational auffassen. Die Maximierung des Eigennutzes heißt hier 
demnach nicht – oder zumindest nicht zwangsläufig – die völlig 
rücksichtslose Verfolgung egoistischer Interessen. Vielmehr kann 
rationales Handeln auch den Nutzen anderer mit einschließen. 
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Wichtig ist lediglich die Annahme, dass das Handeln immer am 
eigenen Nutzen ausgerichtet ist: Wer einem Freund bei einem Um-
zug hilft, tut dies, weil er sich selbst dabei schlecht fühlen würde, 
wenn er sich vorstellt, dass sein Freund die ganze Arbeit allein 
machen müsste, oder aber, weil er mit gutem Grund annehmen 
kann, dass er die gleiche Hilfe bei seinem Umzug erhalten würde. 
Man kann ein solches Verhaltensmodell auch als neutral eigennüt-
zig (Frey 1990: 6) bezeichnen: Es ist verlässlich, anzunehmen, dass 
Menschen entsprechend ihrer eigenen Interesse handeln, wobei 
sie ihren Mitmenschen weder ausgesprochen böswillig noch aus-
gesprochen gutwillig gegenüberstehen. Ein Handeln, welches auch 
anderen nützt, ist hierdurch – wie gesagt – nicht prinzipiell ausge-
schlossen. 

Ein solches ‚dünnes‘ Verständnis von Rationalität ist allerdings 
von einem empirischen Standpunkt aus problematisch, da es zur 
Tautologie neigt. Es ist im wahrsten Sinne des Wortes so ‚dünn‘, 
dass es kaum noch einen Inhalt hat. Alles Handeln lässt sich auf 
diese Weise im Nachhinein als rational interpretieren: Ein Indivi-
duum wählt aus allen Alternativen die Beste, und die Beste ist die-
jenige, die es auswählt. Die ‚Anforderungen‘ an rationales Handeln 
beschränken sich auf eine konsistente Präferenzordnung sowie auf 
einen geeigneten Einsatz von Mitteln zur Zielerreichung. Wenn 
auch das Argument vorgebracht wird, die Erklärungskraft ökono-
mischer Theorien ergebe sich nicht aus dem Inhalt der Präferen-
zen, sondern aus ihrer formalen Struktur (siehe z.B. Riker 1990), so 
gehen doch die meisten Theorien von einem robusteren ‚dickeren‘ 
Rationalitätsbegriff aus. Als eines der wenigen Beispiele für eine 
ökonomische Theorie der Politik, die auf einem dünnen Rationali-
tätskonzept beruht, sei das Unmöglichkeitstheorem von Arrow 
genannt (vgl. Kapitel 4) 

Doch ist mit einer ‚dickeren‘, weil gehaltvolleren Theorie wirk-
lich mehr gewonnen? Die ‚dicke‘ Version der Rationalität ist onto-
logisch anspruchsvoller und radikaler, da sie auch Annahmen über 
die generelle Ausrichtung der Präferenzordnungen von Individuen 
mit einbezieht. Sie geht von den gleichen Grundannahmen wie die 
‚dünne‘ Rationalität aus, fügt dem aber einen Maßstab für den 
Nutzenbegriff hinzu. Dieser Maßstab ist ebenfalls theorieextern, 
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d.h. er wird der Theorie von außen hinzugefügt und universell ge-
setzt: Die ‚dicke‘ Version des Rationalitätsbegriffs geht davon aus, 
dass alle Menschen grosso modo ähnliche Dinge schätzen. Dies sind 
klassischerweise Geld, Macht oder Triebbefriedigung, prinzipiell 
gibt es aber keinen Grund, bestimmte Annahmen über universelle 
Präferenzen von Menschen auszuschließen. Analytisch gesehen 
steht jedem frei, zu begründen, was Individuen schätzen und was 
sie versuchen zu maximieren. Die Gründe hierfür können besser 
oder schlechter sein, an der prinzipiellen Legitimität eines jeden 
Maximierungszieles ändert dies nichts. 

In der dicken Konzeption kann die Rationalität einer Handlung 
demnach nicht unabhängig von ihrem Inhalt betrachtet werden. 
Allerdings muss hier immer auch der Maßstab der Rationalität mit 
genannt werden. So wird bspw. in der Betriebswirtschaftslehre im 
Allgemeinen angenommen, dass Firmenchefs danach streben, den 
Unternehmensgewinn zu maximieren. Ebenso ist es aber auch 
möglich anzunehmen, dass Firmen das Wohlempfinden ihrer Ange-
stellten bei der Arbeit maximieren wollen. Wenn auch beide An-
nahmen prinzipiell gleichermaßen legitim sind, so heißt dies natür-
lich nicht, dass auch beides gleich sinnvoll ist. Es ist sicherlich intui-
tiv ersichtlich, dass erstere Annahme eine größeres Erklärungsmo-
ment bezüglich des Handelns von Firmenchefs hat als letztere 
(siehe auch das folgende Unterkapitel). 

Eine der großen Vorzüge der ökonomischen Theorie im All-
gemeinen und der dicken Version des Rationalitätsbegriffs im Spe-
ziellen ist, dass sie bezüglich ihrer Annahmen, im Gegensatz zu 
manch anderen Theorien und Theoriefamilien, transparent ist: 
Letztere legen auch immer bestimmte Annahmen zugrunde, tun 
dies aber implizit und versteckt oder wandeln sie sogar je nach 
argumentativem Bedarf ab. Bei ökonomischen Theorien hingegen 
werden – wenn es auch hier natürlich Ausnahmen gibt – die An-
nahmen explizit angesprochen und ggf. nachvollziehbar variiert. 

Zusammenfassend: Bei beiden Konzeptionen von Rationalität, 
sowohl bei der dünnen als auch bei der dicken, wird also Nutzen 
maximiert. Aber: „To be a maximizer you have to have something 
to maximize“ (Mueller 2003: 659). Die dünne Konzeption lässt 
(zunächst) offen, worin dieser Nutzen besteht, die dicke Version 
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spezifiziert diesen. Das ‚Mehr‘ an Annahmen führt dann auch a 
priori zu einer gehaltvolleren Analyse. Dadurch wird es möglich, 
allgemeine Aussagen über das Verhalten von Individuen zu treffen 
und letztlich sogar dieses zu prognostizieren. Um an das vorange-
stellte Beispiel anzuknüpfen: In einer ‚dicken‘ Konzeption kann 
man unterstellen, dass Individuen danach trachten, ihren berufli-
chem Erfolg zu maximieren. Davon ausgehend ist es für die Stu-
dentin (trotz heißen Wetters) nicht rational, Schwimmen zu gehen, 
wenn sie eigentlich lernen müsste. 

Doch diese größere analytische Stärke der ‚dicken‘ Version 
von Rationalität wird teuer ‚erkauft‘. Sie stellt nämlich den For-
scher vor die Aufgabe, für die Dauer der Analyse universelle Hand-
lungsorientierungen zu formulieren. Diese müssen allgemeine Gül-
tigkeit haben und können nicht situationsspezifisch variiert wer-
den, um andere, vielleicht widersprüchliche Phänomene zu erklä-
ren. Wie in Kapitel 3 anhand des Paradoxes des Wählens noch ge-
nauer diskutiert wird, stellt aber gerade Verhalten, das nicht im 
Rahmen der zugrunde gelegten Annahme erklärt werden kann 
(sog. ‚Anomalien‘), ein großes theoretisches Problem dar. 

 
Infokasten 2.3: Bounded Rationality 
 
Der Begriff und die Theorie der bounded rationality (begrenzte Rationa-
lität) wurde von Herbert Simon (1982) geprägt und von ihm als Gegen-
entwurf zur überharten Rationalität des homo oeconomicus entwickelt. 
Er wendet sich damit gegen einen unrealistischen und hochgradig über-
fordernden Rationalitätsbegriff, der Individuen unterstellt, über alle 
Handlungsoptionen und -folgen vollständig informiert zu sein und in-
nerhalb von Sekundenbruchteilen zu entscheiden. Simon betont hinge-
gen die kognitiven Prozesse und Grenzen, die das rationale Verhalten 
beschränken: Hohe Informationskosten, Unsicherheit der Entscheidung 
etc. führen dazu, dass Individuen nicht, wie in der klassischen ökonomi-
schen Theorie angenommen, ihren Nutzen maximieren (optimizing), 
sondern nur ein genügendes Niveau anstreben (saticficing). 
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2.3 Erklärungsmodell: Wie ‚erklärt‘ der ökonomische Ansatz? 
 
Das Ziel wissenschaftlicher Erklärungen ist immer die zutreffende, 
richtige Beschreibung der sozialen Realität. Über die Frage, was 
genau in den Sozialwissenschaften hierunter zu verstehen ist, gibt 
es allerdings bis heute keinen allgemein akzeptierten Konsens. Zu 
diskutieren sind vor allem die sozialen Wirkungszusammenhänge 
der beobachteten Phänomene, wobei es meist nicht darum geht, 
ob es überhaupt solche Wirkungszusammenhänge gibt, sondern 
auch darum, ob man diese als  
 
� kausale Wenn-dann-Zusammenhänge, oder als 
� prozessual-instrumentelle Um-zu-Zusammenhänge 
 
interpretieren kann bzw. soll (siehe hierzu Schubert 1995: 239). 

Sozialwissenschaftliche Forschung, die sich ökonomischer 
Theorien bedient, sucht in der Regel nach kausalen Zusammenhän-
gen. Entscheidende Startpunkte ihres Erklärungsmodells sind Ge-
dankenexperimente, welche unter Zuhilfenahme von Modellen 
durchgeführt werden. Modelle versuchen durch Abstraktion, Ver-
einfachung und Stilisierung der Realität einen zu erklärenden Zu-
sammenhang nachzubilden. Ein Modell muss einfach genug sein, 
um eine systematische Untersuchung zu erlauben, gleichzeitig aber 
auch dem zu untersuchenden Phänomen ähnlich genug sein, um 
aussagekräftige und substanzielle Erklärungen liefern zu können 
(vgl. Baumol 1972: 155; Schubert/Bandelow 2009). Ökonomische 
Modelle bewegen sich gerade in diesem Bereich zwischen (zu) 
starker Vereinfachung und (zu) starker Realitätsnähe.  

Die meisten Fälle ökonomischer Modellbildung eines politi-
schen Phänomens sind auf eine komparativ-statische Analyse ange-
legt. Hierzu gehören zum einen das bereits oben beschriebene 
Verhaltensmodell des homo oeconomicus, welches um weitere 
Annahmen ergänzt oder auch modifiziert werden kann. Zum ande-
ren sind dies aber auch Annahmen über Restriktionen und ihre 
Wirkungsformen sowie einfache Wirkungszusammenhänge. Die 
Entscheidungssituation des oben erwähnten Studenten, der sich 
ein Auto kaufen möchte, lässt sich bspw. wie folgt modellieren: Der 
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Student wird als (1) rationaler Entscheider definiert, der seine (2) 
Kaufentscheidung abwägend unter bestimmten (3) Restriktionen 
(zur Verfügung stehendem Budget, umweltethische Skrupel etc.) 
fällt. 

Auf der Basis solcher Annahmen werden dann das jeweilige 
Verhalten von Individuen und die daraus folgenden Konsequenzen 
ermittelt (vgl. Lehner 1981: 16). Teile dieser Annahmen werden 
sodann abgewandelt und variiert und bspw. untersucht, wie unter-
schiedliche Restriktionen oder alternative Rahmenbedingungen 
das ranking der Präferenzen und weitergehend die daraus folgen-
den Handlungskonsequenzen beeinflussen. Um im Beispiel zu blei-
ben: Der Student wird sich bspw. in einer Welt ohne Restriktionen 
für einen Sportwagen entscheiden. Bei der – realitätsnäheren – 
Annahme eines beschränkten Budgets wird er – Umwelterwägun-
gen ausgeblendet – einen gebrauchten Kleinwagen kaufen. Umge-
kehrt: Werden die umweltethischen Skrupel einbezogen, die Bud-
getgrenzen aber ausgeblendet, wird der Student sich für ein neues 
Solarauto entscheiden. 
 
Abbildung 2.3:  Logik der Situation durch den komparativ-

statischen Ansatz 

 
Quelle: Eigene Darstellung 
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Durch Variation der unterschiedlichen Parameter lassen sich im Mo-
dell also die unterschiedlichen Folgen vorhersagen, mit anderen 
Worten, Abweichungen und Änderungen lassen sich auf den ent-
sprechenden Parameterwechsel zurückführen, so dass sich deren 
Wirkung spezifizieren lässt. Dies mündet schließlich in der immer fei-
neren Herausarbeitung der Logik der Situation (vgl. Lehner 1981: 16). 

Dieses Herausarbeiten der Situationslogik kann auch als Ana-
lyse bezeichnet werden – Analyse hier seiner ursprünglichen grie-
chischen Wortherkunft entsprechend verstanden als ‚Auflösung‘. 
Analysieren heißt also, einen sozialen (Gesamt-)Zusammenhang in 
seine Einzelteile zu zerlegen und zu überlegen, was passiert, wenn 
man bestimmte Bestandteile durch andere ersetzt, deren Parame-
ter verändert oder in neuer Weise kombiniert. Baumol (1972: 156) 
regt an, dass man sich ein Modell wie eine Maschine vorstellen 
kann, deren genaue Funktionsweise beobachtet werden kann. So 
lässt sich bspw. feststellen, „welches Getriebe in welches eingreift, 
um uns in die Lage zu versetzen zu experimentieren und festzustel-
len, wie der Druck auf einen der Knöpfe der Maschine ihr Funktio-
nieren beeinflusst, und um die Größe des Effekts einer gegebenen 
Veränderung in der Einstellung eines ihrer Knöpfe zu berechnen“. 
Allerdings: Eine unmittelbare Übertragung der so gewonnenen 
Erkenntnisse auf die Wirklichkeit ist nicht zulässig. Stellt man bspw. 
durch eine Modellanalyse fest, dass unter bestimmten Vorausset-
zungen in einem Zweiparteiensystem die Parteien in die ‚politische 
Mitte‘ streben (siehe hierzu ausführlich Kapitel 3), so heißt dies 
nicht, dass dies auch in jedem Einzelfall in der Realität so sein muss. 
Andererseits lassen sich im Modell die apriorischen Voraussetzun-
gen hierfür isolieren, was ein erheblicher Erkenntnisfortschritt ist. 
Im genannten Fall bspw. führt die Annahme, dass Parteien Wähler-
stimmen maximieren, in Kombination mit einer eingipfligen Wäh-
lerverteilung mit ihrem Maximum in der politischen Mitte dazu, 
dass sich die Parteien, im Modell, ebenfalls in der politischen Mitte 
verorten.  

Analysieren heißt also Aufgliedern, Zerlegen, und analytische 
Modelle dienen – auf sehr unterschiedlichen Abstraktionsstufen – 
zu wissenschaftlichen Gedankenexperimenten. Mit Hilfe von Mo-
dellen, welche die für wesentlich gehaltenen Aspekte eines sozia-
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len Sachverhalts beinhalten, lassen sich empirisch überprüfbare 
Hypothesen über zukünftige Ereignisse aufstellen. Es obliegt dann 
der empirischen Überprüfung, die Vorhersagen des Modells und 
damit ihre Prognosefähigkeit zu bestätigen oder zurückzuweisen. 
Da Modelle, wie nun schon mehrfach betont, aber immer Vereinfa-
chungen sind, bietet es sich an, eher von Vereinbarkeit der Modell-
prognosen mit der Realität als von Übereinstimmung zu sprechen 
(vgl. Kromphardt 1982: 911).  

Stellt sich heraus, dass die Prognosen im Einzelfall nicht mit 
der Wirklichkeit vereinbar sind, heißt das nicht, dass kein Erkennt-
nisfortschritt erzielt wurde: Die Aufmerksamkeit des Forschers 
wird dann entweder auf zusätzliche Faktoren gelenkt, die für die-
sen Einzelfall maßgeblich sind oder aber Lücken und Unzulänglich-
keiten des Modells werden identifiziert. Dadurch wird der For-
schungsprozess erneut angeregt und möglicherweise Verbesse-
rungen induziert. So kann man bspw. feststellen, dass in Großbri-
tannien die beiden relevanten Parteien nicht oder zumindest nur 
eingeschränkt zur (politischen) Mitte hin streben. Ein Grund hierfür 
mag sein, dass dort die Wählerverteilung nicht in der politischen 
Mitte am stärksten ist, sondern jeweils links und rechts von ihr 
entsprechend der Klassenzugehörigkeit (was dann seinerseits zu 
überprüfen ist). Dies ist ein Beispiel für die heuristische Funktion 
ökonomischer Modelle. „Über die Methode wird eine neue Sicht-
weise eingeführt, die soziale Phänomene häufig in einem ganz 
anderen Licht erscheinen lassen“ (Braun 1999: 48f.).  

Die Gradwanderung zwischen Realitätsnähe und Abstraktion 
ökonomischer Modelle ist Anlass für ständige Diskussionen inner-
halb und außerhalb der ökonomischen Theorie. Thematisiert wird 
regelmäßig die Aussagekraft und der Nutzen realitätsferner Model-
le: Was können Modelle, die explizit und z.T. gravierend von der 
Realität abstrahieren (und sich insofern von der gegebenen Wirk-
lichkeit entfernen) überhaupt noch über diese aussagen? 

Zunächst ist zu entgegnen, dass der Sinn von Modellen nicht 
darin besteht, eine möglichst exakte und bis ins Detail gehende 
Nachbildung der Realität zu konstruieren. Im Buch „Momo“ von 
Michael Ende wird die Geschichte eines Versuchs erzählt, der darin 
bestand, eine so detailgetreue Nachbildung der Erde herzustellen, 



 47 

dass für eben diese Nachbildung nahezu die gesamte Materie der 
Erde aufgebraucht wurde (und das Amphitheater, in dem Momo 
lebt, bildete den Sockel). Dieses fiktionale Beispiel macht, weil es 
den Gedanken eines maximalrealistischen Modells radikal bis zum 
Ende denkt, auf bildhafte Weise deutlich, dass Modelle auch zu 
realitätsnah sein können: Je nach analytischem Zweck können 
verschiedene Grade an Detailtreue wünschenswert sein. Die Gren-
ze des wünschbaren Grades an Kompliziertheit bildet einzig die 
rein praktische Erwägung nach der Fähigkeit, diese Kompliziertheit 
kognitiv erfassen zu können (vgl. Baumol 1972: 155).  

Ein empirisch bestätigtes Modell hingegen kann dann so lange 
Gültigkeit für sich beanspruchen, bis ein anderes Modell entwickelt 
wird, welches mehr Phänomene der Realität oder das gleiche Phä-
nomen besser erklären kann. Nach einem ebenso berühmten wie 
berüchtigten Argument von Milton Friedman (1953) solle man 
sogar eine Theorie niemals an der Realitätsnähe ihrer Annahmen 
messen, sondern nur an ihrer Prognosefähigkeit. Solange es einer 
Theorie nur gelingt, empirisch als mit der Realität vereinbar über-
prüfte Hypothesen zu liefern, ist die Falschheit ihrer Annahmen 
irrelevant.11 Man solle einfach so tun, als ob die Annahmen richtig 
seien. Ein solches Vorgehen nach dem Motto ‚Hauptsache, die 
Theorie funktioniert‘ ist aber sehr umstritten, wird hierbei doch der 
Wahrheitsstatus der Theorie selbst völlig außer Acht gelassen. 
Nimmt man, wie Friedman, die Möglichkeit in Kauf, dass die An-
nahmen selbst falsch sind, so lässt sich nicht überzeugend argu-
mentieren, dass die Richtigkeit der so aufgestellten Hypothesen 
nicht zufällig ist.  

Die grundlegenden Konzepte und Annahmen der ökonomi-
schen Methode sind hiermit kurz beschrieben. Im Laufe der einzel-
nen Kapitel wird nun immer wieder hierauf Bezug genommen, um 
die notwendige abstrakte Darstellung weiter zu verdeutlichen.  

                                                           
11 Friedman (vgl. 1953: 19f.) verdeutlicht dies an einem konstruierten Beispiel aus der 
Biologie: Ausgehend von der Annahme, dass die Blätter eines Baumes versuchen, 
den größtmöglichen Anteil an Sonnenlicht zu ergattern, lässt sich die Hypothese 
ableiten, dass der Blattbestand eines Baumes an der südlichen Baumseite dichter ist 
als an der nördlichen Seite. Dies ist in der Tat empirisch belegbar, auch wenn natür-
lich die Annahme, die zu dieser Hypothese geführt hat, eindeutig falsch ist, können 
Blätter doch nicht bewusst handeln oder gar ihren Standort ändern. 
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3 Anthony Downs:  
Ökonomische Theorie der Demokratie 

 
 
 

 
 
Die „Ökonomische Theorie der Demokratie“, Anthony Downs Dis-
sertationsschrift aus dem Jahre 1957 (deutsche Übersetzung 1968), 
gehört zu den wichtigsten Beiträgen der Politikwissenschaft im 
Allgemeinen und der public-choice-Forschung im Speziellen. Sein 
Einfluss lässt sich auch an seiner kontroversen Rezeption belegen: 
Für die einen wegweisendes und eine eigene Forschungsrichtung 
begründendes Werk, für die anderen ein demokratietheoretisch 
unhaltbarer und realitätsferner Irrweg der wissenschaftlichen 
Durchdringung des demokratischen Wettbewerbs. Unabhängig 
davon, wie man zu Downs Herangehensweise und Erkenntnissen 
steht, sein bahnbrechender Einfluss ist unbestritten: Sein Buch ist 
eines der am häufigsten zitierten Werke in der Politikwissenschaft. 

Als Ausgangspunkt seiner demokratietheoretischen tour de 
force nimmt Downs die auch von Joseph Schumpeter formulierte, 
provokative Idee auf, dass man strikt zwischen der privaten Moti-
vation einer Handlung und ihren sozialen Funktionen unterscheiden 
müsse. Diese Ausgangsthese bedeutet, dass man die individuellen 
Gründe, die eine Person zu ihrem Handeln motivieren, nicht gleich-
setzen darf und soll mit den daraus entstehenden gesellschaftli-
chen Folgen. Der Anbau von Getreide durch einen Landwirt oder 
das Backen von Brot von einem Bäcker erfüllen eine gesellschaftli-
che Funktion, nämlich die, zur Ernährung der Gesellschaft beizutra-
gen. Allerdings baut weder der Landwirt Getreide an, noch backt 
der Bäcker hieraus Brot, um die Gesellschaft zu ernähren, vielmehr 
ist für beide der eigentliche Antrieb die höchst private Motivation, 
den eigenen Lebensunterhalt zu gewährleisten. 

Diese Unterscheidung ist aus ökonomischer Sicht selbstver-
ständlich und völlig einsichtig. Sie postuliert, dass man sich auf das 
Prinzip der ‚privaten Motivation‘ verlassen kann, wenn es darum 
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geht, gesellschaftliche Funktionen zu erfüllen (wie z.B. die markt-
wirtschaftliche Güterproduktion). Der politischen Theorie und der 
Demokratietheorie war bis zu Schumpeter und Downs diese Idee, 
zumindest in solch einer expliziten Ausformulierung, weitgehend 
fremd. Gängig war – wie das auch heute noch in vielen Fällen wei-
terhin angenommen wird – die Vorstellung, dass die politischen 
Akteure sich an einem – wie auch immer definierten – Allgemein-
wohl orientieren und ihre Tätigkeiten an diesem Maßstab ausrich-
ten. Schumpeter und in seiner Nachfolge Downs wenden sich ex-
plizit gegen die normative Aufladung dieser Ansicht und setzen 
dem eine positive Theorie der Demokratie entgegen. ‚Positiv‘ heißt 
hier, dass nicht beschrieben wird, wie eine Demokratie funktionie-
ren soll, sondern ein Modell dafür geliefert wird, wie sie wirklich ist, 
wie sie tatsächlich, faktisch funktioniert. 

Die analytische Trennung zwischen privater Motivation und 
sozialer Funktion sowie der Verzicht auf normative Aussagen lässt 
die Demokratie in der Downs’schen Perspektive in völlig neuem 
Licht erscheinen. Aus dieser Sicht ist sie schlicht eine Methode der 
Regierungsauswahl bzw. des Regierens. Wähler und Parteien12 tref-
fen auf einem politischen Markt aufeinander, wobei letztere um die 
Stimmen ersterer konkurrieren. Dieser politische Markt folgt der 
gleichen Funktionslogik wie jeder andere ökonomische Marktme-
chanismus auch: Rationale und Eigennutz maximierende Unter-
nehmer (hier: Parteien) entwickeln Produkte (hier: politische Pro-
gramme und Lösungsvorschläge), um mit diesen einen möglichst 
hohen Gewinn (hier: Wählerstimmen oder öffentliche Ämter) zu 
erzielen. Die ebenso rationalen und Eigennutz maximierenden 
Konsumenten (hier: Wähler) wägen zwischen den verschiedenen 
angebotenen Produkten (hier: Wahlprogramme) ab und entschei-
den sich für das beste Angebot (hier: Wahl der bevorzugten Par-
tei). 

                                                           
12 Downs geht in seiner Theorie von der Annahme aus, Parteien seien in sich ge-
schlossene, homogene Gebilde. Parteiinterne Auseinandersetzungen und Richtungs-
streitigkeiten werden komplett ausgeblendet. Dies ist empirisch eindeutig falsch, 
vereinfacht aber die Analyse. Es ist daher unwesentlich, ob hier von ‚Parteien‘ oder 
‚Kandidaten‘ (oder ähnlichem) gesprochen wird, da die Begriffe in diesem Kontext 
zusammenfallen. 
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Damit sind bereits die beiden entscheidenden Prämissen, die 
der ökonomischen Theorie der Demokratie zugrunde liegen und 
auf denen Downs sein gesamtes Modell aufbaut, genannt: 
 
1. Einziges Ziel von Parteien ist der Wahlsieg. Sie streben diesen 

an, um die materiellen und immateriellen Vorteile, die mit einer 
Ämterübernahme verbunden sind (Prestige, Macht, Einkom-
men, etc.), nutzen und genießen zu können. Sie formulieren al-
so politische Programme, um Wahlen zu gewinnen. Die Um-
kehrung – Parteien wollen Wahlen gewinnen, um ihre Pro-
gramme umzusetzen – gilt allerdings nicht (Downs 1968: 27f.). 

2. Wähler vergleichen die zur Wahl antretenden Parteien und 
geben ihre Stimme so ab, dass ihnen aus den Tätigkeiten der 
gewählten Regierung ein möglichst großer eigener Nutzen 
entsteht. 

 
Downs verwendet dementsprechend für seine Modellentwicklung 
ein sog. ‚dickes‘ Rationalitätskonzept (siehe Kapitel 2): Für die 
Parteien füllt er den Nutzenbegriff (als leitende Handlungsorientie-
rung) mit der Stimmenmaximierung bzw. dem Wahlgewinn, der 
Nutzen der Wähler ist ein möglichst hoher eigener Ertrag aus den 
politischen Maßnahmen der Regierung. Getreu des in Kapitel 3 
vorgestellten wirtschaftswissenschaftlichen Modellbegriffs unter-
sucht er deduktiv und analytisch-zerlegend die Auswirkungen der 
Grundprämissen für den demokratischen Wettbewerb. Hier steht 
auch und vor allem das Zusammenspiel der Prämissen mit unter-
schiedlichen Kontextannahmen (Informationslage, Parteiensys-
tem, Wahlrecht, etc.) im Vordergrund. Er untersucht – immer auf 
Grundlage der oben beschriebenen Rationalitätsannahme – dem-
nach also, welche Auswirkungen bspw. verschiedene Wahlsysteme 
(Mehrheitswahlrecht, Verhältniswahlrecht etc.) oder der Grad an 
Informiertheit der Wähler auf die Logik der Wahlentscheidung 
bzw. die Dynamik des Verhaltens der Parteien haben.  

Im Folgenden werden nun die modellimmanenten Implikatio-
nen und Auswirkungen der beiden eben genannten Prämissen 
dargestellt, damit das Downs’sche Demokratieverständnis deutlich 
wird. Zunächst wird in Kapitel 3.1 der Blickwinkel der Wähler als 
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‚Nachfrager‘ eingenommen und diskutiert, wie und auf welcher 
Grundlage ihre Wahlentscheidung getroffen wird. Kapitel 3.2. be-
schäftigt sich mit der ‚Angebotsseite‘, also dem Verhalten der Par-
teien unter Berücksichtigung verschiedener Kontextannahmen. 

Aus der konsequenten Anwendung des ökonomischen Ratio-
nalitätsbegriffs auf demokratische Wahlentscheidungen ergeben 
sich zwei zunächst paradox klingende, ‚unbequeme Nebenfolgen‘ 
für die Downs’sche Theorie: die rationale Ignoranz und die rationale 
Abstinenz: In einer Welt der Informations- und Opportunitätskos-
ten dürfte es für Wähler wenig rational sein, sich genau über die 
politischen Inhalte aller zur Wahl stehenden Parteien zu informie-
ren (rationale Ignoranz). Da die Kosten (fast) immer den Nutzen 
übersteigen, ist es auch wenig rational, überhaupt zur Wahl zu 
gehen (rationale Abstinenz). Auf die rationale Ignoranz und die 
Rolle von Ideologien als „Informationsheuristiken“ (vgl. Kaiser 
2007a: 625) wird in Kapitel 3.1 besonders eingegangen. Der Aspekt 
der rationalen Abstinenz verweist auf eine schwerwiegende empi-
rische Anomalie (d.h. gravierende Abweichung der beobachteten 
Realität von den Modellvoraussagen). Diese wird sogar häufig für 
eine generelle Kritik am public-choice-Ansatz genutzt (siehe auch 
Kapitel 8). Aufgrund dieser Bedeutung ist es lohnenswert, das 
‚Paradox des Wählens‘ in Kapitel 3.3 gesondert zu beleuchten. 
 
 
3.1 Rationale Wähler: Die Bildung des Parteiendifferentials 
 
Grundannahme ist also, dass ein rationaler Wähler immer derjeni-
gen Partei seine Stimme gibt, von der er oder sie sich den größten 
Nutzen verspricht, sollte die Partei die Regierung stellen: 
 

„Alle Bürger empfangen ständig eine Flut von Vorteilen aus der staat-
lichen Tätigkeit. Die Polizei wacht in ihren Straßen, Wasser wird ge-
reinigt, Straßen werden instand gehalten, Küsten verteidigt, Abfall 
wird entfernt, es gibt Wettervorhersagen usw. Diese Vorteile glei-
chen genau den Vorteilen, die ihnen aus privater, wirtschaftlicher Tä-
tigkeit zufließen, und nur weil man ihre Herkunft kennt, weiß man, 
dass sie dem Staat zu verdanken sind.“ (Downs 1968: 35) 
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Zentrales begriffliches Instrument bei der Wahlentscheidung ist für 
den Wähler das sog. erwartete Parteiendifferential. Dieses Partei-
endifferential ergibt sich daraus, dass der rationale Wähler zu-
nächst antizipiert, was er von den unterschiedlichen Parteien zu 
erwarten hat, wenn sie an der Macht wären. Die alternativen Er-
gebnisse vergleicht er und schätzt auf dieser Basis ein, wie hoch 
der persönliche Nutzen ist, den er jeweils erwarten kann. Im Falle 
eines Zweiparteiensystems und eines über die Absichten und 
Wahlversprechen der Parteien perfekt informierten Wählers ist 
dies auf den ersten Blick geradezu simpel: Es handelt sich um die 
Differenz des erwarteten Nutzens aus einer weiteren Amtsperiode 
der Regierungspartei und des erwarteten Nutzens einer Legisla-
turperiode, in der die Oppositionspartei an die Macht gelangt. 
Wenn der Wert positiv ist, entscheidet sich der Wähler für die Re-
gierungspartei; ist der Wert negativ, wählt er die Oppositionspar-
tei. Auf den Punkt gebracht: Geht der Wähler davon aus, dass das 
Weiterregieren der Regierungspartei in der kommenden Wahlperi-
ode vorteilhafter für ihn ist, stimmt er für sie – nimmt er an, ein 
Regierungswechsel würde ihm mehr Vorteile bescheren, entschei-
det er sich für die Oppositionspartei.  

Doch so einfach, wie es zunächst erscheint, ist dieses Kalkül 
nicht. Das erwartete Parteiendifferential ergibt sich aus den jewei-
ligen erwarteten Nutzeneinkommen, welche dem Wähler durch die 
beiden Parteien entstehen. Dieses muss seinerseits zunächst ein-
mal berechnet werden. Wie aber kann sich der Wähler auf rationa-
ler Basis diese Nutzeneinkommen herleiten? Das Problem ergibt 
sich insbesondere daraus, dass der rationale Wähler künftige Leis-
tungen miteinander vergleichen muss, über die er aus prinzipiellen 
kognitiven Gründen kein gesichertes Wissen haben kann. Downs 
folgt daher bei der Konstruktion des erwarteten Parteiendifferen-
tials dem Grundsatz, dass ein Kalkül umso belastbarer und sicherer 
ist, je tatsachenbasierter es ist. 

Da es offensichtlich schwierig ist, das erwartete Parteiendiffe-
rential zu berechnen, wird es nach Downs in drei Hauptbestandtei-
le zerlegt. Wichtigstes Element ist dabei das gegenwärtige Partei-
endifferential. Um dieses zu bilden, zieht der Wähler zunächst 
gesichertes Wissen heran: Er fragt danach, welches Nutzenein-
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kommen er tatsächlich aus der vergangenen Legislaturperiode 
durch die Regierungspartei erhalten hat. Dann schätzt er ab, wel-
ches Nutzeneinkommen er erhalten hätte, wenn die Oppositions-
partei im gleichen Zeitraum regiert hätte (hypothetische Schät-
zung). Die Differenz aus diesen beiden Werten bildet dann das 
gegenwärtige Parteiendifferential. Zwar wird auch hier nicht gesi-
chertes, weil nicht tatsächlich erfahrbares Wissen mit einbezogen, 
allerdings enthält diese Berechnung so viele konkrete Tatsachen wie 
möglich. Anstatt (wie oben erwähnt) unmittelbar zwei zukünftige 
hypothetische Nutzeneinkommen miteinander zu vergleichen, 
werden zunächst ein tatsächliches gegenwärtiges und ein hypothe-
tisches gegenwärtiges Nutzeneinkommen miteinander verglichen 
(vgl. Downs 1968: 39). Auf der Basis eines realen Wertes (das tat-
sächlich erhaltene Nutzeneinkommen der Regierungspartei) ist die 
Kalkulation des hypothetischen Nutzeneinkommens (wenn die 
Oppositionspartei an der Regierung gewesen wäre) deutlich bes-
ser und realistischer einzuschätzen. 

Zweiter Hauptbestandteil: Das gegenwärtige Parteiendiffe-
rential wird durch den sog. Trendfaktor modifiziert, um zum erwar-
teten Parteiendifferential zu gelangen. Mit anderen Worten wird 
dem gegenwärtigen Parteiendifferential, das ja auf Werten aus der 
Vergangenheit basiert, ein auf die Zukunft gerichteter Aspekt hin-
zugefügt. So kann es bspw. sein, dass sich die Regierungspartei 
nach einigen Fehlern zu Beginn im Laufe der endenden Wahlperio-
de stetig verbessert hat. Nun leistet sie nach Ansicht des Wählers 
durchaus gute Arbeit. Wenn er jetzt annehmen kann, dass dies 
anhält, wird er die anfänglichen Probleme weniger stark in das 
gegenwärtige Parteiendifferential einfließen lassen. Im umgekehr-
ten Fall, d.h. wenn sich zum Ende der Legislaturperiode die Arbeit 
der Regierungspartei verschlechtert, wird der rationale Wähler die 
zu Beginn für ihn vorteilhaften Politiken weniger stark in dem er-
warteten Parteiendifferential berücksichtigen.  

Der dritte Bestandteil des erwarteten Parteiendifferentials ist 
die sog. Leistungsbewertung. Nach Downs greift der Wähler hierauf 
nur dann zurück, wenn sein gegenwärtiges Parteiendifferential 
gleich Null ist, er also keinen Unterschied zwischen Regierungs- 
und Oppositionspartei sieht. Bei der Leistungsbewertung wird das 



 55 

bisherige Nutzeneinkommen aus der Regierungstätigkeit mit ei-
nem Nutzeneinkommen verglichen, welches möglich gewesen 
wäre, wenn eine ideale Partei an der Macht gewesen wäre. Da der 
Wähler sich also zunächst nicht zwischen Regierungspartei und 
Oppositionspartei entscheiden kann (das gegenwärtige Parteien-
differential ist ja Null), sucht er für seine Entscheidung eine andere 
Grundlage. Es stellt sich für ihn nun die Frage, ob eine politische 
Veränderung prinzipiell eher vorteilhaft oder eher nachteilig ist. 
Wenn er jetzt, auf Grundlage seines persönlich gebildeten politi-
schen Maßstabs, zu dem Ergebnis kommt, dass die Arbeit der am-
tierenden Regierung eher gut für ihn war, so wird er wieder für sie 
stimmen. Kommt er zu dem Ergebnis, dass sie eher schlecht war, 
stimmt er für die Oppositionspartei. Erst wenn das gegenwärtige 
Parteiendifferential gleich Null ist und die Leistungsbewertung 
indifferent ausfällt, enthält er sich seiner Stimme.13 

Bei der eben dargestellten Bildung des erwarteten Parteien-
differentials mit seinen drei Bestandteilen handelt es sich letztlich 
um eine Explikation der Grundprämisse, dass Wähler durch ihre 
Wahlentscheidung ihren persönlichen Nutzen maximieren wollen. 
Allerdings verkompliziert sich diese ohnehin schon anspruchsvolle 
Berechnung, wenn einerseits Ungewissheit und verstärkter Infor-
mationsmangel in das Modell eingeführt wird, andererseits nicht 
mehr nur von einem Zweiparteiensystem ausgegangen wird. Da 
nicht zwangsläufig eine Partei die Mehrheit der Stimmen erlangt, 
ist die Mehrheitsbildung in einem Mehrparteiensystem (bspw. 
durch Koalitionsbildungsprozesse) deutlich schlechter zu prognos-
tizieren.  

Ein weiterer wichtiger Faktor ist zu beachten: Bislang wurde 
davon ausgegangen, dass den Wählern keine Kosten entstehen, 
wenn sie sich über die politischen Inhalte und Ziele der konkurrie-
renden Parteien informieren, diese also in unbegrenzter Menge 

                                                           
13 Einschränkend ist zu erwähnen, dass der Wähler nach Downs die Leistungsbewer-
tung bei einem Parteiendifferential von Null nicht in jedem Fall mit einbezieht: Sein 
gegenwärtiges Parteiendifferential kann nicht nur gleich Null sein, wenn die beiden 
antretenden Parteien eine identische Politik vertreten, sondern auch dann, wenn sie 
zwar verschiedene Politikkonzepte propagieren, diese Konzepte aber für den Wähler 
ein gleiches Nutzeneinkommen erzeugen. In diesem Fall ist aber eine Leistungsbe-
wertung wenig sinnvoll (vgl. Downs 1968: 43). 
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kostenlos zur Verfügung stehen. Dies ist aber unrealistisch, da das 
Sammeln, Ordnen und Verarbeiten von Informationen mit Zeitkos-
ten und Opportunitätskosten verbunden ist. Bei der Informations-
suche fallen beim Wähler also Kosten an, die möglicherweise auch 
den Nutzenzuwachs durch das Mehr an Informationen übersteigen 
können. Als Ertrag einer Information lässt sich der Nutzenzuwachs 
interpretieren, der aus einer Entscheidungsänderung resultiert 
(vgl. Lehner 1981: 27). Erst wenn dieser Ertrag höher ist als die In-
formationskosten, ist es also rational, sich (weitergehend) politisch 
zu informieren. Da die Stimme des Einzelnen in großen Massende-
mokratien von verschwindend geringem Einfluss ist, stellt es sich 
folglich selten als rational dar, sich auf ‚politische Informationssu-
che‘ zu begeben.14 

Zwei Überlegungen schränken aber diese pessimistische The-
se der „rationalen Ignoranz“ ein. Zunächst einmal sind durch mo-
derne Informationstechniken und Massenmedien die Informations-
kosten stark gesunken. Fernsehnachrichten, Tageszeitungen und 
Internetdienste liefern dem Wähler nahezu kostenfrei und verein-
fachend aufbereitet viele wichtige Informationen. Praktisch ne-
benbei und auch ohne aktive Informationssuche erhält der Wähler 
also eine Vielzahl wichtiger Informationen. Überspitzt könnte man 
sagen, dass aufgrund ihrer Ubiquität gar nicht vermieden werden 
kann, entsprechenden Informationen ausgesetzt zu sein. 

Für das Konzept des rationalen Wählers ist allerdings wichti-
ger, dass die Parteien zur besseren Orientierung der Wähler länger-
fristig gültige Programme und vor allem Ideologien anbieten. Unter 
Rückgriff auf die ideologische Verortung ist es den Wählern mög-
lich, ohne große Kosten Parteien miteinander zu vergleichen. Mit 
Hilfe von Ideologien können viele politische Lösungsvorschläge 
und Vorhaben auf wenige Schlagworte reduziert werden. Aus die-
ser Sicht machen Ideologien nicht nur intrinsischen, weltanschau-
lich-philosophischen Sinn, sondern werden auch von den Parteien 
instrumentell zur Informationskomprimierung und Komplexitäts-

                                                           
14 Hinzu kommt, dass der Ertrag einer Information sowohl klein ist, wenn das Parteien-
differential klein ist (da der Nutzenzuwachs der resultierenden Entscheidungsände-
rung gering ist), als auch, wenn das Parteiendifferential groß ist (da die Wahrschein-
lichkeit einer Entscheidungsänderung klein ist). Siehe hierzu Lehner (1981: 29f.). 
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reduzierung eingesetzt. Damit das auch funktioniert, ist allerdings 
eine gewisse Kontinuität und Beständigkeit bei der ideologischen 
Ausrichtung der Parteien nötig, denn nur dann erfüllen Programme 
und Ideologien ihren Zweck, dem Wähler kostengünstige Informa-
tionen bereit zu stellen. 

Ungewissheit und Informationskosten verändern also deutlich 
die rationale Wahlentscheidung. Dies wird verstärkt, wenn anstelle 
eines Zweiparteiensystems ein Mehrparteiensystem in das Modell 
einbezogen wird: Hier muss der Wähler nicht nur die Siegeschan-
cen der präferierten Partei in sein Kalkül mit einbeziehen, sondern 
auch die Unwägbarkeiten der Koalitionsbildung. Die Anforderun-
gen an den rationalen Wähler, für seine Wahlentscheidung die 
richtigen Einschätzungen zu leisten, steigen also enorm. Erstens 
muss er kalkulieren, wie wahrscheinlich es ist, dass die von ihm 
präferierte Partei an einer Mehrheitskoalition beteiligt ist. Zweitens 
muss er einschätzen, inwiefern seine Partei dann in der Lage sein 
wird, innerhalb der Koalition die eigenen Ziele durchzusetzen (vgl. 
Kaiser 2007a: 629). Unter diesen komplexen Voraussetzungen 
steigen nicht nur die Anforderungen an den Wähler enorm an. Sie 
erzeugen zudem eine Tendenz zur kognitiven Überforderung, die 
auch durch die eben erwähnten Strategien der Informationsredu-
zierung durch Ideologien nicht immer ausgeglichen werden kann. 
Rationales Wählen wird in einem von Ungewissheit geprägten 
Modell zu einer kaum lösbaren Aufgabe.  

Downs selbst formuliert drei mögliche Reaktionsweisen der 
rationalen Wähler: „Einige Wähler enthalten sich in völliger Ratlo-
sigkeit der Stimme, andere wagen den Sprung und gehen trotz der 
Ungewissheit zur Wahl und wieder andere wechseln ihren Stand-
punkt und behandeln die Wahl als Präferenzbekundung.“ Für diese 
drei Reaktionsweisen mag es jeweils gute Gründe geben, eine 
verunsichernde Schlussfolgerung zieht er aber selbst: „Ohne Zwei-
fel wird aus diesem Prozess eine Regierung hervorgehen, ob sie 
aber durch rationale Auslese entstanden ist, lässt sich a priori nicht 
sagen.“ (beide Zitate Downs 1968: 150). Der im Konzept des ratio-
nalen Wählers angelegte, inhärente Konflikt zwischen rationalem 
Kalkül und ebenso rationaler, informationeller und elektoraler 
Passivität wird also auch von Downs selbst nicht aufgelöst. 
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3.2 Rationale Parteien: Der demokratische Wettbewerb 
 
Im Modell von Downs handeln nicht nur die Wähler gemäß der 
Rationalitätsannahme. Auch die Parteien streben nach Nutzenma-
ximierung. In ihrem Fall geht es um die Maximierung ihres Stim-
menanteils. Wie nun lässt sich rationales Verhalten von Parteien 
analytisch fassen und explizieren? 

Nach Downs gibt es eine entscheidende Kontextbedingung, 
an der die Parteien ihr Handeln ausrichten: die Verteilung der Wäh-
lerpräferenzen. Hierzu stelle man sich ein Modell vor, in welchem 
die Präferenzen der Wähler auf einem ideologischen Links-Rechts-
Kontinuum dargestellt sind. Jeder Punkt der horizontalen Achse 
repräsentiert einen möglichen ideologischen Standpunkt, der je-
weils von den Parteien eingenommen werden kann. Die über die-
sem Links-Rechts-Kontinuum liegende Kurve gibt die Häufigkeits-
verteilung der Wähler an: Je mehr Wähler sich an einem dieser 
Ideologie-Punkte verorten, desto höher ist sie. Wähler entscheiden 
sich nun, in Übereinstimmung mit den Überlegungen aus dem 
vorherigen Kapitel, für diejenige Partei, welcher sie ideologisch am 
nächsten sind. Anders ausgedrückt: Die Wähler minimieren bei 
ihrer Wahlentscheidung ihre ideologische Distanz zu einer Partei. 

Abbildung 3.1 zeigt z.B. eine eingipflige (unimodale) Wähler-
verteilung. Die meisten Wähler befinden sich demnach in der Mitte 
des politischen Spektrums (Punkt M), wobei mit steigender Ent-
fernung von der Mitte die Wählerhäufigkeiten (symmetrisch) ab-
nehmen. Da die Wählerverteilung sowohl symmetrisch als auch 
unimodal ist, befinden sich bei dem Punkt M nicht nur die meisten 
Wähler, sondern auch der Median der Verteilung. Der Medianwäh-
ler (so wird der Wähler genannt, der sich genau auf dem Median 
verortet) befindet sich exakt dort, wo die Wählerschaft in zwei 
gleich große Teile geteilt werden kann: Es befinden sich also gleich 
viele Wähler links vom Medianwähler wie rechts von ihm. Statis-
tisch ausgedrückt lässt sich also sagen, dass in Abbildung 3.1 Mo-
dalwert, d.h. das Maximum der Verteilung, und Median zusammen-
fallen. Diese Unterscheidung ist wichtig, um die nachfolgenden 
Argumente der Logik des Parteienverhaltens nachvollziehen zu 
können.  
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Abbildung 3.1:  Unimodale Wählerverteilung 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 
 

Je weiter man sich von M aus politisch nach links bzw. nach rechts 
bewegt, desto weniger Wähler gibt es, die sich dort verorten. Eine 
solche idealtypische Wählerverteilung entspricht am ehesten der-
jenigen einer entwickelten, sozial befriedeten Industriegesell-
schaft; man spricht auch von einer „nivellierten Mittelstandsgesell-
schaft“ (Schelsky 1953). 

Ausgehend von gegebenen und fixen (d.h. feststehenden) 
Wählerpräferenzen wird nun das Verhalten der Parteien A und B im 
Wesentlichen durch die Wählerverteilung bestimmt. Geht man von 
einer vollständigen Wahlbeteiligung aus, so werden die beiden 
Parteien in Richtung M konvergieren: Da sich definitionsgemäß bei 
M jeweils die Hälfte der Wähler links bzw. rechts hiervon befindet, 
haben bspw. alle Wähler, die sich links von A befinden, ‚keine ande-
re Wahl‘ als für A zu stimmen, da A zwangsläufig die für sie nächst-
gelegene Partei ist. Aus diesem Grunde kann A aber auch ungehin-
dert weiter nach rechts Richtung M wandern, um neue Wähler 
hinzuzugewinnen. Sie riskiert dabei nicht den Verlust der links von 
ihr befindlichen Wähler. Für Partei B gilt diese Logik entsprechend 
umgekehrt (vgl. Mueller 2003: 232). Der hier genannte Zusammen-
hang ist als sog. Medianwählertheorem bekannt geworden: Um die 
Wahl zu gewinnen, bewegen sich rationale Parteien auf die Positi-
on des Medianwählers zu. 

Allerdings ist es durchaus auch vernünftig, ja sogar weitaus 
realistischer, anzunehmen, dass mit steigender Distanz zwischen 
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Partei und Wähler dessen Neigung abnimmt, diese zu wählen. Ist 
ein bestimmter Distanz-Schwellenwert überschritten, reagiert der 
Wähler möglichlicherweise mit Stimmenthaltung. Verlässt man also 
die Annahme vollständiger Wahlbeteiligung, so lässt sich im Fall 
von Abbildung 3.1 z.B. argumentieren, dass sehr weit links bzw. 
sehr weit rechts stehende Wähler nicht mehr A bzw. B wählen, 
wenn diese sich weiter in Richtung M bewegen. Dennoch wäre in 
diesem Fall eine Konvergenz beider Parteien in Richtung M ratio-
nal: Da sich bei M nicht nur der Medianwähler, sondern auch der 
(einzige) Gipfelpunkt der (symmetrischen) Wählerverteilung befin-
det, können in der Mitte mehr Wähler gewonnen werden, als am 
Rand verloren gehen. 

Zur weiteren Verdeutlichung der dahinterstehenden Logik sei 
nun die Situation betrachtet, in der die Wählerpräferenzen nicht 
unimodal, sondern bimodal verteilt sind, wie in Abbildung 3.2 dar-
gestellt. Eine solche Verteilung findet sich bspw. in stark polarisier-
ten Klassengesellschaften.  
 
Abbildung 3.2:  Bimodale Wählerverteilung 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 
 
Bei der wiederum angenommenen vollständigen Wahlbeteilung in 
einem Zwei-Parteiensystem entscheidet sich der Wähler ebenfalls 
für diejenige Partei, zu der er die geringste Distanz hat. Auch hier 
würden sich die beiden Parteien in Richtung M bewegen: Sie haben 
den Verlust der links (A) bzw. der rechts (B) von ihnen stehenden 
Wähler nicht zu befürchten.  

Anders gestaltet sich die Situation, wenn wieder die Möglich-
keit des Stimmenverlustes einberechnet wird. In diesem Fall wer-
den die Parteien rationalerweise an den beiden Gipfelpunkten 
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verweilen, da sich hier die meisten Wähler befinden. Jede Bewe-
gung in Richtung M kann dazu führen, dass weniger gewonnen als 
verloren wird, also letztlich zu einem Saldo-Verlust von Wählern 
führt. Zudem muss immer auch die prinzipielle Gefahr einer Partei-
neugründung mit einberechnet werden: Je weiter sich eine etab-
lierte Partei von ihrem lokalen Maximum entfernt, desto höher ist 
der Anreiz für neue Parteien, in den freigewordenen Bereich ein-
zudringen und dort der etablierten Partei Wähler abspenstig zu 
machen.  

Zusammenfassend lässt sich also sagen: Unter der unrealisti-
schen Annahme einer vollständigen Wahlbeteiligung streben die 
Parteien zum Median. Wird die Möglichkeit der Wahlenthaltung 
mit einbezogen, werden sie sich an den lokalen Maxima verorten. 

Dieses Modell von Downs ist wegen seiner Einfachheit, logi-
scher Stringenz und wegen seines Erfolgs bei der Erklärung vieler 
parteipolitischer Phänomene berühmt geworden. Mit ihm lässt sich 
bspw. sehr gut der zwischen Union und SPD, aber nicht nur in 
Deutschland immerwährende ‚Kampf um die Mitte‘ erklären. Dies 
ist auch deshalb interessant, weil Downs das Modell unter dem 
Einfluss der zunehmenden (und damals erklärungsbedürftigen) 
Konvergenz zwischen den Demokraten und den Republikanern in 
den 1950er Jahren in den USA entwickelte. Weiterhin bietet Downs 
mit seinem Modell auch einen Erklärungsansatz für den inhaltli-
chen bzw. den ideologischen Wandel von Parteien (Anpassung an 
gewandelte Wählerpräferenzen). Darüber hinaus liefert er – wie 
bereits erwähnt – auch eine Erklärung für die Entstehung neuer 
Parteien (Repräsentationslücken aufgrund falscher Einschätzung 
der tatsächlich vorhandenen Wählerverteilung). 

Nicht zu Unrecht argumentieren Kritiker aber, dass Downs’ 
Modell statisch und deterministisch ist. Mit anderen Worten: Weil 
er von einer konstanten Wählerverteilung ausgeht, ergibt sich aus 
der Modelllogik zwangsläufig eine unbewegliche Gleichgewichtssi-
tuation. In dieser sind die Parteien alternativlos an den Medianwäh-
ler bzw. an einen Gipfelpunkt gebunden. Einflussmöglichkeiten der 
Parteien auf die Wählerpräferenzen existieren dagegen nicht. Da 
die Verteilung der Wählerpräferenzen also theorieextern vorgege-
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ben ist, d.h. von ihr selbst nicht erklärt wird, bleibt auch ihre analy-
tische Stärke äußerst begrenzt. 

Dieser Kritik kann jedoch entgegen gehalten werden, dass sie 
die ökonomische Theorie der Demokratie von Downs massiv ver-
kürzt und gewissermaßen auf das Medianwählertheorem bei ein-
gipfliger, symmetrischer Wählerverteilung und perfekter Informa-
tionslage reduziert. Zum einen verwendet Downs aber sehr viel 
Mühe darauf, den Faktor Ungewissheit in die einfache Grundstruk-
tur seines Modells einzuführen. Dies dynamisiert das Modell inso-
fern, als sich die Parteien bspw. nicht sicher sein können, dass sich 
bei dem von ihnen gewählten ideologischen Standpunkt auch wirk-
lich die meisten Wähler befinden. Diese Unsicherheit löst die Statik 
der ursprünglichen Modellsituation auf und ruft beständiges Agie-
ren und Ausprobieren von Seiten der Parteien hervor.15 Zum ande-
ren wandelt Downs die Annahme fixer, unveränderlicher Wähler-
präferenzen ab und schließt auch die Möglichkeit ein, dass Parteien 
hierauf Einfluss haben können (Downs 1968: 83ff.). Parteien sind 
also nicht auf Gedeih und Verderb mit unveränderbaren Wähler-
präferenzen konfrontiert, an denen sie dann ihr Handeln ausrich-
ten müssen. Sie haben auch die Möglichkeit, durch programmati-
sche Innovationen, durch Wahlkampf oder geschickte Rhetorik, 
Wähler von ihrem Standpunkt zu überzeugen. Dies gilt umso mehr, 
je ungewisser die Situation auch für die Wähler ist: „Auch wenn die 
Wähler feste Ziele haben, sind daher ihre Ansichten darüber, wie 
man an diese Ziele herankommt, formbar und können durch Über-
redung geändert werden“ (Downs 1968: 85). 

Hier zeichnet sich also ein Bild demokratischen Wettbewerbs 
ab, das weitaus dynamischer ist, als dem Downs’schen Modell 
gemeinhin zugeschrieben wird (vgl. Kaiser 2007a: 623). Ungewiss-
heit und die Möglichkeit, Wählerpräferenzen ändern zu können, 
sind die beiden Faktoren, die eine dynamische Analyse ermöglichen 
und somit diese nicht nur auf statische, auf einen Zeitpunkt bezo-

                                                           
15 Als Beispiel hierfür lassen sich die sog. ‚Testballons‘, meist von Parteipolitikern aus 
der zweiten Reihe, nennen. Hierbei wird eine vom offiziellen Parteistandpunkt ab-
weichende Meinung öffentlich geäußert. Fallen die Reaktionen der Öffentlichkeit 
negativ aus, wird dies als Einzelmeinung heruntergespielt, sind sie eher positiv, wird 
die Parteimeinung überdacht. 
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gene Gleichgewichtssituationen beschränkt bleibt. Vielmehr kom-
men dynamische Veränderungen des Gleichgewichts in den Blick, 
wie sie sich durch laufende Anpassungsprozesse der Parteien bzw. 
der Wähler im Zeitverlauf ergeben. 
 
 
3.3 Das Paradox des Wählens16 
 
Obwohl die „Ökonomische Theorie der Demokratie“ eines der 
Gründungswerke des public-choice-Ansatzes ist und einen bahn-
brechenden Einfluss ausübte, formulierte Downs in ihr ein Paradox, 
das die gesamte Forschungsrichtung nachhaltig verunsicherte: Die 
zentrale Idee der Ökonomischen Theorie der Demokratie ist der 
rationale Wähler, einer, der seine Wahlentscheidung aufgrund 
klarer, am eigenen Nutzen orientierter Kriterien trifft. Wenn das für 
die Wahlentscheidung gilt, dann muss das auch für die Frage gel-
ten, ob er überhaupt zur Wahl gehen soll. Allerdings geht ein ratio-
naler Wähler nur dann zur Wahl, wenn der Nutzen, den er davon 
hat, die aufzubringenden Kosten übersteigt (vgl. Kirchgässner 
2008: 141). Dieses Kalkül wurde von Riker und Ordeshook (1968) in 
übersichtlicher Weise formalisiert. 
 
Abbildung 3.3:  Nutzenkalkül des rationalen Wählers 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

                                                           
16 Unter dem Begriff des ‚Paradox des Wählens‘ (‚paradox of voting‘) firmiert in 
manchen Publikationen auch das Problem intransitiver Abstimmungsergebnisse, 
welches in diesem Buch in Kapitel 4 behandelt wird. Hier wird darunter allerdings 
ausschließlich die Anomalie hoher Wahlbeteiligungen bezeichnet, die den Theorie-
vorhersagen widersprechen. 
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Der erwartete Nutzen B, den ein Wähler durch den Wahlsieg der 
von ihm bevorzugten Partei hat, wird gewichtet mit der Wahr-
scheinlichkeit p, dass er oder sie die Wahl entscheidet. Die Kosten 
der Wahlbeteiligung C sind bspw. die aufgewendete Zeit, um am 
Wahltag zum Wahlbüro zu gehen. Nur wenn pB größer als C ist, ist 
es rational, wählen zu gehen. 

Das Paradox besteht nun darin, dass bei Millionen von Wahl-
berechtigten die Wahrscheinlichkeit, dass eine einzelne Stimme 
den entscheidenden Ausschlag gibt, sehr gering ist. Hierfür müss-
ten die Stimmen aller anderen Wähler genau gleich auf die Parteien 
verteilt sein und die bevorzugte Partei verlieren, sollte man nicht 
wählen gegangen sein (vgl. Mueller 2003: 304). Der Faktor p ist 
demnach extrem klein, und in der Folge auch das Produkt mit dem 
Nutzen B. Wenn aber pB vernachlässigbar klein ist (p � B � 0), und 
im Gegensatz dazu die Kosten C verhältnismäßig hoch sind, auf 
jeden Fall aber größer als pB, folgt aus dem rationalen Nutzenkal-
kül, dass kaum jemand wählen geht. Das aber ist ein Ergebnis, das 
offensichtlich der Realität widerspricht. „Unfortunately for theory, 
people do vote“ (Uhlaner 1989: 390). Die Wahlbeteiligung bei der 
Bundestagswahl 2009 betrug bspw. 70,8 Prozent. Das ist eine 
demokratietheoretisch durchaus diskussionswürdig niedrige Betei-
ligungsquote. Aus Sicht der ökonomischen Theorie ist dies dage-
gen eine nicht mehr erklärbar hohe Wahlbeteiligung, ein empiri-
sches Faktum, das der theoretischen Erwartung völlig widerspricht. 

Der Schock für jeden Verfechter ökonomischer Theorien dürf-
te auf der Hand liegen: Eine Theorie, die Wählen als rationales Han-
deln erklärt, kommt zu dem Schluss, dass das tatsächlich beob-
achtbare Verhalten ganz offensichtlich nicht rational ist (vgl. Kirch-
gässner 2008: 143). Nicht zufällig wird daher das Paradox des Wäh-
lens als Paradebeispiel herangezogen, wenn es darum geht, öko-
nomische Theorien der Politik als unangemessen und realitätsfern 
zu kritisieren (Green/Shapiro 1999 und Kapitel 8 in diesem Buch). 
Das Paradox ist also eine zentrale Herausforderung für die rational-
choice-Theorie. So fragt selbst Grofman, ein standhafter Verteidi-
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ger dieses Ansatzes, in einem berühmten Aufsatz (1993): „Is turn-
out the paradox that ate rational choice theory?“17  

Allerdings wurden einige theorieinterne Versuche zur Ehren-
rettung des Wählerparadoxes unternommen. Dowding (2005: 443) 
folgend lassen sich die Rettungsansätze entsprechend der Parame-
ter der Ungleichung in Abbildung 3.3. in fünf Kategorien untertei-
len: 
 
� Die rational-choice-Theorie mag zwar nicht erklären können, 

warum Leute wählen gehen, dafür aber, was sie wählen, 
wenn sie einmal in der Wahlkabine stehen (Irrelevanzlösung). 

� Die Kosten des Wählens sind so gering, dass sie nicht ins Kal-
kül einbezogen werden (C-Lösungen). 

� Zum Nutzen des Wählens müssen weitere Nutzenanteile hin-
zugerechnet werden (B-Lösungen). 

� Die Wähler verstehen entweder die Wahrscheinlichkeit nicht 
richtig und beziehen sie nicht in ihr Kalkül ein oder aber die 
Wahrscheinlichkeit muss anders als über die Maßgeblichkeit 
der einzelnen Stimme definiert werden (p-Lösungen). 

� Es muss ein weiterer Faktor D in das Nutzenkalkül einbezogen 
werden (D-Lösungen). 

 
Eine Darstellung aller vorgeschlagenen Lösungsansätze für das 
Paradox des Wählens würde den Rahmen dieses Kapitels bei wei-
tem sprengen. Daher sollen nur beispielhaft verschiedene Strate-
gien, die jeweils an den verschiedenen Termini der Ungleichung 
ansetzen, erläutert werden. Gelungene Überblicksdarstellungen 
der umfangreichen und ausdifferenzierten Diskussion finden sich 
bei Geys (2006), Mueller (2003: 303-332) und Dowding (2005). An 
letzterem orientiert sich die folgende Darstellung. 
 
Irrelevanzlösungen  
Die Irrelevanzlösung ist keine Lösung im eigentlichen Sinne. Sie 
akzeptiert vielmehr das Argument, d.h. das Versagen des rational-

                                                           
17 Auch, wenn er – wenig überraschend – zu dem Ergebnis kommt, dass dieses Para-
dox kein grundlegendes Problem darstellt, zeigt es doch, dass es sehr ernst genom-
men wird. 
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choice-Ansatzes bei der Frage, warum Wahlbeteiligungen relativ 
hoch sind. Gleichzeitig wird dieses Versagen aber nicht als Grund 
anerkannt, rational-choice-Theorien völlig aus der analytischen 
Werkzeugkiste der Sozialwissenschaften zu verbannen. Zwar kann 
die absolute Höhe der Wahlbeteiligung nicht erklärt werden, aber 
es darf auch nicht erwartet werden, dass die rational-choice-
Theorien alles erklären. Ihre Stärken liegen eher in der Erklärungs-
kraft in Grenzbereichen (Dowding 2005: 444; Wuffle 1999: 204). 
Dies betrifft bspw. die Annahme, dass je knapper der Ausgang 
einer Wahl ist (p also größer wird), desto höher wird die Wahlbetei-
ligung sein. Ebenso wird sie höher sein, wenn bei einer Wahl viel 
auf dem Spiel steht (B also steigt; wenn es bspw. um eine Verfas-
sungsabstimmung geht). Auch die Kosten C spielen eine Rolle: Eine 
Wahlpflicht erhöht bspw. die Wahlbeteiligung, eine Wählerregist-
rierung, die nicht automatisch, sondern erst auf Antrag erfolgt, 
senkt die Wahlbeteiligung. Für all diese Tendenzen gibt es – wenn 
auch nicht unumstrittene – empirische Hinweise. 

Ein möglicher Trugschluss muss allerdings vermieden werden: 
„[T]his does not show, of course, that people vote because pB – C > 
0, it only shows that p, B and C can independently affect their deci-
sion on whether or not to vote” (Dowding 2005: 445). Ein fader 
Beigeschmack bleibt also: Es kann gezeigt werden, dass die Kos-
ten, Nutzen und die Enge der Wahl die Wahlbeteiligung beeinflus-
sen. Mit den Hilfserklärungen kann aber nicht gezeigt werden, dass 
Wähler, wenn sie denn wählen, dies aus rationalen Gründen tun. 
 
C-Lösungen 
Ein naheliegender Ausweg aus dem Paradox des Wählens ist die 
Argumentation, dass die Kosten der Stimmabgabe eigentlich sehr 
gering sind und eben nicht nur der erwartete Nutzen (aufgrund der 
außerordentlich geringen Wahrscheinlichkeit, dass die abgegebene 
Stimme wahlentscheidend ist). Die Kosten der Wahlbeteiligung, so 
dieses Argument, werden massiv überschätzt. Sie sind vielmehr 
soweit vernachlässigbar, dass sie gar nicht in die jeweilige Kosten-
Nutzen-Kalkulation einbezogen werden müssen. So stellt sich Niemi 
(1976) auf den Standpunkt, dass es durch die Omnipräsenz des 
Wahlkampfs nahezu unmöglich ist, zu übersehen, dass eine Wahl 
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stattfindet – es entstehen also keine Informationskosten. Zudem 
sind die Wahllokale lange geöffnet und für gewöhnlich nahe am 
Wohnort des Wählers, wodurch die Opportunitätskosten ebenfalls 
vernachlässigbar sind. 

Dieser Lösungsansatz hat eine gewisse Attraktivität, er hat 
aber auch Widerspruch erfahren: Die Kosten des Wählens spielen, 
wie oben argumentiert, durchaus eine Rolle. So gering wie gerade 
dargestellt können sie demnach nicht sein. Dies gilt bspw. in Staa-
ten, die nur über eine weniger gut ausgebildete ‚politische Infra-
struktur‘ verfügen. Hier können die Kosten durchaus beachtlich 
sein, wenn z.B. stundenlanges Warten vor den Wahllokalen erfor-
derlich ist oder gar mit physischen Repressalien zu rechnen ist (vgl. 
Green/Shapiro 1999: 75). Die Strategie der C-Lösung, die Kosten des 
Wählens zu relativieren, ist also bestenfalls in einigen wenigen 
Fällen plausibel, schafft es aber nicht, das Paradox insgesamt auf-
zulösen.  
 
B-Lösungen 
Die B-Lösung ist die wahrscheinlich schwächste und eine nur selten 
vertretene Strategie zur Lösung des Wählerparadoxes. Sie basiert 
auf der Annahme, dass die Kosten-Nutzen-Kalkulation des Wählens 
positiv sein kann, wenn der Nutzen B nur groß genug ist. Interpre-
tiert man bspw. B nicht einzig über den eigenen persönlichen Nut-
zen, sondern schließt auch den Nutzen anderer mit ein, dann wird 
B weit größer sein.  

Dagegen ist aber einzuwenden, dass völlig unabhängig davon, 
wie plausibel nun diese Neu- und Uminterpretation auch sein mag, 
sie an der extrem geringen Größe von p, mit dem B gewichtet wird, 
scheitert. Hierzu gehe man bspw. von den Gegebenheiten in 
Deutschland aus und nimmt – nur um es anschaulich zu machen und 
entgegen der tatsächlichen Situation – an, es gäbe hier ein Mehr-
heitswahlsystem mit nur zwei Parteien. Nimmt man weiterhin an, 
dass beide Parteien eine genau 50-prozentige Wahrscheinlichkeit 
haben, die Wahl zu gewinnen, dann lag bei der Bundestagswahl 
2009 mit seinen 44.005.57518 Wählern die Wahrscheinlichkeit, der 

                                                           
18 Siehe hierzu den Internetauftritt des Bundeswahlleiters (www.bundeswahlleiter.de) 
zur Bundestagswahl 2009. 
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‚decisive voter‘ zu sein, bei 0,009 Prozent.19 Ein solch geringer Faktor 
könnte aber nur durch ein B ausgeglichen werden, das realisti-
scherweise nicht zu leisten ist. Auf den Punkt gebracht: Der Nutzen 
B kann gar nicht so groß interpretiert werden, dass die nahezu ver-
nachlässigbare Wahrscheinlichkeit von p ausgeglichen würde. 
 
p-Lösungen 
p-Lösungen gehören hingegen zu den vielversprechenden Ansät-
zen. Grundidee hier ist, entweder p so neu zu interpretieren, dass 
es weniger vernachlässigbar ist, oder aber diesen Term völlig aus 
der Ungleichung auszuschließen (Dowding 2005: 448). Hier werden 
stellvertretend zwei der vielen möglichen Ansätze vorgestellt: (1) 
die Überschätzung von p sowie (2) das sog. minimax-regret-Modell 
(Minimierung des größtmöglichen Bedauerns). 

(1) Dass Menschen regelmäßig und häufig Wahrscheinlichkei-
ten falsch einschätzen, ist wohlbekannt. Daher mag es naheliegen, 
dass Wähler systematisch ihren eigenen Einfluss bei Wahlen über-
schätzen. Im persönlichen Nutzenkalkül steigt dadurch aber der 
Nutzen der Wahlbeteiligung, d.h. dieser kann größer als die Kosten 
sein.  

Der Nachteil dieses Arguments liegt auf der Hand: Warum sind 
Wähler ausgerechnet bei der Entscheidung, ob sie wählen gehen 
sollen, nicht in der Lage, die Wahrscheinlichkeit und somit ihren 
Nutzen richtig zu kalkulieren? Dagegen soll es aber so sein, dass sie 
in der Wahlkabine anspruchvollste Berechnungen über ideologi-
sche Distanzen vornehmen können (siehe das vorherige Unterkapi-
tel)? Diese Strategie muss sich also vorhalten lassen, dass sie nur 
kurzsichtig und willkürlich aus der Strenge der Theorie ausbricht, 
                                                           
19 Grundlage der Berechnung ist die von Mueller (2003: 305) dargelegte Formel. Diese 
geht, neben der vereinfachenden Annahme des Mehrheitswahlrechts mit nur zwei 
Parteien, von der höchst problematischen Annahme aus, die Wähler wüssten bereits 
vor der Wahl für ihre eigene Nutzenkalkulation sowohl, wie hoch die Wahlbeteiligung 
sein wird, wie auch die Wahrscheinlichkeiten eines jeden Bürgers, die eine oder 
andere Partei zu wählen. Auch führt jede noch so geringe Abweichung von einer 
exakten 50:50-Wahrscheinlichkeitsaufteilung (bspw. 49,9:50,1) zu einem massiven 
Abfall der Wahrscheinlichkeit, dass die eigene Stimme den Ausschlag gibt. Die An-
nahmen sind also über alle Maßen unrealistisch, stellen aber den günstigsten denkba-
ren Fall dar. Jede Annäherung an die Realität hat radikal geringere Wahrscheinlichkei-
ten zur Folge. Siehe hierzu auch Fischer (1999). 
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um sie der Realität, dem empirischen Faktum anzupassen. Das 
allerdings ist kein gangbarer Weg für eine Theorie, die sich gerade 
dieser Strenge rühmt. 

(2) Im minimax-regret-Modell verfolgen Ferejohn und Fiorina 
(1974) hingegen die Strategie, p aus der Berechnung ganz auszu-
schließen. Die Autoren gehen davon aus, dass die Entscheidung 
über die Wahlteilnahme realistischerweise gar nicht in Kenntnis der 
Wahrscheinlichkeit, der entscheidende Wähler zu sein, getroffen 
werden kann. Wenn aber Entscheidungen nicht auf entsprechende 
Wahrscheinlichkeitswerte gestützt werden (können), kann es eine 
angemessene Strategie sein, sie so zu treffen, dass sie hinterher 
nicht bedauert werden. Abstrakt gesprochen heißt das: Die Ent-
scheidung wird nicht unter ‚Risiko‘ (bei dem man die Wahrschein-
lichkeit des Eintretens berechnen kann) sondern unter ‚Ungewiss-
heit‘ getroffen (d.h. man kennt die Eintrittswahrscheinlichkeit 
eines Ereignisses nicht). Im minimax-regret-Modell wird nun ange-
nommen, dass eine Entscheidung gesucht wird, die das größtmög-
liche Bedauern verhindert, bzw. näher an der wörtlichen Überset-
zung: das ‚maximale Bedauern minimiert‘.  

Bezogen auf das Wahlparadoxon sind zwei Situationen denk-
bar, in denen es nachträglich etwas zu bedauern gibt: einerseits die 
Situation, dass der Wähler gewählt hat und seine Stimme nicht den 
entscheidenden Ausschlag gegeben hat (er hätte also auch zu 
Hause bleiben können), und andererseits die Situation, dass er 
nicht wählen war, aber ausgerechnet seine Stimme gefehlt hat, um 
der von ihm bevorzugten Partei zum Sieg zu verhelfen.20 Sicherlich 
ist das Bedauern in der letztgenannten Situation deutlich größer 
als in der erstgenannten. Welche Situation aber eintritt, wird er 
erst wissen, wenn die Wahl abgeschlossen ist. Für den Wähler 
bleibt bis dahin ungewiss, ob seine Stimme letztlich nicht doch 
ausschlaggebend ist. Vor diesem Hintergrund entscheidet er sich 
für die Option, bei der sein mögliches Bedauern am geringsten ist: 
er wird also trotz der Wahrscheinlichkeit, nicht der alles entschei-

                                                           
20 Die beiden anderen möglichen Alternativen (der Wähler wählt und seine Stimme 
ist die entscheidende sowie der Wähler wählt nicht und seine Stimme wäre auch 
nicht entscheidend gewesen) können ignoriert werden, da in beiden Fällen kein 
Bedauern entsteht. 
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dende Wähler zu sein, wählen gehen. Mit anderen Worten, er mi-
nimiert das größtmögliche Bedauern, das dann eintreten würde, 
wenn seine Stimme doch ausschlaggebend gewesen wäre und den 
Wahlausgang tatsächlich verändert hätte. 

Aber, man ahnt es: Auch diese Lösung überzeugt nicht völlig. 
Einerseits ist hinsichtlich des Wahlausgangs der Faktor Ungewiss-
heit nicht so groß wie angenommen (es geht schließlich nur um 
den Fall, in dem eine einzelne Stimme die Wahl entscheidet). An-
dererseits ist die Anwendung des minimax-regret-Modells als Hand-
lungsstrategie sehr konservativ und führt zudem in anderen Kon-
texten zu bizarren Handlungen. Ist man bspw. in einem Zweipar-
teiensystem zwischen den beiden antretenden Parteien indiffe-
rent, so würde man sich nach dem minimax-regret-Modell enthal-
ten. Tritt nun aber noch eine extreme Partei an, deren Sieg ebenso 
unerträglich wie unwahrscheinlich wäre, so würde einen allein 
diese Tatsache an die Urne treiben, einzig aufgrund der völlig un-
wahrscheinlichen Möglichkeit, dass die extreme Partei gewinnt, 
und dies vor allem mit nur einer einzigen Stimme Vorsprung (vgl. 
Mueller 2003: 307f.). 
 
D-Lösungen 
Bei dem Term D (für duty) handelt es sich um den zusätzlichen 
Nutzen, der durch die Teilnahme an der Wahl entsteht. Dies kann 
bspw. ein intrinsischer Wert sein, wie er der Demokratie zugebilligt 
wird. Dieser Wert wird einfach in die Ungleichung eingefügt (siehe 
Abbildung 3.4). Diese Lösung kann auf Downs selbst zurückgeführt 
werden, der schreibt: „Demokratie [ist] in gewissem Sinne eine 
Belohnung für die Wahlbeteiligung. Wir nennen den Teil dieser Be-
lohnung, den der Bürger bei jeder Wahl erhält, seinen langfristigen 
Partizipationswert“ (Downs 1968: 265, Hervorhebung im Original). 
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Abbildung 3.4:  Nutzenkalkül des Wählers mit D-Term 

 
Quelle: Eigene Darstellung  

 
 
Es gibt verschiedene Vorschläge dafür, was mit dem Term D im 
Detail ausgedrückt werden soll. Letztlich kann alles mögliche dazu 
führen, dass sich die Motivation zur Wahlbeteiligung erhöht. Ange-
fangen vom langfristigen Nutzen der Unterstützung der Demokra-
tie, über die Loyalitätsbekundung zum politischen System, bis hin 
zum puren Spaß daran, zum Wahlbüro zu gehen und zu wählen. 
Mag auch die Einführung von D zunächst wie ein Taschenspieler-
trick erscheinen: Mit dem Term wird ein zusätzlicher Wert einge-
führt, der das Modell schließlich, so zumindest die Vertreter dieses 
Ansatzes, rettet. Deshalb gilt diese Variante auch als hoffnungs-
vollster Ansatz zur Lösung des Wahlparadoxons oder, wie Dowding 
(2005: 443) es ausdrückt: Individuen „still maximise their expected 
utility, but the work in utility terms is done by ‚D‘“. Gleichzeitig zeigt 
die Notwendigkeit, diesen Faktor einzuführen, die Grenzen rein 
ökonomischer Erklärungen auf: D ist im wesentlichen ein klassisch 
soziologischer Faktor (duty = Pflicht). Wenn bei der entscheidenden 
Frage, ob sich ein Wähler an Wahlen überhaupt beteiligt, letztlich 
alles an der soziologischen Größe D hängt, entzieht sich die ökono-
mische Analyse selbst ihre eigene Grundlage. 

Was lässt sich als Schlussfolgerung festhalten? Kann die pub-
lic-choice-Theorie ihr selbst hervorgebrachtes Paradox lösen oder 
zumindest abschwächen? Wie gesehen kann keine der dargestell-
ten Lösungen vollends überzeugen. Zumeist wird die ansonsten so 
hilfreiche und vielgelobte Strenge der Theorie ihr selbst zum Ver-
hängnis. Allerdings sei, im Anschluss an Dowding (2005: 443), auf 
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zwei Argumente hingewiesen: Erstens müssen sich die verschiede-
nen Lösungen nicht zwangsläufig ausschließen. Es obliegt also 
nicht zwingend p, B, C oder D alleine und jeweils für sich, die analyti-
sche Last des Paradoxes zu tragen. Es ist vielmehr vorstellbar, dass 
bestimmte Faktoren zusammen wirken. Zweitens handeln Indivi-
duen meistens nicht nur aus einem Grund (vgl. auch Wuffle 1999: 
203), und umgekehrt ist auch plausibel, dass viele Individuen ein 
und dieselbe Handlung aus verschiedenen Gründen vollziehen.  

Wissenschaftlicher Fortschritt – das kann man an diesem Bei-
spiel sehr gut demonstrieren – hakt manchmal und es bedarf im-
mer wieder neuer praktischer und intellektueller Anstrengungen, 
um auftretende Schwierigkeiten zu überwinden. Eines ist klar: ein 
vielversprechendes Erklärungsmodell verliert nicht deshalb an 
Attraktivität und Bedeutung, weil immer wieder Probleme auftau-
chen. Vielmehr sollten die Probleme dazu antreiben, die Theorie 
immer weiter zu verbessern. 
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4 Kenneth J. Arrow:  
Individuelle und kollektive Präferenzen 

 
 
 
 

 
Rationales Verhalten bedeutet in der ökonomischen Theorie, dass 
Individuen Handlungsalternativen in eine logisch konsistente Prä-
ferenzordnung bringen und schließlich die am höchsten eingeord-
nete Alternative wählen. Das wurde bereits in Kapitel 2 gezeigt und 
gilt unabhängig davon, ob ein dünnes oder dickes Konzept von 
Rationalität vertreten wird. Was aber passiert, wenn ein Indivi-
duum nicht mehr für sich alleine entscheidet, sondern mehrere 
Individuen eine Entscheidung über mehrere Alternativen fällen 
müssen? Ein Freundeskreis, der sich auf ein Ausflugsziel einigen 
muss, ein Sportverein, der über die Verteilung der Mitgliedsbeiträ-
ge auf die Abteilungen abstimmt oder ein Parlament, welches über 
ein Gesetz entscheidet: All dies sind Fälle, in denen ein Entschei-
dungsmechanismus dabei hilft, individuelle Präferenzen zu einer 
kollektiven Entscheidung zu aggregieren (siehe Abbildung 4.1). 
 
Abbildung 4.1:  Aggregation individueller Präferenzen 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

J. Dehling, K. Schubert, Ökonomische Theorien der Politik, 
DOI 10.1007/978-3-531-92701-5_4, © VS Verlag für Sozialwissenschaften 
| Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2011
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Bei den genannten Beispielen für Entscheidungssituationen gibt es 
zunächst viele denkbare Möglichkeiten der Entscheidungsfindung: 
Ein Los könnte über das Ergebnis entscheiden, eine einzelne Per-
son könnte die Alternative für alle bestimmen, es könnte aber auch 
über die verschiedenen Alternativen abgestimmt werden. Ausge-
hend von einer demokratischen Grundhaltung erzeugen die beiden 
erstgenannten Alternativen eine gewisse Skepsis, allerdings aus 
unterschiedlichen Gründen. Bei der Losziehung spielen die indivi-
duellen Präferenzordnungen überhaupt keine Rolle, da das Ergeb-
nis ausschließlich vom Zufall abhängt. Ganz gleich, wie die Indivi-
duen über die jeweiligen Alternativen denken, einen Einfluss auf 
die Entscheidung hat dies nicht. Mag der Losentscheid auch nicht 
im eigentlichen Sinne undemokratisch sein: Der Zufall ist ja für alle 
Beteiligten gleich. Das Unbehagen bei diesem Entscheidungsmo-
dus liegt insbesondere darin, dass die so ermittelte kollektive Prä-
ferenzordnung völlig losgelöst von den individuellen Präferenz-
ordnungen ist und auch gar nicht auf weitere Veränderungen rea-
giert (fehlende ‚positive responsiveness‘) In dem Fall, dass eine 
Person das Ergebnis bestimmt, gibt es zwar eine Beziehung zwi-
schen individueller und kollektiver Präferenzordnung: Letztere 
ergibt sich aus der einen individuellen Präferenzordnung des dikta-
torischen Entscheiders. Alle anderen individuellen Präferenzord-
nungen aber werden ignoriert. Das steht leicht erkennbar demo-
kratischen Prinzipien entgegen. 

Die demokratische Anforderung einer gleichbehandelnden Be-
ziehung zwischen individuellen Präferenzen und schlussendlicher 
Entscheidung verweist auf eine doppelte Herausforderung. Es 
muss ein sozialer (Entscheidungs-)Mechanismus gefunden werden 
(für gewöhnlich eine Abstimmung), welcher sowohl allen individu-
ellen Präferenzen gegenüber gleich sensibel ist als auch diese ohne 
unfaire Verzerrungen in eine neue, kollektive Präferenzordnung 
überführt. Nur auf diese Weise kann sichergestellt werden, dass 
die demokratisch gefällten Entscheidungen, gleichsam als Amal-
gam der Einzelpräferenzen, auch wirklich dem Willen der Abstim-
menden entsprechen.21 Die Subdisziplin ökonomischer Theorien 

                                                           
21 Ganz bewusst wurde daher auch in Abbildung 4.1 die Aggregation als umgekehrt 
trichterförmige Engführung dargestellt. Eine diktatorische Überführung der individu-
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der Politik, welche sich mit dieser Aggregation beschäftigt, be-
zeichnet man auch als social-choice-Theorie oder Theorie kollektiver 
Entscheidungen.  

Das scheinbar so selbstverständliche demokratische Prinzip 
der fälschungsfreien Überführung mehrerer individueller in eine 
kollektive Präferenzordnung gestaltet sich allerdings als deutlich 
schwieriger, als es die unbekümmerte Alltäglichkeit demokrati-
scher Abstimmungen erahnen lässt. Kenneth J. Arrow hat in sei-
nem bahnbrechenden Werk „Social Choice and Individual Values“ 
(1951) den Beweis geführt, dass es sogar unmöglich ist, einen Me-
chanismus kollektiver Entscheidung so zu gestalten, der gleichzei-
tig in sich widerspruchsfrei ist und auch nur minimale demokrati-
sche Grundprinzipien beachtet.  

Ein solcher Beweis beunruhigt selbstverständlich ungemein: 
Wenn Abstimmungen zwangsläufig entweder widersprüchlich sind 
oder demokratischen Minimalanforderungen nicht genügen, so 
rüttelt dies an den Grundfesten eines jeden demokratischen Sys-
tems. Die schwerwiegende und der nachfolgenden Forschung auf-
gebürdete Schlussfolgerung ist daher: „[S]o long as a society pre-
serves democratic institutions, its members can expect that some 
of their social choices will be unordered or inconsistent“ (Riker 
1982: 136). Durch seine schlüssige mathematische Beweisführung 
gilt das sog. Arrow- oder Unmöglichkeitstheorem22 unter den defi-
nierten Vorraussetzungen als nicht auflösbar. Allerdings existiert 
eine breite wissenschaftliche Diskussion (1) hinsichtlich der zu erfül-
lenden normativen Anforderungen an einen demokratischen Ent-
scheidungsmechanismus und (2) bezüglich seiner faktischen Irrele-
vanz (oder zumindest Vernachlässigbarkeit) für den demokrati-
schen Prozess. Im Folgenden werden nun zunächst in Kapitel 4.1 
die von Arrow aufgestellten normativen und logischen Anforde-
rungen an einen demokratischen Aggregationsmechanismus be-
schrieben und das Unmöglichkeitstheorem an zwei verschiedenen 
                                                                                                            
ellen Präferenzen in eine kollektive Präferenzordnung ließe sich bspw. treffender 
durch einen Pfeil von einer individuellen Präferenzordnung in die kollektive Ordnung 
darstellen. 
22 Arrow selbst nennt sein Theorem „General Possibility Theorem“, eine Tatsache, die 
auch Sen (1995: 1) verwundert: „an oddly optimistic name for what is more com-
monly–and more revealingly–called Arrow’s ‚impossibility theorem‘“.  
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Abstimmungsweisen (paarweise Abstimmung und Rangordnungs-
wahl) illustriert. Anschließend werden in Kapitel 4.2 und 4.3 mögli-
che Auswege aus dem Paradox sowie Konsequenzen diskutiert. 
 
 
4.1 Das Unmöglichkeitstheorem 
 
Arrow (1951) formuliert vier minimale normative Anforderungen, 
die ein demokratisches Entscheidungsverfahren erfüllen muss (vgl. 
Hayden 1995: 297-299; Mueller 2003: 583; Lehner 1981: 47): 
 
1. Einstimmigkeitsprinzip (Pareto-Prinzip): Wird eine Alternative 

von allen Individuen bevorzugt, so muss diese Alternative 
auch in der kollektiven Entscheidung präferiert werden. Präfe-
rieren bspw. alle Individuen x vor y, darf eine Abstimmung 
nicht y als Ergebnis haben.23 

2. Nicht-Diktatur-Prinzip: Das Ergebnis der kollektiven Entschei-
dung darf nicht durch ein einzelnes Individuum bestimmt 
werden. Wird dieses Prinzip verletzt, erübrigt sich eine Wahl, 
da das Ergebnis gleich der Präferenzordnung des ‚Diktators‘ 
ist. 

3. Prinzip des uneingeschränkten Bereichs: Keine individuelle 
Präferenzordnung darf, aus welchen Gründen auch immer, 
ausgeschlossen werden. Alle möglichen Kombinationen von 
Präferenzordnungen müssen zugelassen werden. 

4. Prinzip der Unabhängigkeit von irrelevanten Alternativen: Die 
kollektive Ordnung zweier Alternativen darf ausschließlich 
von den individuellen Präferenz- bzw. Indifferenzrelationen 
zwischen diesen beiden Alternativen abhängen und nicht von 
der Ordnung anderer Alternativen. Das heißt: Ob in der kollek-

                                                           
23 Dieses Prinzip darf nicht insofern missverstanden werden, als dass es Einstimmig-
keit verlangt. Es fordert aber, wenn Einstimmigkeit herrscht, dass die einstimmig 
bevorzugte Alternative auch in der kollektiven Entscheidung präferiert wird (vgl. 
Plott 1976: 528). Daher wird diese Anforderung auch häufig ‚Pareto-Prinzip‘ genannt: 
Wird in der kollektiven Entscheidung die einstimmig bevorzugte Alternative nicht 
gewählt, so handelt es sich bei dieser um eine pareto-superiore Alternative, da eine 
Entscheidung für sie von allen Individuen bevorzugt würde, ohne von jemandem als 
schlechter angesehen zu werden. 
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tiven Präferenzordnung a vor b bevorzugt wird oder umge-
kehrt, darf nur davon abhängig sein, wie die jeweiligen Indivi-
duen a und b einordnen, und nicht davon, wie sie außerdem 
noch c einordnen. 

 
Zu den vier normativen Anforderungen kommt noch eine bereits in 
Kapitel 2 angesprochene logische Anforderung hinzu: 
 
5. Prinzip der Transitivität: Die kollektive Präferenzordnung muss 

logisch konsistent sein, d.h. wenn x vor y bevorzugt wird und 
y vor z, dann muss auch x vor z bevorzugt werden. 

 
Es ist sicherlich sofort nachvollziehbar, dass Arrow die genannten 
Anforderungen als absolutes Minimum für eine demokratische 
Entscheidungsregel darstellt. In der Tat kann man sich schwerlich 
eine demokratische Abstimmung vorstellen, in der eine Alternative, 
die von allen bevorzugt wird, nicht gewählt wird. Gleiches gilt für 
die Fälle, in denen eine Person über diktatorische Macht verfügt 
oder in denen bestimmte Präferenzordnungen schlichtweg ausge-
schlossen werden. Auch, dass die kollektive Präferenzordnung 
transitiv sein muss, erschließt sich intuitiv, da auf diese Weise die 
Eindeutigkeit und Kohärenz der kollektiven Präferenzordnung 
gesichert ist. Dass die Entscheidung zwischen zwei Alternativen 
nicht davon abhängen darf, was die Entscheider bezüglich einer 
dritten (irrelevanten) Option denken, bedarf hingegen einer etwas 
genaueren Erläuterung. Ein Beispiel verdeutlicht den dahinterlie-
genden Gedanken: Einer Person wird angeboten, zwischen Schoko-
ladeneis und Vanilleeis zu entscheiden. Sie entscheidet sich für 
Schokoladeneis, stellt dann aber fest, dass auch noch Erdbeereis 
angeboten wird. Daraufhin entscheidet sie sich neu: für Vanilleeis. 
Dass dies logisch wenig Sinn ergibt, leuchtet ein: Hier beeinflusst 
die dritte Alternative ‚Erdbeereis‘ die Präferenzreihenfolge von 
Schokoladeneis und Vanilleeis (vgl. Hayden 1995: 295). 

Das Arrow-Theorem besagt nun, dass kein Aggregationsme-
chanismus existiert, welcher alle fünf genannten Anforderungen 
erfüllt. Respektiert er die genannten vier normativ-demokratischen 
Prinzipien, so führt er zwangsläufig zu logisch widersprüchlichen, 
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weil intransitiven Ergebnissen. Ist er aber logisch widerspruchsfrei, 
so wird mindestens ein demokratisches Prinzip verletzt. 

An zwei Beispielen sei dies nun verdeutlicht. Es sei zunächst 
angenommen, dass drei Individuen über drei Handlungsalternati-
ven entscheiden. Sie haben jeweils die in Abbildung 4.2 dargestell-
ten Präferenzordnungen. Man mag sich vorstellen, dass die drei 
Personen über den Neubau eines Fußballstadions entscheiden, 
wobei A für ein großes Stadion, B für ein mittleres und C für ein 
kleines steht. 
 
Abbildung 4.2:  Präferenzordnungen dreier Individuen 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 
 
Als erstes sei davon ausgegangen, dass den drei Personen die je-
weiligen Alternativen paarweise zur Abstimmung gestellt werden. 
Bei diesem nach ihrem Erfinder auch Condorcet-Methode genann-
ten Wahlmechanismus tritt jede Alternative gegen jede andere 
einzeln in einer Abstimmung an. Diejenige Alternative, die gegen 
jede andere gewinnt, geht als Sieger aus der Abstimmung hervor. 
Diese wird auch als Condorcet-Gewinner bezeichnet.  

Tritt nun A gegen B an, so setzt sich A mit den Stimmen von I 
und III durch. Bei der Abstimmung zwischen A und C gewinnt C mit 
den Stimmen von II und III. In vielen Fällen würde an dieser Stelle 
die Abstimmung beendet, da mit C (dem kleinen Stadion) schein-
bar ein Gewinner festgestellt wurde. Doch sei einmal angenom-
men, II verlange nun, die von ihm bevorzugte und unterlegene 
Alternative B gegen die erfolgreiche Alternative C zur Abstimmung 
zu stellen. Dies sei nur recht und billig, da sich die erfolgreiche 
Alternative C gemäß der Condorcet-Methode gegen jede andere 
Alternative durchsetzen muss. Bei der Abstimmung zwischen B 
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und C stellt man aber fest, dass es eine Mehrheit (I und II) für B 
gibt! Die paarweise Abstimmung zwischen den Alternativen bringt 
also keinen eindeutigen sog. Condorcet-Gewinner hervor. Das 
heißt, die paarweise Abstimmung führt zu einer intransitiven kol-
lektiven Präferenzordnung. Letztlich kann es – wie Condorcet 
(1785) selbst bereits im 18. Jahrhundert feststellte – im beschriebe-
nen Fall sogar zu zyklischen, nicht zu einem Ende kommenden 
Mehrheitsfindungen kommen. Aufgrund der beschriebenen In-
transitivität ist es also immer möglich, eine Gegenmehrheit zu 
finden:  
 
Abbildung 4.3: Anzahl der Stimmen für die Alternativen in der 

Reihe bei einer Abstimmung gegen die 
Alternativen in den Spalten 

          
  A B C 

A  – 2 1 
B  1 – 2 
C  2 1 – 

Quelle: Riker 1982: 68. 

 
 

Wird A zum Abstimmungssieger erklärt, bildet sich eine Gegen-
mehrheit von II und III für C. Wird B zum Sieger besteht die Ge-
genmehrheit aus I und III für A. Und für den Fall, dass C siegt, kann 
eine Gegenmehrheit von I und II für B gebildet werden. Wie Abbil-
dung 4.3 verdeutlicht, hat also jede Alternative gegenüber einer 
anderen Alternative eine Mehrheit. 

Die Widersprüchlichkeit lässt sich nur vermeiden, wenn man 
mindestens eine der normativ-demokratischen Regeln verletzt. So 
lässt sich z.B. eine transitive kollektive Präferenzordnung erzeugen, 
wenn man einem der drei Individuen Vorrechte gewährt: Dies aber 
verletzt offensichtlich das Prinzip der Nicht-Diktatur. Eine andere 
Möglichkeit wäre, die Präferenzordnung von III nicht zuzulassen.24 

                                                           
24 Warum es ausgerechnet die von III (C vor A vor B) sein muss, wird später in Kapitel 
4.2 aufgezeigt 
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Unter der Voraussetzung, dass III die Rangreihenfolge von A und B 
umdreht (die Person also nun C vor B vor A bevorzugt), wird die 
Intransitivität vermieden: B geht als eindeutiger Condorcet-
Gewinner hervor.25 Dem aufmerksamen Leser wird aber nicht ent-
gangen sein, dass hier das Prinzip des uneingeschränkten Bereichs 
verletzt wird: Alle denkbaren Präferenzordnungen, und somit auch 
die Präferenzordnung C vor A vor B, müssen zugelassen sein. 

Ein möglicher Einwand könnte lauten, dass die Probleme der 
Condorcet-Methode in der Methode selbst zu suchen sind.26 Ein 
anderer Abstimmungsmodus könnte dagegen vielleicht dem An-
spruch einer widerspruchsfreien und demokratischen Ansprüchen 
genügenden kollektiven Präferenzordnung entsprechen. Wenn an 
dieser Stelle auch nicht alle möglichen Abstimmungsmodi disku-
tiert werden können, so ist es doch sinnvoll, mit der Rangord-
nungswahl – nach ihrem Erfinder auch Borda-Wahl genannt – einen 
alternativen Abstimmungsmechanismus zu betrachten. Dieser 
beruht erstens nicht auf paarweisen Abstimmungen und eignet 
sich zweitens gut, um das Problem der Unabhängigkeit von irrele-
vanten Alternativen aufzuzeigen. 

Bei der Borda-Wahl ordnet jedes Individuum gemäß seiner 
Präferenzordnung den jeweiligen Alternativen Punktwerte zu. Die 
am höchsten eingeordnete Alternative erhält die höchste Punkt-
zahl, die am zweithöchsten eingeordnete die zweithöchste, und so 
weiter. Bei drei Alternativen erhält bspw. die am höchsten einge-
ordnete Alternative drei Punkte, die zweite zwei und die niedrigste 
einen Punkt. Die kollektive Präferenzordnung ergibt sich dann aus 
der Summe der jeweils von den Individuen zugeordneten Punkt-
werte. Es sei nun vom Fall ausgegangen, dass sich zwei Individuen 
über wieder drei Alternativen einigen müssen. Sie haben die Präfe-
renzordnungen wie die Individuen I und III im vorherigen Beispiel, 

                                                           
25 Zum Nachweis: In den jeweiligen paarweisen Abstimmungen gewinnt B gegenüber 
A mit den Stimmen von II und III, bei A gegen C geht C ebenfalls mit den Stimmen 
von II und III als Sieger hervor, und bei B gegen C gewinnt B mit den Stimmen von I 
und II. B gewinnt also jede paarweise Abstimmung, A verliert jede. Die entstandene 
kollektive Präferenzordnung lautet demnach B vor C vor A. 
26 Ein naheliegender Grund mag sein, dass paarweise Abstimmungen nicht in der Lage 
sind, mehr als zwei Alternativen zu aggregieren 
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ersteres also A vor B vor C, letzteres C vor A vor B (siehe Abbildung 
4.4, Fall 1).  
 
Abbildung 4.4:  Borda-Wahl verletzt das Prinzip der 

Unabhängigkeit von irrelevanten Alternativen 

 
Quelle: Eigene Darstellung; die hochgestellten Zahlen stellen die Punktwerte dar, welche 
die Alternativen nach der Borda-Wahl erhalten 

 
 

Nach der Borda-Wahl erhält entsprechend A fünf Punkte, C vier 
und B drei Punkte. Die so gebildete kollektive Präferenzordnung 
lautet demnach A vor C vor B. Allerdings ist es möglich, den Aus-
gang der Wahl durch eine andere Einordnung von B zu beeinflus-
sen, und das obwohl die relativen Positionen von A und C gleichblei-
ben. Man stelle sich, wie im Fall 2 in Abbildung 4.4, vor, I habe eine 
– geänderte – Präferenzordnung von A vor C vor B und III bevorzu-
ge nun C vor B vor A. Wie leicht zu erkennen ist, haben beide Indi-
viduen bezüglich A und C genau dieselbe Einschätzung wie zuvor: I 
bevorzugt weiterhin A vor C und III C vor A. Einzig die Einordnung 
von B hat sich gegenüber dem vorherigen Fall geändert. Bei einer 
Borda-Wahl erhält aber jetzt A vier Punkte, B drei und C fünf! Die 
irrelevante Alternative B hat also einen entscheidenden Einfluss auf 
die letztendliche kollektive Präferenzordnung. Die Borda-Wahl 



 82 

verletzt demnach das Prinzip der Unabhängigkeit von irrelevanten 
Alternativen.  

Wie schon angesprochen beweist Arrow, dass es keinen Ag-
gregationsmechanismus gibt, der alle fünf von ihm aufgestellten 
Bedingungen erfüllt. Muss hieraus geradewegs geschlussfolgert 
werden, dass demokratische Verfahren aufgrund der aufgezeigten 
Probleme aus prinzipiellen Gründen unzureichend sind? Sind sie 
nicht in der Lage, den Willen des Volkes, in Anlehnung an Rousseau 
verstanden als Summe der Einzelpräferenzen, fälschungs- und 
widerspruchsfrei zu aggregieren? Stehen also letztlich demokrati-
sche Abstimmungsmechanismen auf theoretisch so tönernen Fü-
ßen, dass sie ihrem häufig mit Verve vertretenen normativen An-
spruch nicht gerecht werden können? 

Es mag kaum überraschen, dass das Arrow-Theorem in den 
wenigsten Fällen als Anlass genommen wurde, die Demokratie als 
Herrschaftsform oder Entscheidungsmechanismus prinzipiell in 
Frage zu stellen. Aufgrund der enormen Tragweite seiner Implika-
tionen wurden aber zahlreiche Strategien entwickelt, jene doch 
noch zu vermeiden. Zwei Herangehensweisen können hier unter-
schieden werden: Einerseits werden die von Arrow formulierten 
demokratischen Minimalanforderungen kritisiert: Da sie so mini-
mal, wie sie zunächst erscheinen, doch nicht seien, könnte und 
dürfte man sie abschwächen. Andererseits wird argumentiert, das 
Arrow-Theorem sei ein theoretisch-mathematisches Problem, wel-
ches für den faktischen demokratischen Prozess nicht relevant sei. 
Beide Argumentationslinien werden im Folgenden betrachtet. 
 
 
4.2 Abschwächung der normativen Anforderungen 
 
Das normative Gewicht des Unmöglichkeitstheorems steht und fällt 
mit den von Arrow aufgestellten Anforderungen. Daher macht es 
durchaus Sinn, hier anzusetzen, um einen Ausweg aus den proble-
matischen Implikationen zu finden. Betrachtet man die wissen-
schaftliche Diskussion, die seit mehr als 50 Jahren zu diesem Thema 
geführt wird, so fällt auf, dass sowohl das Einstimmigkeitsprinzip als 
auch das Prinzip der Nicht-Diktatur selten Gegenstand von Ab-
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schwächungsargumentationen sind: Sie sind als normative Grund-
lage eines demokratischen Systems zu wichtig. Die drei übrigen 
Prinzipien wurden hingegen häufiger einer kritischen Diskussion 
unterzogen.  
 
Prinzip des uneingeschränkten Bereichs 
Das Prinzip des uneingeschränkten Bereichs formuliert die intuitive 
demokratische Anforderung der Wahlfreiheit (vgl. Mueller 2003: 
589). Jeder Bürger sollte das Recht haben, sich ohne Einschrän-
kungen zu jedem Thema eine Meinung zu bilden, ohne das be-
stimmte Ergebnisse der Meinungsbildung von vornherein als nicht 
möglich ausgeschlossen werden. Lässt sich hier eine Einschrän-
kung rechtfertigen, sofern damit intransitive Ergebnisse vermieden 
werden? Dazu muss zunächst geklärt werden, wie eine solche Ein-
schränkung Intransitivitäten vermeidet, um anschließend zu reflek-
tieren, welche normativen Folgen dies hätte. 

 
Abbildung 4.5:  Präferenzordnungen mit einer zweigipfligen 

Ordnung (III)27 

 
Quelle: Eigene Darstellung; vgl. auch Mueller (2003: 85) 

 

                                                           
27 Die Verbindungslinien in der Abbildung zwischen den einzelnen Punkten dienen nur 
der besseren Erkennbarkeit der jeweiligen Präferenzordnungen.  
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Duncan Black (1998, Erstausgabe 1958) hat mit der Bedingung der 
Eingipfligkeit eine Möglichkeit der Bereichseinschränkung entwi-
ckelt, welche die Intransitivität bei Mehrheitsentscheidungen ver-
meidet. 

Grundgedanke ist hierbei die grafische Darstellung der Präfe-
renzordnungen auf einer eindimensionalen Achse. Die Bedingung 
der Eingipfligkeit besagt nun, dass es zu transitiven Abstimmungs-
ergebnissen kommt, wenn alle Präferenzordnungen nur einen 
‚Gipfel‘ besitzen, sie also nur einmal und von oben nach unten ihre 
Richtung wechseln (vgl. Black 1998: 10) In Abbildung 4.5 sind die 
bereits aus Abbildung 4.2 bekannten Präferenzordnungen der drei 
Individuen I, II und III bezüglich des Stadionbaus auf diese Weise 
dargestellt. 

Wie deutlich zu erkennen ist, haben I und II nur einen ‚Gipfel‘ 
in ihrer Präferenzordnung, wohingegen die Präferenzlinie von III 
zwei ‚Gipfel‘ (bei A und C) besitzt. Eine solche Kombination von 
Präferenzordnungen führt also, wie auch in Kapitel 4.1 gesehen, bei 
einer Mehrheitsabstimmung zu intransitiven Ergebnissen. Hier ist 
demnach auch der Grund dafür zu suchen, dass (wie in Kapitel 4.1 
diskutiert wurde) ausgerechnet die Präferenzordnung von III ab-
gewandelt werden musste, um ein transitives Ergebnis zu erhalten: 
Seine zweigipflige Ordnung musste in eine eingipflige umgewan-
delt werden.  

Abbildung 4.6 zeigt demgegenüber drei Präferenzordnungen, 
die alle nur einen ‚Gipfel‘ besitzen: Entsprechend führt eine Mehr-
heitsabstimmung zu einem eindeutigen Gewinner (B). 

Wenn es die Bedingung der Eingipfligkeit durch den Aus-
schluss mehrgipflige Präferenzordnungen schafft, intransitive 
Ergebnisse zu vermeiden, stellt sich als nächstes die Frage danach, 
ob es sich normativ rechtfertigen lässt, mehrgipflige Präferenzord-
nungen auszuschließen. Allein die Vermeidung von Intransitivität 
kann als Grund nicht ausreichen, wäre dies doch eine willkürliche 
und somit illegitime Einschränkung. Abstrakter gefragt: Was ist der 
theoretische Gehalt der grafischen Eigenschaften ‚Ein- bzw. Mehr-
gipfligkeit‘ und lässt sich aus ihm der Ausschluss mehrgipfliger 
Ordnungen rechtfertigen? 
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Abbildung 4.6:  Präferenzordnungen mit nur eingipfligen 
Ordnungen 

 
Quelle: Eigene Darstellung; vgl. auch Mueller (2003: 85) 

 
 
Bei der Eingipfligkeit handelt es sich um eine Form der partiellen 
Homogenität der Präferenzordnungen. Personen mit eingipfligen 
Präferenzordnungen sind sich darüber einig, dass die Alternativen, 
die sich weiter entfernt von ihrem Optimum befinden, mit steigender 
Entfernung vom Optimum an Vorzugswürdigkeit abnehmen (vgl. 
Mueller 2003: 87). Bei mehrgipfligen Präferenzordnungen ist dies 
nicht gegeben, wie ein Blick auf die Präferenzordnung von III (C vor 
A vor B) in Abbildung 4.5 verdeutlicht: Sein Optimum befindet sich 
bei C, und die weiter vom Optimum entfernte Alternative A liegt in 
seiner Einschätzung vor der näherliegenden Alternative B. 

Doch ist eine solche Einschränkung der Präferenzordnungen 
wirklich zu rechtfertigen? Wenn man sich vorstellt, dass es sich bei 
den jeweiligen Alternativen um ein Kontinuum handelt, welches 
bspw. ein politisches Links-Rechts-Schema darstellt (A bedeute 
demnach also links, B die Mitte und C politisch rechts), lässt sich 
dies noch am ehesten nachvollziehen: Es macht logisch gesehen 
wenig Sinn, dass eine Person beide Extreme vor der Mitte einord-
net. Man ist entweder links/rechts und empfindet politische Positi-
onen immer schlechter, je weiter rechts/links sie sind, oder man 
verortet sich in der politischen Mitte und hat verschiedene Ein-
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schätzungen nach links und rechts. Logisch macht es aber wenig 
Sinn, die Mitte als die schlechteste Alternative einzuordnen. 

Aber schon beim bereits genannten Beispiel des Stadionbaus 
ergeben sich erste Probleme. So ist es durchaus vorstellbar, dass 
eine Person sich für ein großes Stadion ausspricht, am zweitbesten 
ein kleines Stadion findet und ein mittelgroßes Stadion aber ab-
lehnt (bspw. weil einem solchen Vorgehen keine kohärente Strate-
gie zugrunde liegt, sie also ‚weder Fisch noch Fleisch‘ ist). Hier 
nehmen die Alternativen eben nicht mit steigender Entfernung 
vom Optimum an Vorzugswürdigkeit ab, trotzdem ist eine solche 
Präferenzordnung in sich schlüssig. Gänzlich unhaltbar wird die 
Bedingung der Eingipfligkeit, wenn sich die zur Wahl stehenden 
Alternativen nicht eindeutig ordnen lassen, es also keine Mehr-
weniger-Beziehungen zwischen ihnen gibt. Dies ist bei nominal 
skalierten Werten der Fall (siehe Infokasten 4.1). Wenn man sich 
vorstellt, die drei Individuen seien Freunde, die über ein Ausflugs-
ziel zu entscheiden hätten, wobei A der städtische Zoo, B ein Mu-
seum und C ein Picknick im Grünen sei, so gibt es keinerlei Berech-
tigung dafür, die mögliche Präferenzordnung ‚Picknick vor Zoo vor 
Museum‘ auszuschließen, weil zufälligerweise eine grafische Dar-
stellung diese als mehrgipflig ausweist.28 Die Abschwächung des 
Prinzips des uneingeschränkten Bereichs durch das Kriterium der 
Eingipfligkeit liefert also keinen überzeugenden Ausweg aus dem 
Unmöglichkeitstheorem. 
 
Transitivität 
Ein gewichtiges Argument gegen die Anforderung der Transitivität 
geht davon aus, dass es sich hierbei um ein logisches Prinzip han-
delt, welches gut und angemessen für individuelle Präferenzen ist, 
eine Übertragung auf kollektive Präferenzordnungen aber nicht 
legitim sei. Hierbei würde es sich um einen klassischen Fall von 
Anthropomorphismus handeln, also der Übertragung menschlich-

                                                           
28 Der entscheidende Grund dafür, dass ein solcher Ausschluss illegitim ist, liegt in der 
Willkürlichkeit der Anordnung der Alternativen. Ob der Zoo nun A, B oder C ist und 
dementsprechend grafisch weiter links oder rechts angeordnet wird, ist eine willkür-
liche Entscheidung. Bei ordinal oder sogar kardinal skalierten Alternativen ergibt sich 
die Anordnung aus den entsprechenden Werten. 
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individueller Eigenschaften auf nichtmenschliche Objekte. Transiti-
vität als logische Anforderung ließe sich an Individuen stellen, nicht 
an Gruppen (vgl. Riker 1982: 130). Eine solche Vermenschlichung sei 
ebenso falsch, wie wenn man aus dem nach menschlichem Lachen 
klingenden Lauten der Lachmöwe schließe, sie ‚lache‘ tatsächlich. 

So ernstzunehmend diese Argumentation sicherlich auch ist: 
Man darf sich doch nicht über den Angriffspunkt dieses Arguments 
täuschen lassen. Es handelt sich hierbei nicht um ein Argument 
gegen das Prinzip der Transitivität an sich, sondern richtet sich 
gegen ein unreflektiertes Übernehmen einer logischen Anforde-
rung an individuelle Rationalität für den Bereich kollektiver Ent-
scheidungen. Wenn man auch möglicherweise zugestehen kann, 
dass der ursprüngliche Impuls für diese Forderung anthropomor-
phisch geprägt war, so folgt hieraus nicht zwingend, dass es keine 
in der Natur kollektiver Präferenzordnungen selbst liegenden 
Gründe für das Prinzip der Transitivität gibt. Das Argument sagt 
also nur, dass der Verweis auf die Notwendigkeit von Transitivität 
bei individueller Rationalität nicht ausreicht, dies als Anforderung 
zu begründen. 

Allerdings gibt es gute Gründe, die für die Beibehaltung der 
Transitivitätsforderung sprechen: „Without transitivity, there is no 
order; and without order, there is no coherence“ (Riker 1982: 130). 
Schwächere Bedingungen, wie z.B Quasi-Transitivität oder Azyklizi-
tät (siehe Sen 1970), die eben diese Kohärenz kollektiver Präfe-
renzordnungen sichern sollen, sind ihrerseits mit Problemen behaf-
tet und taugen daher nicht als Ersatzkriterien.29 Solange also keine 
Alternative für das Prinzip der Transitivität existiert, die den Sinn-
gehalt kollektiver Präferenzordnungen (zumindest einigermaßen) 
sichert, kann man mit ruhigem Gewissen an der Transitivität als 
logische Anforderung festhalten. 

 
Prinzip der Unabhängigkeit von irrelevanten Alternativen  
Dieses Prinzip basiert auf dem einleuchtenden Grundgedanken, 
dass ein Abstimmungsergebnis nicht anfällig sein sollte für strate-
gische Manipulation. So soll z.B. vermieden werden, dass das Ein-

                                                           
29 Für eine Diskussion der Probleme, die hier nicht geleistet werden kann, siehe 
Mueller (2003: 586-588). 
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bringen einer chancenlosen (und dadurch irrelevanten) Alternative 
zum eigenen Vorteil einen Einfluss auf das Ergebnis hat. So kann 
man sich – Bezug nehmend auf das Beispiel der Borda-Wahl in 
Kapitel 4.1 – vorstellen, dass die eigentliche Abstimmung zwischen 
den beiden Alternativen A und C geplant war. Die irrelevante und 
eigentlich aussichtslose Alternative B wurde aber bewusst als wei-
tere Wahlmöglichkeit nur deshalb ins Spiel gebracht, um das Er-
gebnis zu manipulieren (siehe Abbildung 4.7). 
 
Abbildung 4.7:  Borda-Wahl ohne und mit der Alternative B 

 
Quelle: Eigene Darstellung; die hochgestellten Zahlen stellen die Punktwerte dar, welche 
die Alternativen nach der Borda-Wahl erhalten 

 
 

Kritiker betonen nun, dass das Prinzip der Unabhängigkeit von 
irrelevanten Alternativen eigentlich zwei Komponenten besitzt: 
einerseits den beschriebenen ‚Irrelevanzaspekt‘, der den Einfluss 
der Einordnung einer irrelevanten Alternative (und damit die Mög-
lichkeit zur strategischen Manipulation) ausschließen soll, und 
andererseits den nicht auf den ersten Blick erkennbaren ‚Ord-
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nungsaspekt‘. Dieser besagt, dass die kollektiven Präferenzord-
nungen einzig auf Grundlage der individuellen Präferenzordnungen 
der jeweiligen Alternativen gebildet werden dürfen (vgl. Sen 1970: 
89f.). Durch diese Beschränkung werden alle Arten von Informati-
onen vom Entscheidungsprozess ausgeschlossen, welche sich auf 
die Intensitäten der jeweiligen Präferenzen beziehen. Auf den 
Punkt gebracht lässt sich sagen, dass das von Arrow aufgestellte 
Prinzip nur ordinale Präferenzordnungen zulässt und somit jeden 
kardinalen Nutzenvergleich ausschließt (siehe hierzu auch Infokas-
ten 4.1). 
 

Infokasten 4.1: Nominal-, Ordinal- und Kardinalskala 
 
Wissenschaftlichen Daten werden häufig (Zahlen-)Werte zugeordnet, 
um diese weiter verarbeiten und interpretieren zu können. Numerisch 
erfasste empirische Daten lassen bezüglich ihres Informationsgehaltes 
in verschiedene Skalentypen einordnen. Je nach Eigenschaften der er-
hobenen Daten lassen sich diese auf einer Nominal-, Ordinal- oder Kar-
dinalskala einordnen, wobei verschiedene Skalentypen verschiedene 
mathematische Operationen zulassen. 

Bei nominal skalierten Daten haben die Werte eine kategorisieren-
de bzw. benennende Funktion. So lässt sich bspw. bei einer Umfrage das 
Geschlecht der Befragten mit ‚1‘ (männlich) und ‚2‘ (weiblich) beschrei-
ben. 

Ordinal skalierte Daten sind durch die Zahlenwerte geordnet, sie 
bringen diese also in eine Reihenfolge. Die Ergebnisse eines Sprints las-
sen sich bspw. mit einer ‚1‘ für den ersten Platz, mit einer ‚2‘ für den 
zweiten Platz etc. beschreiben. Bei der Ordinalskala wird allerdings 
nichts über die ‚Abstände‘ zwischen den Werten ausgesagt (bspw. wie 
viel Zeit zwischen den einzelnen Sprintern lag).  

Bei kardinal skalierten Daten sind die Zahlenwerte nicht nur ord-
nend, sondern bringen auch durch die Größe der Zahlenunterschiede 
sinnvoll interpretierbare quantitative Ausprägungen zum Ausdruck. 
Körpergrößen in cm sind ein Beispiel für kardinal skalierte Daten. Im 
Gegensatz zu einer ordinalen Skalierung desselben Merkmals (‚1‘ für 
den/die Größten, ‚2‘ für den/die zweitgrößte etc.) lassen sich hier z.B. 
Mittelwerte bilden. 
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Ein von Carl Christian von Weizsäcker (vgl. 1972: 499) formuliertes 
Beispiel illustriert das dahinterstehende Argument. Für Arrow 
macht es keinen Unterschied, ob von 100 Personen 51 eine Alterna-
tive A nur leicht besser finden als Alternative B und gleichzeitig 49 
Personen B aber sehr stark gegenüber A präferieren, oder ob die-
selben 51 Personen A sehr stark gegenüber B bevorzugen und die 
49 Personen B nur ein wenig besser bewerten als A. Viele würden 
sicherlich der Aussage zustimmen, dass eine demokratische Gesell-
schaft im ersten Fall B und im zweiten Fall A wählen sollte. Der 
Grund für diese Intuition liegt darin, dass sich beide Fälle zwar nicht 
bezüglich der Präferenzordnung unterschieden, dafür aber die Prä-
ferenzintensitäten massiv verschieden sind. Das wesentliche Ar-
gument gegen das hier diskutierte Prinzip liegt also darin, dass eine 
kardinale Nutzenveränderung auch dann einen Einfluss auf die 
kollektive Entscheidung haben sollte, wenn damit keine Verände-
rung der ordinalen Präferenzordnung einhergeht. Bei Arrow wird 
dies ausgeschlossen. Durch die Verwendung einer kardinalen Nut-
zenskala kann es aber – so zumindest das Argument gegen Arrow – 
aus prinzipiellen Gründen keine ‚irrelevanten‘ Alternativen geben: 
Jede Alternative ist durch ihren Wert ‚relevant‘. 

Zwei Gegenargumente werden aber üblicherweise zur Vertei-
digung dieses von Arrow aufgestellten Prinzips hervorgebracht 
(vgl. Mueller 2003: 591). Erstens ist es bis heute nicht möglich bzw. 
hoch umstritten, wie eine solche kardinale Nutzenskala konstruiert 
werden soll. Das entscheidende Problem liegt hier im interperso-
nellen Vergleich: Da eine Nutzenskala und ihre ‚Einheiten‘ immer 
nur individuell für eine Person entwickelt werden können, ist ein 
Vergleich mit anderen Personen (oder gar eine Nutzenaddition/ 
-subtraktion) nicht möglich, da sie für verschiedene Personen ver-
schiedene Bedeutungen haben.30 

Aber selbst wenn es möglich wäre, eine zufriedenstellende 
kardinale Nutzenskala zu entwickeln, so stünde man nichtsdesto-
weniger vor dem Problem der ‚strategischen Falschangabe‘ der 

                                                           
30 Riker (1982: 111) hat die Nichtsummierbarkeit der individuellen Nutzenskalen (auf-
grund ihrer Inkommensurabilität) amüsant zusammengefasst: „If one adds oranges 
and apples to get oranapps, one knows nothing more because one does not know 
what an oranapp is. Neither does one know what the sum of utilities is“. 
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individuellen Präferenzen. Wenn nicht sichergestellt werden kann, 
dass die vorgegebenen Präferenzen auf jeden Fall den ‚tatsächli-
chen‘ Präferenzen entsprechen, so handelt es sich um keinen wirk-
lich gangbaren Weg zur Lösung des Arrow-Paradoxes. Die Verhin-
derung der Strategieanfälligkeit ist aber Grund genug, am Prinzip 
der Unabhängigkeit irrelevanter Alternativen festzuhalten. 
 
 
4.3 Wie relevant ist das Arrow-Theorem? 
 
In der Gesamtschau der verschiedenen Lösungsversuche (von 
denen hier nur einige wenige dargestellt werden konnten) lässt 
sich festhalten, dass keiner von ihnen letztlich so überzeugend ist, 
dass er den Anspruch erheben könnte, als ‚Lösung‘ zu fungieren. 
Zwar liefern die einzelnen Versuche wertvolle und wichtige analyti-
sche Einsichten darüber, was genau beim Prozess der Präferenz-
aggregation vor sich geht, letztlich aber spricht vieles dafür, dass 
man sich mit der Gültigkeit des Unmöglichkeitstheorems arrangie-
ren muss. 

Wenn auch dieses Paradox mit seinen Implikationen letztlich 
den normativen Anspruch der Demokratie als Modus der Präferenz-
aggregation grundsätzlich in Frage stellt, so ist es doch bemer-
kenswert und mit in die Schlussbewertung einzubeziehen, dass 
demokratische Systeme ihrer Aufgabe der Aggregation der indivi-
duellen Präferenzen ihrer Bürger ziemlich gut nachkommen. We-
der ist das Arrow-Paradox in der zeitgenössischen Demokratiethe-
orie sonderlich präsent,31 noch findet hierüber ein öffentlicher 
Diskurs statt (weil es z.B. bei öffentlichen Abstimmungen zu zykli-
schen Mehrheiten kommt). Scheinbar also lässt es sich dem Arrow-
Paradox zum Trotz ziemlich gut demokratisch abstimmen und 
regieren. Kann und sollte dies mit einem ideologisch aufgeladenen 
kollektiven Verdrängungsmechanismus erklärt werden? Oder wie 
sonst ist das öffentliche Desinteresse und die zumindest wissen-
schaftliche Marginalisierung zu interpretieren?  

                                                           
31 Insbesondere auf kritische Theorien der Demokratie aber hatte das Arrow-Paradox 
einen großen Einfluss, wenn diese Theoriefamilie auch allerdings „keine anerken-
nungswürdigen praktikablen Alternativen benannt“ hat (Schmidt 2008: 271). 
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Einiges spricht dafür, dass das Unmöglichkeitstheorem bezüg-
lich seiner Implikationen doch nicht so katastrophal ist, wie es zu-
nächst den Anschein hat. Eine Argumentationsmöglichkeit bspw. 
geht davon aus, dass demokratische Gesellschaften in der Regel 
bezüglich der individuellen Präferenzen ihrer Bürger so homogen 
sind, dass gar nicht alle gemäß des Prinzips des uneingeschränkten 
Bereichs möglichen Präferenzordnungen in problematischem Maße 
vorkommen. So werden insbesondere extreme Positionen geäch-
tet, marginalisiert und so recht erfolgreich aus dem politischen 
Prozess ausgeschlossen. Wenn es also vielleicht von prinzipiellen 
normativen Überlegungen ausgehend als notwendig erachtet wird, 
alle denkbaren Präferenzordnungen zuzulassen, so heißt dies nicht, 
dass in der Realität auch tatsächlich alle vertreten werden. Da sich 
der übergroße Teil der Bürger in einem sehr begrenzten Präferenz-
segment befindet, kommt es im demokratischen Alltag faktisch 
nicht sehr häufig zu den fraglichen Transitivitätsproblemen. So 
bestechend eine solche Argumentation auch sein mag, so ist sie 
doch mit dem Manko behaftet, dass sie es letztlich dem Zufall über-
lässt, ob Intransitivitäten vorkommen oder nicht. Es wird weder 
argumentiert, dass Intransitivitäten zu vermeiden sind, noch dass 
sie gar nicht auftreten, sondern nur, dass sie selten auftreten. 

Vielen reicht aus diesem Grund ein solches ‚Wahrscheinlich-
keitsargument‘ nicht aus. Es kann zwar zugestanden werden, dass 
das Arrow-Theorem zeigt, dass demokratische Verfahren als Ag-
gregationsmechanismus unter Imperfektionen leiden: Demokrati-
sche Abstimmungen bringen nur Annährungen an das gewünschte 
optimale Ergebnis (fälschungsfreie und egalitäre Überführung der 
individuellen Präferenzen in eine kollektive Entscheidung) hervor. 
Da aber kein anderer Aggregationsmechanismus bekannt ist, der 
eine größere Annäherung an eben dieses Optimum erreicht und 
solche, die bekannt sind, dies schlechter vollbringen, kann das 
Unmöglichkeitstheorem nicht gegen die Demokratie gewendet 
werden. Auf den Punkt gebracht: Bloß weil Arrow aufgezeigt hat, 
dass demokratische Methoden der Präferenzaggregation nicht frei 
von Imperfektionen sind, ist noch nichts darüber gesagt, ob andere 
dies besser tun. Wir wissen aber, dass sie das im Gegenteil eben 
nicht tun. 
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Letztlich lässt sich noch – als weiteres Rettungsargument – 
vorbringen, dass nicht nur einzelne oder mehrere der fünf norma-
tiven Anforderungen für sich genommen zu streng seien, sondern 
dass der gesamte an die Demokratie herangetragene Anspruch der 
streng egalitären Verschmelzung individueller Präferenzen zu strikt 
sei. Ein solcher Anspruch sei schon allein deswegen fragwürdig, 
weil es auf diese Weise möglich wäre, dass fundamentale demo-
kratische Grundrechte einer ignoranten, schlecht informierten und 
voreingenommenen Mehrheit zum Opfer fallen (vgl. Reynolds/ 
Paris 1979: 371). Eine Reduktion der Demokratie auf ihre Aggregati-
onsfunktion ist daher viel zu kurz gegriffen, weil wesentliche de-
mokratische Elemente wie Minderheitenschutz oder Grundrechts-
garantie außen vorgelassen werden. 

Summa summarum ist es daher weder möglich, mit dem Ar-
row-Paradox antidemokratische Argumentationen zu stützen, 
noch in Zweifel darüber zu geraten, dass die Demokratie als Herr-
schaftsform nicht angemessen ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 





 95 

5 James M. Buchanan/Gordon Tullock:  
Die Wahl der Entscheidungsregel 

 
 
 
 
 

Wie im letzten Kapitel gezeigt, ist es unmöglich, individuelle Präfe-
renzen verfälschungsfrei zu aggregieren (Arrow 1951). Genauer 
gesagt gibt es kein Verfahren, das es unter Einhaltung selbst sehr 
einfacher demokratischer Kriterien erlaubt, eine beliebige Menge 
individueller Präferenzordnungen immer fälschungsfrei in eine 
kollektive Entscheidung zu überführen. Ungeachtet der theoreti-
schen Probleme bleibt aber ebenfalls festzustellen, dass faktisch in 
sehr vielen Situationen – sei es im politischen, sei es im privaten 
Bereich – z.B. durch Abstimmungen individuelle Präferenzen zu 
einer kollektiven Entscheidung aggregiert werden. Es kann sich 
also lohnen, den von Arrow eingeschlagenen Weg zu verlassen. Mit 
seiner abstrakt-mathematischen Untersuchung der Möglichkeit 
bzw. Unmöglichkeit der Aggregation kollektiver Präferenzen ver-
folgt er ein im Wesentlichen normatives Projekt. Sucht man dage-
gen nach einer Erklärung dafür, warum es überhaupt kollektive und 
somit politische Institutionen gibt und warum sie so sind, wie sie 
sind, entsteht ein völlig anderer, interessanter Blickwinkel auf das 
Phänomen kollektiven Handelns.  

James M. Buchanan und Gordon Tullock haben aus dieser Per-
spektive eine äußerst wirkmächtige und viel rezipierte ökonomi-
sche Theorie der Verfassung entwickelt. Ausgehend von individuel-
len Kalkülen untersuchen sie in ihrem Buch „The Calculus of Con-
sent“ (1962), welche Kosten und Nutzen aus Kollektiventscheidun-
gen entstehen. Mit dem Begriff ‚Verfassung‘ ist hier weder die 
institutionelle Ausgestaltung des Regierungssystems gemeint, 
noch die Klärung der allen Bürgern zukommenden Grundrechte. 
Vielmehr geht es hier um die Frage, in welchem Verhältnis die pri-
vaten zu den kollektiven Entscheidungen stehen: „How shall the 
dividing line between collective action and private action be 
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drawn? What is the realm for social and for private or individual 
choice?“ (Buchanan/Tullock 1962: 5). 

Die Frage nach der ‚Trennungslinie‘ zwischen individuellen 
und kollektiven Entscheidungen, die dann ‚konstitutionell‘ festge-
legt werden soll, lässt sich in drei Aspekte untergliedern, die aller-
dings miteinander verwoben sind. (1) Zunächst muss grundsätzlich 
geklärt werden, ob überhaupt kollektive Entscheidungen zulässig 
sind. (2) Ist die Antwort hierauf zumindest prinzipiell positiv, stellt 
sich die Frage, in welchen Bereichen des Lebens und Zusammenle-
bens a) nur individuelle Entscheidungen und in welchen b) auch 
kollektive Entscheidungen zulässig sind. Aus Sicht der beiden Auto-
ren werden rationale Individuen einer Kollektiventscheidung nur 
dann zuzustimmen, wenn ihr Nutzen die zu tragenden Kosten 
übersteigt. (3) Für Bereiche, in denen kollektive Entscheidungen 
möglich sind, muss zusätzlich geklärt werden, nach welcher Ent-
scheidungsregel die kollektiven Entscheidungen gefällt werden. 

An dieser Stelle droht die Argumentation in einem Zirkel-
schluss zu enden, bevor sie überhaupt angefangen hat: Die Eini-
gung über eine Verfassung ist ja ebenfalls eine kollektive Entschei-
dung, für die die Verfassung eigentlich erst Regeln festlegen soll. 
Um sich (kollektiv) auf eine Verfassung zu einigen, die Regeln für 
kollektive Entscheidungen festlegt, benötigt man demnach eben 
die erst festzulegenden Regeln: Ohne Verfassung keine Regeln und 
ohne Regeln keine Verfassung. 

Buchanan und Tullock lösen dieses Problem, indem sie für die 
Zustimmung zur Verfassung das Kriterium der Einstimmigkeit fest-
legen. Hierbei berufen sie sich auf ein überzeugendes Argument 
von Knut Wicksell (1896), der bereits Ende des 19. Jahrhunderts auf 
die Vorzüge einstimmiger Entscheidungen hingewiesen hatte. Das 
Einstimmigkeitsprinzip hat demnach mehrere große Vorteile: (1) 
Dadurch, dass alle einer Entscheidung zustimmen, wird garantiert, 
dass sich die individuellen Präferenzen fälschungsfrei in der Kollek-
tiventscheidung wiederfinden. Aber leider hat die Vermeidung der 
Präferenzverzerrung einen hohen Preis: In Abhängigkeit vom Ge-
genstand der Entscheidung ist es in der Realität üblicherweise 
außerordentlich schwer, vollständige Einstimmigkeit zu erreichen. 
Das heißt, dass diese Bedingung in realen Entscheidungsprozessen 
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in der Regel sehr restriktiv wirkt. (2) Ein gewichtiger Vorteil ist 
weiterhin, dass die Einstimmigkeitsregel den individuell größtmög-
lichen Gewinn einer Kollektiventscheidung zusichert: Kommt ein 
Individuum rational zu dem Schluss, dass die Kollektiventscheidung 
für ihn mehr Kosten erzeugt, als sie Nutzen bringt, so wird es der 
Entscheidung nicht zustimmen und sie damit blockieren. Die Ein-
stimmigkeitsregel führt also als einzige Entscheidungsregel sicher 
zu einem pareto-optimalen Ergebnis. 

Das Prinzip der Einstimmigkeit befreit also die beiden Autoren 
aus einem Dilemma, das dann entsteht, wenn man auf Grundlage 
des methodologischen Individualismus sinnvoll von kollektivem 
Handeln sprechen will. Wie in Kapitel 2 beschrieben, akzeptiert der 
methodologische Individualismus als Handlungsträger nur das 
einzelne Individuum. Folgerichtig kann daher individuelles Handeln 
nur auf individuelle Entscheidungen zurückgeführt werden. Soziale 
Phänomene ergeben sich dann genau aus der Summe den Eigen-
schaften und sozialen Handlungen aller (beteiligten) Individuen. 
Bei kollektiven Entscheidungen, die nicht einstimmig getroffen 
werden, ist aber nicht klar, wer genau der Handlungsträger ist, da 
diese nicht vollständig auf die Einzelhandlungen aller Individuen 
zurückzuführen sind. 

Das Einstimmigkeitsprinzip liefert Buchanan und Tullock auch 
einen Vergleichsmaßstab, mit dem sie andere Entscheidungsregeln 
analysieren. Tatsächlich beschäftigen sich auch große Teile ihrer 
Theorie damit, verschiedene Entscheidungsregeln zu vergleichen. 
Insbesondere die klassische Mehrheitsregel (gewählt ist, wer oder 
was zumindest 50 Prozent plus eine Stimme auf sich vereinigen 
kann), die bekanntermaßen die dominante Entscheidungsregel in 
Demokratien ist, wird kritisch diskutiert. Wenn in diesem Buch auch 
äußerst sparsam mit normativen Implikationen und Aussagen um-
gangen wird (vgl. Kaiser 2007b: 59), so liest sich ihre Argumentati-
on in weiten Teilen doch wie eine Kritik der vorherrschenden 
Mehrheitsregel. Die Mehrheitsregel taugt aus Sicht der beiden 
Wissenschaftler nicht als demokratischer Referenzpunkt. Als Maß-
stab für kollektive Entscheidungen sollte vielmehr das Einstimmig-
keitsprinzip gelten. 
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Buchanan und Tullock widmen sich in ihrem Buch zunächst 
der Frage, ob es aus individueller, rationaler Perspektive überhaupt 
Gründe dafür gibt, bestimmte Bereiche des Lebens kollektiv zu 
organisieren. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass dies durchaus der 
Fall ist: Rationale Kosten-Nutzen-Kalküle führen dazu, dass in be-
stimmten Bereichen eine individuelle und in anderen Bereichen 
eine kollektive Organisation vorzuziehen sind.32 Allerdings hängen 
die Kosten der kollektiven Organisation wesentlich von der Aus-
gestaltung der Entscheidungsregel ab, mit der die kollektiven Ent-
scheidungen letztlich getroffen werden. Die berühmte Argumenta-
tionsfigur über die Festlegung der optimalen Zustimmungsrate 
wird in folgendem Unterkapitel 5.1 dargestellt. 

Auf dieser Grundlage kommen Buchanan und Tullock zu dem 
Schluss, dass die Mehrheitsregel nur eine von vielen möglichen 
Zustimmungsraten liefert, aber keine weitergehenden, besondere 
Eigenschaften vorweisen kann. Kapitel 5.2 widmet sich dann der 
Frage, inwiefern dies der Fall ist. Insbesondere die Tatsache, dass 
es unter der Mehrheitsregel ausgeschlossen ist, zu widersprüchli-
chen Abstimmungsergebnisse zu kommen, ist eine ihrer herausra-
genden Eigenschaften. In Kapitel 5.3 werden abschließend poli-
tisch-theoretische Schlussfolgerungen diskutiert. 
 
 
5.1 Externe Kosten, Konsensfindungs- und 

Interdependenzkosten: Was ist eine optimale Mehrheit? 
 
Wie lassen sich, aus individueller Perspektive, Überlegungen zur 
optimalen Entscheidungsregel erfassen und analysieren? Buchanan 
und Tullock schlagen vor, zwischen drei Kostenarten zu unter-
scheiden, die von entscheidender Bedeutung sind: Externe Kosten, 
Konsensfindungskosten und Interdependenzkosten. Abbildung 5.1 
fasst die Argumentation über den Kurvenverlauf dieser drei Kos-
tenarten grafisch zusammen. Als Beispiel soll eine Gruppe von 100 
Personen dienen, die über die Durchführung der Jubiläumsfeier 

                                                           
32 Für eine genauere Beschreibung des Kalküls siehe das Kapitel 5 in Buchanan/ 
Tullock (1962). 
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eines Sportvereins zu entscheiden hat.33 Auf der Abszisse (x-Achse) 
ist die Anzahl der Personen dargestellt, die für eine kollektive Ent-
scheidung benötigt werden. Da sinnvollerweise nicht von einer 
Gruppenentscheidung gesprochen werden kann, bei der keine 
Person entscheidet, beginnen die drei Kostenkurven erst bei einer 
Person, und enden bei 100 Personen, also der Zustimmungspflicht 
aller Gruppenmitglieder. Zur Orientierung ist zudem noch der 
Punkt für 51 Personen kenntlich gemacht, da dies die benötige 
Anzahl an zustimmenden Personen für die klassische Mehrheitsre-
gel ist. Auf der Ordinate (y-Achse) sind die erwarteten Kosten der 
Kollektiventscheidung dargestellt. Um Missverständnisse zu ver-
meiden ist der Hinweis wichtig, dass diese grafische Darstellung 
nur zur Veranschaulichung der Argumentation dient und nicht als 
exakte ‚Berechnung‘ missverstanden werden darf. 
 
Abbildung 5.1:  Wahl der optimalen Zustimmungsrate 

 
Quelle: Nach Buchanan/Tullock (1962: 63-84); vgl. auch Mueller (2003: 75) 

                                                           
33 Dieses Beispiel wurde aus Gründen der Einfachheit und Anschaulichkeit einem 
genuin ‚politischen‘ Beispiel vorgezogen. Da politische Entscheidungen nahezu 
zwangsläufig Kollektiventscheidungen sind, lassen sich die diskutierten Erkenntnisse 
ohne weiteres auf den politischen Bereich übertragen.   
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Die erste wichtige Kostenart sind die sog. externen Kosten. Sie 
umfassen solche Kosten, die für das Individuum entstehen, wenn 
kollektive Entscheidungen so getroffen werden, dass dabei ihre 
eigenen Präferenzen nicht angemessen berücksichtigt werden. Im 
genannten Beispiel mag es der Fall sein, dass einige Vereinsmitglie-
der nur am Samstag den ganzen Abend und die ganze Nacht Zeit 
haben, am Freitag aber schon früh die Feier verlassen müssten. 
Sollte sich die Gruppe für den Freitag entscheiden, würde einem 
Teil der Mitglieder also externe Kosten aufgebürdet, da sie die 
Feier nicht optimal nutzen können. Auch ist denkbar, dass einige 
Mitglieder eher eine kleine und einfache, dafür aber günstigere 
Feier wünschen, wohingegen andere lieber eine pompöse, teure 
Feier bevorzugen. Entscheidet sich die Gruppe für eine teure Feier 
und werden die Kosten hierfür gleichmäßig auf die Mitglieder ver-
teilt, so müssen diejenigen, die eine einfache Feier bevorzugen, für 
etwas zahlen, was sie in dieser Form gar nicht wollen. „Externe 
Kosten sind also die Nachteile, die jenen Mitgliedern entstehen, die 
nicht oder nicht gleichviel von den Vorteilen einer kollektiven Ent-
scheidung profitieren wie andere Mitglieder“ (Lehner 1981: 52). 

Wie in Abbildung 5.1 dargestellt, sinken die externen Kosten 
einer Kollektiventscheidung, je mehr Individuen für eine Gruppen-
entscheidung benötigt werden. Je höher die Zustimmungsrate ist, 
die für eine Entscheidung benötigt wird, desto höher ist auch die 
Wahrscheinlichkeit für ein Individuum, dass eine ihm unliebsame 
Entscheidung verhindert wird. Dies lässt sich auch anders herum 
ausdrücken: Die externen Kosten steigen, je weiter vom Einstim-
migkeitsprinzip abgewichen wird. In dem extremen Fall, in dem die 
Zustimmung aller Mitglieder benötigt wird, sind die externen Kos-
ten aber gleich Null, da jedes Individuum eine Entscheidung, die 
ihm externe Kosten aufbürden würde, rationalerweise verhindert. 

Ein mögliches Missverständnis muss aber vermieden werden: 
Die Anzahl der für eine positive Kollektiventscheidung benötigten 
Personen darf nicht so interpretiert werden, dass bspw. 5, 15 oder 
75 bestimmte Personen für die Entscheidung benötigt werden, 
sondern beliebige 5, 15 oder 75 Personen. In dem extremen Fall, in 
dem jedes einzelne der 100 Kollektivmitglieder für die gesamte 
Gruppe eine Entscheidung treffen kann, besteht die Gefahr, dass 
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hohe externe Kosten entstehen: Einer bestellt für die Feier nach 
seinem Geschmack eine Tanzband, ein anderer mietet einen sünd-
haft teuren Festsaal und zwei weitere kaufen die von ihnen jeweils 
bevorzugte Biermarke. Die so entstehenden externen Kosten sind 
auch im Vergleich zu diktatorischen Einscheidungen höher, d.h. 
wenn eine, und nur eine bestimmte, Person alle Entscheidungen 
allein – eben diktatorisch – trifft. Würde ein Mitglied bestimmt, das 
über Musik, Lokalität und Biersorte entscheidet, so käme es zwar 
sicherlich insofern zu externen Kosten, als dass viele Präferenzen 
ignoriert würden. Diese Kosten wären aber geringer, als wenn 
jeder einzelne ganz nach seiner Präferenz Entscheidungen für die 
gesamte Gruppe treffen könnte. 

Die Tatsache, dass bei Einstimmigkeit die externen Kosten 
gleich Null sind, ist die zentral herausragende Qualität dieser Ent-
scheidungsregel. Wenn die externen Kosten der einzige relevante 
Faktor für eine Entscheidungsregel wären, würde ein rationales 
Individuum daher sicher das Einstimmigkeitsprinzip wählen. Wie 
aber einleitend schon angesprochen, ist der Anwendungsbereich 
des Einstimmigkeitsprinzips extrem restriktiv: Erst bei einem Kon-
sens zwischen allen Mitglieder kommt es überhaupt erst zu einer 
Entscheidung.  

Die Herstellung eines solchen allumfassenden Konsenses ist 
aber ihrerseits mit sehr hohen, wenn nicht sogar unendlich hohen 
Konsensfindungskosten verbunden. Buchanan und Tullock halten es 
daher für notwendig, diese in das individuelle Kalkül mit einzube-
ziehen. Wie aus Abbildung 5.1 hervorgeht, verhalten sich die Kon-
sensfindungskosten (auch Entscheidungs- oder Entscheidungsfin-
dungskosten genannt) genau gegenteilig zu den externen Kosten. 
Sie sind bei einer Person gleich Null und steigen kontinuierlich an, 
bis sie bei 100 Personen, also bei Einstimmigkeit, am höchsten sind. 
Auch dies ist intuitiv einleuchtend: Je mehr Personen für eine Ent-
scheidung auf einen Nenner gebracht werden müssen, desto mehr 
Zeit und Energie müssen für die Suche nach einem Konsens aufge-
bracht werden. In unserem Beispiel müssen die Vereinsmitglieder 
ggf. darüber entscheiden, ob sie eine ganz einfache Party, eine 
luxuriöse Vereinsfeier oder irgendetwas dazwischen planen sollen. 
In diesem Fall ist es sicher leichter, für 60 Personen den passenden 
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Grad an ‚Glamour‘ zu finden als für 85 Personen. Nähert sich die 
Anzahl der benötigten Zustimmenden der Einstimmigkeit, steigt 
zudem die Wahrscheinlichkeit, dass einzelne Mitglieder ihre not-
wendige Zustimmungspflicht strategisch einsetzen, um einen hö-
heren Nutzen für sich selbst herauszuschlagen. Es ist also unmit-
telbar einleuchtend, dass die Entscheidungsfindungskosten mit 
steigender Zustimmungsrate in die Höhe schnellen. 

Auf Grundlage der beiden hier beschriebenen Kosten lässt 
sich nun die optimale Anzahl an Personen, die für eine kollektive 
Entscheidung benötigt werden, festlegen. Hierzu konstruieren 
Buchanan und Tullock eine dritte Kostenart, die Interdependenz-
kosten, welche sich schlicht aus der Summe der externen Kosten 
und der Konsensfindungskosten ergeben. Aufgrund des gegenläu-
figen Verlaufs der beiden Kostenkurven ergibt sich eine U-förmige 
Interdependenzkostenkurve, wie in Abbildung 5.1 dargestellt. Ein 
rationales Individuum wird sich, da es die Kosten so gering wie 
möglich halten will, genau für diejenige Anzahl an zustimmungs-
pflichtigen Mitgliedern aussprechen, bei der die Interdependenz-
kostenkurve am niedrigsten ist. 

Würden sich nun die Vereinsmitglieder fragen, was auf Grund-
lage der soeben beschrieben Argumentation denn die optimale 
Zustimmungsrate für die Entscheidungen über die geplante Feier 
wäre, so würde sich sicherlich Ernüchterung einstellen. Die Theorie 
bleibt nämlich eine konkrete Antwort schuldig. Wenn vielleicht 
auch nicht im engeren Sinne ‚berechnet‘ werden kann, welche 
Zustimmungsrate schließlich für eine Kollektiventscheidung opti-
mal ist, so lassen sich doch einige sehr wichtige Schlussfolgerun-
gen und Implikationen hieraus festhalten. 

Zunächst einmal ist es wichtig festzuhalten, dass die optimale 
Zustimmungsrate variieren kann, weil sie von den externen Kosten 
und von den Entscheidungsfindungskosten abhängt. Je nach Ge-
genstand der Abstimmung (und somit je nach Verlauf der entspre-
chenden Kurven) und bestimmter Kollektiveigenschaften kann mal 
mehr, mal weniger Zustimmung optimal sein. So mag bspw. die 
Entscheidung über das Datum der Vereinsfeier mit hohen externen 
Kosten verbunden sein, da manche Mitglieder gar nicht oder nur 
kurz an der Feier teilnehmen können. Die Kurve der externen Kos-
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ten würde also auf recht hohem Niveau liegen bzw. sehr steil ver-
laufen. In diesem Fall wäre eine höhere Anzahl an zustimmungs-
pflichtigen Mitgliedern optimal. Bezüglich der Frage der angebote-
nen Biersorte können z.B. die Geschmäcker sehr weit auseinander 
liegen – hier muss somit von hohen, steil ansteigenden Entschei-
dungsfindungskosten ausgegangen werden. Hinsichtlich dieser 
Frage wäre also eine niedrigere Zustimmungsrate sinnvoll.  

Einerseits sind also Faktoren relevant, die mit dem Entschei-
dungsgegenstand zusammenhängen: Sind die Folgen gravierend 
bzw. die Auswirkungen subjektiv sehr wichtig, dann sind auch die 
externen Kosten hoch. Entsprechend ist es sinnvoll, dass eine hö-
here Anzahl von Personen einer Entscheidung zustimmen muss, 
wenn viel auf dem Spiel steht. Umgekehrt gilt das gleiche: Je ge-
ringer die Bedeutung und Auswirkung der Kollektiventscheidung 
ist, desto bedeutender werden im Verhältnis hierzu die Entschei-
dungsfindungskosten, so dass eine niedrigere Zustimmungsrate 
sinnvoll wäre. 

Andererseits sind aber auch Gruppeneigenschaften von Bedeu-
tung. Handelt es sich bspw. um eine Gruppe, die bezüglich einer 
Frage sehr homogen ist, so sind die Entscheidungsfindungskosten 
eher gering. Hier kann ruhigen Gewissens mit einer inklusiveren 
Entscheidungsregel gearbeitet werden. Ist eine Gruppe aber be-
züglich einer Abstimmung gespalten oder heterogen, so können 
die Entscheidungskosten so hoch sein, dass eine niedrigere Zu-
stimmungsrate sinnvoll erscheint. 

Buchanan und Tullock argumentieren auch, dass die Gruppen-
größe einen wesentlichen Einfluss auf die optimale Inklusivität bzw. 
Exklusivität der Entscheidungsregel hat. In kleinen Kollektiven 
finden sich eher inklusivere Entscheidungsregeln als in größeren, 
da die Konsensfindungskosten bei gegebener Entscheidungsregel 
überproportional zur Gruppengröße steigen (vgl. Buchanan/Tullock 
1962: 112). Ausgehend von der Mehrheitsregel benötigt man bspw. 
bei einer Gruppe von 100 Personen mindestens 51 Personen, bei 
einer Gruppe von 200 Individuen 101 Personen. Nach Bucha-
nan/Tullock verdoppeln sich in diesem Fall die Entscheidungskos-
ten nicht nur, sondern steigen überproportional an.  
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Abschließend sei noch einmal auf den politikwissenschaftlich 
vielleicht interessantesten Punkt hingewiesen. Auf der Basis des 
beschriebenen individuellen Verfassungskalküls gibt es keinen in 
der Natur der Sache liegenden Grund dafür, dass die einfache 
Mehrheitsregel – also genau 50 Prozent plus eine Stimme – eine so 
prominente und dominante Rolle in demokratischen Entschei-
dungsprozessen einnimmt (vgl. Buchanan/ Tullock 1962: 81). Die 
politisch-ökonomische Analyse der beiden Wissenschaftler hat ge-
zeigt, dass es generell wenig sinnvoll ist, nur eine einzige Entschei-
dungsregel zu haben. Außerdem zeigen sie überzeugend, dass nur 
wenig dafür spricht, die Mehrheitsregel grundsätzlich zu bevorzu-
gen. Die Einstimmigkeitsregel hat dagegen die besondere Eigen-
schaft, dass sich jedes Individuum dagegen schützen kann, externe 
Kosten übernehmen zu müssen. Wenn erst einmal vom Einstim-
migkeitsprinzip abgewichen wird, so behaupten Buchanan/Tullock: 
„[T]here seems to be nothing to distinguish sharply any one rule 
from any other“ (1962: 81).  
 
 
5.2 Die Mehrheitsregel 
 
Wenn denn die obige Kritik der Mehrheitsregel stimmt, gibt es 
keinen Anlass, sie als Entscheidungsregel zu bevorzugen. Dem 
steht aber die auffällige Tatsache entgegen, dass sie die gebräuch-
lichste und am weitesten verbreitete demokratische Regel ist. 
Beruht dieses Faktum nur auf einem einzigen großen Missver-
ständnis oder gibt es doch besondere Eigenschaften, die der 
Mehrheitsregel zukommen? Schon Buchanan und Tullock haben 
darauf hingewiesen, dass der Nachweis über die Besonderheit der 
Mehrheitsregel darin bestehen könnte, dass eben an der Stelle, wo 
50 Prozent Zustimmungsrate überschritten werden, eine Art 
‚Knick‘ im Kurvenverlauf existiert. Sie selbst sehen sich aber nicht 
in der Pflicht, gegen die Existenz eines solchen Knicks zu argumen-
tieren, sondern sehen die Beweislast bei denen, die für seine Exis-
tenz argumentieren. Die folgenden Überlegungen sollen diese 
Sicht unterstützen (vgl. hierzu Mueller 2003: 76ff.). 
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Wie gesehen ist die optimale Zustimmungsrate direkt abhän-
gig von den externen Kosten und den Konsensfindungskosten, die 
je nach Kollektiv oder Abstimmungsgegenstand variieren können. 
Es ist demnach also auch möglich, dass diese unter 50 Prozent plus 
eine Stimme sinkt; im nun schon mehrfach angesprochenen Bei-
spiel der Vereinsfeier also unter 51 Personen. Abbildung 5.2 zeigt 
beispielhaft einen solchen möglichen Kurvenverlauf. 

Bislang wurde stillschweigend davon ausgegangen, dass eine 
Kollektiventscheidung durch eine Minderheit kein generelles Prob-
lem darstellt. Dies stimmt genau solange, wie sich zwei Minder-
heitsvoten, zumindest prinzipiell, nicht ausschließen. Wenn sich 
z.B. 40 Personen für eine Biersorte auf der Feier aussprechen und 
40 andere Personen für eine andere Biersorte, so führt dies zwar, 
wie gesehen, zu externen Kosten, lässt sich aber ganz praktisch 
durch zwei verschiedene Zapfanlagen mit den jeweiligen Sorten 
lösen. Was aber passiert, wenn sich zwei Kollektiventscheidungen 
widersprechen? Votieren 40 Personen für eine Feier am Freitag und 
40 Personen dagegen, so steht man vor dem großen Problem der 
beständigen und wechselseitigen Blockade. Kein vernünftiges 
Ergebnis kann auf diese Weise entstehen. Vor diesem Hintergrund 
wird nun doch eine besondere Eigenschaft der Mehrheitsregel 
augenfällig: Sie gibt die kleinste Anzahl an zustimmungspflichtigen 
Personen an, die Entscheidungen, die in sich widersprüchlich sind, 
vermeidet. 

Solange die Zustimmungsrate unterhalb von 50 Prozent plus 
einer Stimme liegt, muss mit zeitraubenden, ggf. widersprüchli-
chen Entscheidungen gerechnet werden, welche die Zeit und 
Energie der an der Entscheidung Beteiligten beanspruchen. Es ist 
daher, auch für das individuelle Kalkül, durchaus sinnvoll, diese 
Kosten bei der Konsensfindung einzurechnen. Die Kostenkurve 
verläuft dann aber nicht gleichmäßig, sondern ändert ihre Dynamik 
ab dem Punkt, wo Minderheitsentscheidungen nicht mehr möglich 
sind. Auf den Punkt gebracht: Die Kosten, die durch widersprüchli-
che Voten entstehen, müssen in die Konsensfindungskosten ‚ein-
gepreist‘ werden. 
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Abbildung 5.2:  Wahl der optimalen Zustimmungsrate (unter 50 
Prozent) 

 
Quelle: Nach Buchanan/Tullock (1962: 63-84); vgl. auch Mueller (2003: 75) 

 
 
Abbildung 5.3 stellt die Kurvenverläufe derselben Entscheidung dar 
wie Abbildung 5.2, allerdings sind nun diejenigen Kosten, die durch 
widersprüchliche Voten entstehen, mit in die Entscheidungskosten 
einbezogen. Zum Vergleich ist der ursprüngliche Verlauf der Kon-
sensfindungskosten und der (von ihnen abhängigen) Interdepen-
denzkosten gestrichelt dargestellt. Die Konsensfindungskosten 
verlaufen nun unterhalb von 50 Prozent viel höher, fallen dann 
aber leicht ab. Das Absinken lässt sich damit begründen, dass durch 
jede Annäherung an die 50-Prozentmarke die Anzahl möglicher 
widersprüchlicher Entscheidungen abnimmt. Liegt die Zustim-
mungsrate im Extrem bei jeder einzelnen Person, dann sind theo-
retisch 100 verschiedene widersprüchliche Kollektiventscheidun-
gen möglich, die es auszuhandeln gilt, bei 20 nur noch 5 und bei 
genau 50 nur noch 2. Da es aber, zumindest theoretisch-abstrakt, 
einfacher ist, zwei widersprüchliche Entscheidungen zu klären als 
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fünf, sinkt die Kurve der Konsensfindungskosten leicht ab, bleibt 
aber letztlich auf hohem Niveau. 
 
Abbildung 5.3:  Wahl der optimalen Mehrheit unter Einbeziehung 

der Kosten widersprüchlicher Entscheidungen 

 
Quelle: Veränderte und ergänzte Darstellung nach Mueller (2003: 77) 

 
 
Ab 50 Prozent plus einer Stimme verläuft sie dann genau wie ur-
sprünglich in Abbildung 5.2. Da nun unterhalb von 50 Prozent die 
Konsensfindungskosten viel höher sind, verläuft auch die Interde-
pendenzkostenkurve auf entsprechend höherem Niveau. Aufgrund 
der oben bereits genannten Überlegung, dass sich ein rationales 
Individuum für diejenige Zustimmungsrate entscheidet, welche die 
Interdependenzkosten minimiert, befindet sich die optimale Mehr-
heit bei genau 50 Prozent plus einer Stimme – im Abbildungsbei-
spiel also bei 51. 

Die Einbeziehung der Kosten für widersprüchliche Entschei-
dungen führt also zu einem Knick in der Kurve der Konsensfindung. 
Dieser Umstand führt nun letztlich dazu, dass die eben von Bucha-
nan/Tullock geschmähte Mehrheitsregel doch wieder einiges an 
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Attraktivität gewinnt. Sicherlich ergibt sich auf diese Weise ein gu-
ter Grund, ihre Dominanz in demokratischen Entscheidungsprozes-
sen weniger willkürlich erscheinen zu lassen als zunächst darge-
stellt.  

Allerdings darf dieses Argument auch nicht überbewertet 
werden: Der Knick in der Entscheidungskostenkurve verschiebt 
zwar die optimale Zustimmungsrate in sehr vielen (wenn nicht 
sogar in allen) Fällen auf mindestens 50 Prozent plus einer Stimme. 
Dies bedeutet aber nicht, dass sie nicht doch noch darüber liegen 
kann. Hohe externe Kosten mögen bspw. den Verlauf der Interde-
pendenzkostenkurve so verändern, dass ihr Minimum bei einer 
höheren Zustimmungsrate liegt. 
 
 
5.3 Implikationen 
 
Was lässt sich nun aus den bisherigen Ausführungen lernen? Die in 
Kapitel 5.2 dargestellten Überlegungen verdeutlichen, dass die 
Mehrheitsregel nicht, wie von Buchanan/Tullock postuliert, nur eine 
unter vielen möglichen Zustimmungsraten ist. Davon bleibt jedoch 
die Kritik unberührt, dass sie sich kaum als Referenzpunkt eignet: 
Demokratietheoretisch bleibt weiterhin die Abweichung vom Ein-
stimmigkeitsprinzip rechtfertigungsbedürftig und nicht eine – ge-
genüber der einfachen Mehrheit – höhere Zustimmungsrate. 

Wie schon beim Arrow’schen Unmöglichkeitstheorem (siehe 
Kapitel 4) gezeigt, verweist die politisch-ökonomische Analyse auch 
hier auf demokratietheoretische Implikationen und Auswirkungen, 
die der Diskussion wert sind. Hierbei allerdings stößt man – im Ge-
gensatz zur Frage nach einer fälschungsfreien Aggregation von 
Präferenzen – auf das Problem, dass Buchanan und Tullock keine 
genuin normativen Intentionen mit ihrer Theorie verfolgen. Diese 
fließen allenfalls durch die wissenschaftstheoretische Verortung im 
methodologischen Individualismus implizit in die Analyse ein: „Our 
theory of constitutional choice has normative implications only 
insofar as the underlying basis of individual consent is accepted“ 
(1962: 7). Wie aber auch bereits in Kapitel 2 dargestellt, beruht der 
Grundsatzstreit zwischen methodologischen Individualisten und 
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Kollektivisten auf prinzipiellen Überzeugungen hinsichtlich des 
Verhältnisses von Individuum und Gesellschaft. Die Aufteilung in 
Befürworter und Gegner der jeweiligen Standpunkte geht daher 
nicht selten mit grundsätzlichen, politisch-ideologischen Überzeu-
gungen einher.34 Auch für Buchanan und Tullock, beide Anhänger 
des ‚libertarianism‘, kann dies sicherlich festgehalten werden.  
 

Infokasten 5.1: libertarianism 
 
Unter dem Begriff ‚libertarianism‘ (selten auf deutsch ‚Libertarismus‘) 
versteht man eine Strömung der Politischen Philosophie, die davon aus-
geht, dass jedem Individuum ein absolutes Recht auf Selbstverfügung 
(self-ownership) zusteht. Libertäre Gerechtigkeitskonzeptionen beto-
nen also besonders die Freiheit des Menschen. Der prominenteste zeit-
genössische Vertreter dieser breit gefächerten Strömung, die viele The-
orien mit teilweise sehr unterschiedlichen Auffassungen vereint, ist Ro-
bert Nozick (1974). 

Das Recht auf Selbstverfügung jeden Individuums bedeutet nicht 
nur, dass freiheitseinschränkendes Handeln anderer Menschen (bspw. 
durch Gewaltandrohung) als Unrecht zu bewerten ist, sondern insbe-
sondere, dass staatliches Handeln auf ein Minimum zu reduzieren ist. Li-
bertäre setzen prinzipiell auf das Recht auf Selbstverfügung und auf Ei-
genverantwortung und lehnen in aller Regel staatliche Vorschriften wie 
bspw. Drogenverbote, Helmpflicht für Motorradfahrer oder einen ver-
pflichtenden Militärdienst ab. Dieses beinhaltet auch – so bspw. Nozick –, 
dass jedes Individuum vollständig über alle Erträge verfügen darf, die ihm 
aus eigenen Leistungen und Begabungen entstehen. Jede sozialstaatli-
che Umverteilung wird aus dieser Perspektive als eine Verletzung des 
fundamentalen Rechts auf Selbstverfügung interpretiert (vgl. Horn 2003: 
135). Viele libertäre Konzeptionen betonen daher auch die freiheitsscho-
nenden Vorteile eines (perfekt funktionierenden) freien Marktes und 
sprechen sich für einen sog. ‚Nachwächterstaat‘ aus, welcher sich einzig 
auf die Aufgaben der Bewahrung der inneren und äußeren Sicherheit 
beschränkt sowie die Einhaltung von Verträgen kontrolliert. 

Einen verständlichen Überblick über die Grundzüge der libertären 
Argumentation erhält man in der dritten Episode der im Internet als 
Video verfügbaren Vorlesung ‚Justice‘ von Michael Sandel.  

                                                           
34 Besonders deutlich wird dies am Einführungsband von Guy Kirsch (2003), der sich 
laut Buchrückentext nicht nur als „ein Buch über Politik, sondern auch [als] ein 
politisches Buch“ auffasst. 
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Was ist aber nun demokratietheoretisch von einer Einstimmig-
keitsorientierung zu halten? Da die dargestellte Argumentation 
wesentliche Grundelemente der Mehrheitsdemokratie in Frage 
stellt, hat sie auch Widerspruch erfahren. Nicht nur hohe Konsens-
findungskosten rechtfertigen eine Abweichung von der Einstim-
migkeit, sondern auch die Tatsache, dass mit steigender Inklusivi-
tät der Entscheidungsregel auch eine fragwürdige Status-quo-
Orientierung einhergehe. Eine kleine Minderheit, im Extremfall 
sogar eine einzelne Person, kann durch ihr Veto verhindern, dass 
eine Entscheidung getroffen wird, so dass der Status Quo nicht 
verändert werden kann. Zwar kann auf diese Weise vermieden 
werden, dass diejenigen, die überstimmt werden, externe Kosten 
tragen müssen. Allerdings bleibt unbeachtet, dass u.U. der Verbleib 
im Status Quo auch mit Kosten für die Veränderungswilligen ver-
bunden ist.  

Letztlich wird durch eine Einstimmigkeitsorientierung aus rein 
theoretischen Gründen die Hürde für eine effiziente Entschei-
dungsfindung zu hoch gesteckt. Die Mehrheitsregel hingegen hat 
auch den großen Vorteil, dass sie allgemein akzeptiert ist und somit 
zu allgemein legitimierten Entscheidungen führt.  
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6 Mancur L. Olson:  
Die Logik des kollektiven Handelns 

 
 
 
 

 
Kennzeichen jeder modernen, demokratischen Gesellschaft ist eine 
nicht mehr überschaubare Vielzahl von Organisationen, in denen 
sich Individuen zur Verfolgung gemeinsamer Interessen zusam-
mengeschlossen haben – Vereine und Interessengruppen, die auf 
ein gemeinsames Ziel hin ausgerichtet sind. In der Verbände- und 
Zivilgesellschafts-Forschung geht man von geschätzten 600.000 
Gruppen dieser Art in Deutschland aus (vgl. Zimmer 2007). Insbe-
sondere im politischen Bereich gilt, dass die Anzahl an Organisatio-
nen, die im Interesse ihrer Mitglieder auf kommunaler Ebene, auf 
der Ebene der Länder bzw. auf Bundes- und europäischer Ebene 
tätig sind, kaum mehr zu ermitteln ist. Selbst die Anzahl der großen 
Interessengruppen sind Legion. Hierzu gehören bspw. die Gewerk-
schaften als Vertreter der Arbeitnehmerinteressen, der Bundes-
verband der Deutschen Arbeitgeberverbände für deren Interessen, 
der ADAC für die Interessen der Autofahrer oder amnesty interna-
tional als Menschenrechtsorganisation. Politik in modernen Mas-
sendemokratien lässt sich gar nicht anders als ein ständiges und 
dauerhaftes Einwirken verschiedener, in und durch gesellschaftli-
che Organisationen gebündelter Interessen auf das politische Sys-
tem fassen. Politikwissenschaftliche Referenz bietet hier die klassi-
sche pluralistische Gruppentheorie (Bentley 1908; Truman 1951; 
siehe auch Infokasten 6.1). Sicher wird die Verkürzung der komple-
xen Realität in den Verbänden und Vereinen auf ein einziges oder 
nur einige wenige gemeinsame Interessen diesen Gruppen und 
Organisationen nicht gerecht. Dennoch soll dies hier als Definition 
ausreichen, da es den in unserem Zusammenhang entscheidenden 
Punkt, nämlich die Erzeugung eines Kollektivgutes, in den Mittel-
punkt stellt. 

J. Dehling, K. Schubert, Ökonomische Theorien der Politik, 
DOI 10.1007/978-3-531-92701-5_6, © VS Verlag für Sozialwissenschaften 
| Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2011
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Die Vielzahl gesellschaftlicher Gruppen und Organisationen 
und ihre Selbstverständlichkeit im politischen und gesellschaftli-
chen Alltag verführen vorschnell dazu, ihre Existenz und Funkti-
onsweise nicht weiter zu hinterfragen und als in der Natur der 
Sache liegend zu interpretieren. Naiverweise wird bspw. einfach 
unterstellt, dass die Mitglieder einer Organisation das ihnen ge-
meinsame, geteilte Interesse erkennen, sich daher zur kollektiven 
Verfolgung eben dieses Interesses zusammenschließen und inso-
fern auch effektiver und schlagkräftiger agieren können. Schließ-
lich scheint es auf der Hand zu liegen, dass sich alle – die ein ge-
meinsames Interesse haben – für etwas einsetzen, von dem alle – 
mit dem gleichen Interesse – etwas haben.  

Mit seinem Buch ‚Die Logik des kollektiven Handelns‘ – ein 
weiterer Klassiker der Ökonomischen Theorien der Politik – hat 
Mancur Olson (1965, deutsch 1968) aber eben diese Selbstver-
ständlichkeit bezweifelt und unter Zuhilfenahme der ökonomi-
schen Theorie die Mechanismen und Dynamiken des Zusammen-
schlusses von Individuen mit gleichen Interessen zu Gruppen und 
Organisationen untersucht (vgl. Schubert 1992). 
 

Infokasten 6.1: Pluralismus 
 

Pluralismus ist ein philosophisches Weltbild und ein zentrales Leitbild 
moderner Demokratien. Die politische Ordnung und Legitimität moder-
ner, offener Demokratien beruht auf der ausdrücklichen Anerkennung 
und dem Respekt vor den vielfältigen Meinungen, Interessen, Zielen 
und Hoffnungen der Individuen.  

Dazu gehört einerseits, dass die Träger dieser Interessen sich frei 
zusammenschließen, ihren Interessen nachgehen und diese auch poli-
tisch voranbringen können. Andererseits gehört dazu, dass die Anhäu-
fung politischer – auch staatlicher – Macht immer auch dadurch be-
schränkt wird, dass überall dort, wo Macht entsteht, Raum für Gegen-
macht ist oder geschaffen werden muss.  

Insofern sind die offene Auseinandersetzung und die Konkurrenz 
zwischen den politischen, sozialen und wirtschaftlichen Interessen 
(-sverbänden, Organisationen), aber auch die Konsens- und Koalitions-
möglichkeiten zwischen diesen ein wesentlicher Teil der politisch-
demokratischen Willensbildung und Partizipation.  
(Quelle: Schubert/Klein 2011) 
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Ausgangspunkt von Olsons Überlegungen ist die Feststellung, dass 
Organisationen ein oder mehrere kollektive Güter (auch öffentliche 
Güter genannt)35 bereitstellen. Die Gewerkschaften verhandeln mit 
den Arbeitgebern und erstreiten so bspw. höhere Löhne oder bes-
sere Arbeitsbedingungen, der ADAC betreibt Lobbying, um die 
Situation für Autofahrer zu verbessern, und amnesty international 
setzt sich weltweit für die Einhaltung der Menschenrechte ein. 
Jede Organisation ist letztlich darauf angewiesen, dass sich Perso-
nen, die an dem Kollektivgut ein Interesse haben, auch für seine 
Bereitstellung engagieren. Die fundamentale Problematik, vor 
denen diese Organisationen stehen, ist jedoch, dass von den von 
ihnen produzierten kollektiven Gütern alle profitieren, unabhängig 
davon, ob er oder sie Mitglied der Organisation ist oder nicht. Die 
von den Gewerkschaften erkämpfte Lohnerhöhung gilt auch für 
Nicht-Gewerkschaftsmitglieder, auf einer Autobahn, für die sich 
der ADAC eingesetzt hat, dürfen alle Bürger fahren, unabhängig 
davon, ob sie ADAC-Mitglied sind oder nicht, und von einer Welt 
ohne (oder zumindest mit weniger) Menschenrechtsverletzungen 
profitiert – zumindest in moralischer Hinsicht – jeder.  

Ökonomisch ausgedrückt liegt das Problem kollektiver Güter 
darin, dass für sie zwei besondere Eigenschaften nicht gelten: das 
Ausschlußprinzip und die Rivalität im Konsum. Nicht-Ausschließbar-
keit bedeutet, dass andere Personen nicht daran gehindert werden 
können, ein bestimmtes Gut zu nutzen bzw. von seinem Nutzen zu 
profitieren. Nicht-Rivalität im Konsum bedeutet, dass in dem Mo-
ment, in dem ein Individuum ein Gut konsumiert oder nutzt, der 
Konsum oder der Nutzen für ein anderes Individuum ebenso mög-
lich ist. Ein gutes Beispiel ist der Leuchtturm oder die Verkehrsam-
pel: Deren (Warn-)Funktion ist für jedermann sichtbar (niemand 
kann ausgeschlossen werden) und die Anzahl der Nutzer ist unbe-
schränkt (keine Rivalität). Im Gegensatz dazu sind private Güter 
durch Auschließbarkeit und Rivalität gekennzeichnet. Von der Nut-
zung eines Autos lassen sich bspw. leicht andere Personen aus-
schließen. Auch ist Rivalität im Konsum gegeben, da nur eine be-

                                                           
35 Manche Autoren unterscheiden zwischen kollektiven und öffentlichen Gütern. Da 
dies hier allerdings nicht relevant ist, werden die beiden Begriffe synonym verwen-
det. 
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grenzte Anzahl von Personen das Auto gleichzeitig nutzen können 
und nur eine Person es selbst fahren kann.36 Warum also sollte sich 
ein rational handelndes Individuum in einer solchen Organisation 
engagieren, Zeit, Energie und vielleicht Geld investieren, wenn es 
die Vorteile des Kollektivgutes auch so in Anspruch nehmen kann?  

Das Engagement des Einzelnen, also seine Beteiligung an der 
Bereitstellung des Kollektivgutes, ist allerdings keine ‚Entweder-
oder‘-Situation, sondern kann auch abgestuft erfolgen. So kann 
man sich bspw. überhaupt nicht einsetzten, bloß passives, inakti-
ves Mitglied einer Organisation sein, oder sich aktiv engagieren 
und ggf. auch sehr großen persönlichen Einsatz zeigen. Ebenso ist 
die Bereitstellung des Gutes selbst abhängig vom jeweiligen Enga-
gement und kann ebenfalls abgestuft erfolgen. Hier seien der Ein-
fachheit halber nur zwei mögliche Handlungsalternativen unter-
schieden‚ ‚Engagement‘ und ‚Nicht-Engagement‘, und nur zwei 
mögliche Resultate ‚Bereitstellung des Kollektivgutes‘ und ‚Nicht-
Bereitstellung des Kollektivgutes‘. Nimmt man diesen Blickwinkel 
ein, zeigt sich deutlich, dass die Option, sich zu engagieren und 
dazu beizutragen, dass das Kollektivgut tatsächlich bereitgestellt 
wird, nicht die beste Möglichkeit ist. Für ein rational handelndes 
Individuum ist es am vorteilhaftesten, wenn das Kollektivgut be-
reitgestellt wird, ohne sich an den dafür notwendigen Leistungen 
selbst zu beteiligen (weil sich andere engagieren). Individuen, die 
sich so verhalten, werden auch Trittbrettfahrer (free rider) ge-
nannt, in Anlehnung an das Trittbrett von Straßenbahnen, auf dem 
man, ohne zu bezahlen, mitfahren konnte. 

Bei der Bereitstellung kollektiver Güter ist das Trittbrettfah-
rerproblem das zentrale Problem: Handeln viele oder alle in diesem 
Sinne rational, d.h. verhalten sich als Trittbrettfahrer, dann wird 
das Kollektivgut nicht oder nur ungenügend bereitgestellt. Olsons 
Verdienst liegt nun darin, dass er als erster das Trittbrettfahrer-
problem systematisch auf gesellschaftliche Organisationen über-
tragen hat. Dabei konnte er nachweisen, dass dieses Problem nicht 

                                                           
36 Weiterhin lassen sich noch als Mischformen Clubgüter und Allmendegüter unter-
scheiden. Während bei ersteren keine Rivalität im Konsum herrscht, dafür aber Aus-
schließbarkeit gegeben ist (z.B. beim Bezahlfernsehen für Fußballübertragungen), 
verhält es sich bei letzterem genau umgekehrt (z.B. eine überfüllte Autobahn). 
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für alle Organisationen und Interessen in gleichem Maße gilt. Wenn 
sich aber bei der Organisation von Interessen systematische Unter-
schiede ergeben, haben diese auch unterschiedliche Zugangs- und 
Einflussmöglichkeiten, um ihre Interessen gegenüber dem politi-
schen System zu artikulieren und durchzusetzen. Die von Olson 
herausgestellten wichtigen Faktoren für die Organisationsfähigkeit 
von Interessen, Gruppengröße und Heterogenität der Bedürfnisin-
tensitäten, werden in Kapitel 6.1 diskutiert.  

Der Olson’schen Theorie steht aber eine zunächst paradoxe 
Beobachtung entgegen: Trotz theoretischer Schlüssigkeit und 
faktischer organisatorischer Schwierigkeiten existieren in der Rea-
lität eine unüberschaubare Vielzahl von gesellschaftlichen Gruppen 
und eine noch größere Anzahl von Individuen, die in solchen Grup-
pen engagiert sind. Für alle diese wäre es a priori rationaler, ‚Tritt-
brett zu fahren‘. Dieser Widerspruch zu den Implikationen des 
Olson’schen Grundmodells bedarf also einer zusätzlichen Erklä-
rung. Mit der Möglichkeit, sog. selektive Anreize einsetzen zu kön-
nen, liefert Olson sowohl einen Erklärungsansatz als auch einen 
Ausweg aus dem Dilemma kollektiver Gütererstellung. Dieser Zu-
sammenhang wird in Kapitel 6.2 ausgeführt.  

In Kapitel 6.3 wird dann die auf die Organisierbarkeit von 
Gruppeninteressen konzentrierte Theorie Olsons erweitert, indem 
sie in den politikwissenschaftlichen Kontext einer allgemeinen 
Theorie starker bzw. schwacher Interessen eingeordnet wird. 
 
 
6.1 Die Organisationsfähigkeit von Gruppeninteressen 
 
Das zentrale Problem von Organisationen liegt, wie bereits skiz-
ziert, darin, dass nicht alle Individuen zur der Bereitstellung kollek-
tiver Güter beitragen. D.h. dass sich nicht alle, die ein potenzielles 
Interesse an einem Kollektivgut haben, auch in ausreichendem 
Maße an den Kosten seiner Bereitstellung (Zeit, Energie, Geld etc.) 
beteiligen. Ökonomische Theorien gehen, wie nun schon mehrfach 
dargestellt, von rationalen Individuen aus, die die Kosten gegen 
den Nutzen einer Handlung abwägen. Sie werden sich also an der 
Bereitstellung eines Kollektivgutes nur solange bzw. in dem Maße 
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beteiligen, wie dieses Kosten-Nutzen-Kalkül positiv ist. Da sich die 
Individuen aber der Tatsache bewusst sind, dass sie vom Kollektiv-
gut nicht ausgeschlossen werden können, wird die individuelle 
Rechnung häufig negativ, bevor es zu einer kollektiv optimalen 
Bereitstellung kommt. Sie werden sich also zu wenig bzw. gar 
nicht, in vielen Fällen also in suboptimaler Weise, engagieren. Diese 
Trittbrettfahrerproblematik lässt sich auch als Widerspruch zwi-
schen individueller und kollektiver Rationalität beschreiben (siehe 
auch Infokasten 6.2). 

Mancur Olson weist in einer bestechenden Argumentation 
nach, dass das Trittbrettfahrerproblem nicht gleichförmig jede 
Gruppe bzw. jedes Interesse in gleichem Maße betrifft. Er argu-
mentiert vielmehr, dass die Gruppengröße ein entscheidender Fak-
tor für die Organisierbarkeit von Interessen ist. Mit Gruppengröße 
ist hier die Anzahl derjenigen Personen gemeint, die prinzipiell ein 
Interesse an dem von der Organisation bereitgestellten Kollektiv-
gut haben (z.B. Arbeitnehmer an kollektiven Lohnverhandlungen, 
Landwirte an der Lobbyarbeit des Bauernverbandes etc.). Mehrere 
Gründe können nun dazu führen, dass große Gruppen schwerer zu 
organisieren sind als kleine.  

Erstens, je größer eine Gruppe ist, desto geringer sind die Aus-
wirkungen individueller Verweigerung. Da die Bedeutung des Ein-
zelnen und seines Anteils an der Bereitstellung des Kollektivgutes 
mit zunehmender Gruppengröße abnimmt, erhöht sich die Wahr-
scheinlichkeit, dass die Option des Trittbrettfahrens genutzt wird: 
Beteiligt man sich nicht an einem Streik, bei dem sich aber 9.995 
von 10.000 Beschäftigten eines Betriebes beteiligen, so gefährdet 
dies nicht sonderlich den Erfolg des Streiks. Als Nicht-Streikender 
hat man dann ggf. den Nutzen der erfüllten Forderung (z.B. Lohn-
erhöhung), braucht aber nicht die Kosten des Streikens (z.B. in 
Form von Lohnausfall) tragen. Die Weigerung, in einem Fünf-
Personen-Betrieb an einem Streik teilzunehmen, mag hingegen 
den Erfolg bzw. die Erfolgswahrscheinlichkeit der Auseinanderset-
zung stark mindern. 
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Infokasten 6.2: Die Logik kollektiven Handels in der Spieltheorie 
 
Auch die Spieltheorie (siehe Infokasten 2.1) hat sich dem Verhalten von 
Individuen bei der Bereitstellung kollektiver Güter und somit der Logik 
des kollektiven Handelns angenommen. Ausgangspunkt ist folgendes 
‚Spiel‘: Mehrere Personen (hier: I bis IV) verfügen über eine gegebene 
Anzahl von Jetons (hier: zehn), welche sie in beliebiger Aufteilung ent-
weder behalten oder in ein Gemeinschaftsfeld (das ‚Kollektivgut‘) legen 
können. Im unten dargestellten Fall hat bspw. Spieler I fünf, Spieler II 
keine, Spieler III alle und Spieler IV fünf seiner Jetons auf das Gemein-
schaftsfeld gelegt. Hat sich jeder Spieler für eine Aufteilung seiner Je-
tons entschieden, erhält jeder einen Gewinn von der zweifachen Menge 
seiner behaltenen Jetons sowie die Gesamtsumme der Jetons auf dem 
Gemeinschaftsfeld (im Beispielfall erhält Spieler I als Auszahlung 2 x 5 = 
10 Jetons + 1 x 20 Jetons = 30 Jetons; Spieler II erhält 40, Spieler III 20 
und Spieler IV 30 Jetons). 
 
Abbildung 6.1:  Das Kollektivgutspiel 

 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
 
Das Spiel simuliert also die (abgestufte) Bereitschaft von Individuen, an 
der Bereitstellung eines kollektiven Gutes zu partizipieren. Wie auch in 
Olsons Theorie werden sich streng nutzenmaximierende Individuen 
nicht an der Bereitstellung des Kollektivgutes beteiligen (Trittbrettfah-
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rer). Da der Fall, dass alle Spieler alle ihre Jetons auf das Gemeinschafts-
feld legen (Auszahlung: 40 Jetons) schlechter ist als der Fall, dass dies 
alle außer sie selbst tun (Auszahlung: 50 Jetons), wird sich kein Spieler in 
einem solchen idealtypischen Fall am Kollektivgut beteiligen.37 Es zeigt 
sich aber auch, dass das je individuell rationale Verhalten, wird es von 
allen Spieler angewandt, zu einem schlechteren Ergebnis führt als eine 
uneingeschränkte Beteiligung: Behält jeder Spieler alle seine Jetons, 
erhält jeder eine Auszahlung von 20 Jetons, wohingegen im Falle, dass 
alle Spieler alle ihre Jetons auf das Gemeinschaftsfeld legen, jeder Spie-
ler wie gesehen 40 Jetons als Gewinn erhält! 

 
 
Zweitens, die Sichtbarkeit der Verweigerung nimmt mit steigender 
Gruppengröße ebenfalls ab. Das bedeutet allgemein gesprochen, 
dass der soziale Druck innerhalb einer Gruppe, sich an den Kosten 
des Kollektivgutes zu beteiligen, unterschiedlich hoch ist. Im Spe-
ziellen heißt das aber, dass mit zunehmender Gruppengröße die 
Identifikation des Einzelnen mit der Gruppe tendenziell abnimmt. 
In großen Gruppen ist also das ‚Wir-Gefühl‘ deutlich schwächer 
ausgeprägt, gleichzeitig nehmen aber auch die Möglichkeiten des 
Einzelnen zu, sich dem Gruppendruck zu entziehen. Obwohl sich in 
der theoretischen Welt voller rationaler ‚homines oeconomici‘ die 
Individuen nicht von sozialen Strukturzwängen und auferlegtem 
Pflichtgefühl beeindrucken lassen – oder zumindest nur dann, 
wenn dies zu handfesten Nachteilen für sie führt – so handelt es 
sich doch um Effekte, die sich in der Realität empirisch eindeutig 
nachweisen lassen. 

Drittens ist noch zu erwähnen, dass von Organisationen be-
reitgestellte Kollektivgüter in der Realität nur sehr selten über die 
verlangten Eigenschaften – Nicht-Ausschließbarkeit, Nicht-Rivalität 
– verfügen (wie in unserem Leuchtturm-/Ampel-Beispiel erwähnt). 
Wenn es sich also um ein mehr oder weniger unreines Kollektivgut 
handelt, kann der Nutzen des Einzelnen mit steigender Gruppen-
größe auch abfallen. So sinkt z.B. bei einem öffentlichen Sportplatz 
mit steigender Nutzeranzahl der Nutzen für den Einzelnen: Ab 
einem bestimmten Schwellenwert ist der Sportplatz so voll, dass 

                                                           
37 Spieltheoretisch gesprochen ist der Fall, in dem alle Spieler ihre Jetons behalten, 
also keiner das Gemeinschaftsfeld bedient, ein Nash-Gleichgewicht. 
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der Nutzen für den einzelnen Sportler abnimmt. Wenn also mit zu-
nehmender Gruppengröße der Nutzen des Einzelnen sinkt, wird die 
individuelle Bereitschaft zur Erstellung des Kollektivgutes zusätz-
lich gehemmt. 

Viertens nimmt letztlich der Informations-, Koordinations- und 
Organisationsaufwand mit steigender Mitgliederzahl zu. Mei-
nungsfindung, Diskussion und Bündelung (Aggregation) der vielfäl-
tigen, u.U. divergierenden Meinungen darüber, was genau das 
gemeinsame Interesse ist und wie dies am besten verfolgt werden 
kann, führen zu einem erheblichen Organisationsaufwand und 
erhöhen die Kosten. 

Zusammenfassend lässt sich also festhalten: Mit steigender 
Gruppengröße  
 
1. nehmen die Auswirkungen der individuellen Beitragsverwei-

gerung ab, 
2. nimmt ebenfalls die Sichtbarkeit dieser Verweigerung ab, 
3. kann der Nutzen für den Einzelnen u.U. abnehmen und 
4. steigen die Organisationskosten. 
 
Dieser alle vier Punkte umfassende sog. Größeneffekt führt also 
dazu, dass große Gruppen tendenziell schwieriger zu organisieren 
sind als kleinere. 

Neben der Gruppengröße spielt für die Organisierbarkeit von 
Gruppeninteressen ein zweiter Punkt eine wichtige Rolle, die 
(Un-)Gleichheit der Bedürfnisintensitäten. Dies, so ein bekanntes 
Diktum Olsons, führt zu einer „Ausbeutung der Großen durch die 
Kleinen“ (Olson 1968: 3). In der Darstellung der Theorie wurde 
bislang stillschweigend angenommen, dass alle Individuen, die mit 
anderen ein gemeinsames Interesse teilen, einen gleichen oder 
zumindest ähnlich großen Nutzen an dem Kollektivgut haben. Dies 
ist aber üblicherweise nicht der Fall. Es ist eher so, dass verschie-
dene Individuen in sehr unterschiedlichem Maße von ein und dem-
selben Kollektivgut profitieren. So hat bspw. ein Berufspendler ein 
weitaus größeres Interesse an einer gut ausgebauten Autobahn 
zwischen seinem Heimatort und der nächsten Großstadt, in der 
sich seine Arbeitsstelle befindet, als jemand, der im gleichen Ort zu 
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Hause arbeitet und nur gelegentlich zum (Groß-)Einkauf in diese 
Großstadt fährt. Nota bene: Sie haben kein entgegengesetztes, 
sondern nur ein verschieden stark ausgeprägtes gleiches Interesse. 
Der Pendler wird aber viel eher in einer Lobbygruppe, welche sich 
für den Bau bzw. die gute Pflege der Autobahn einsetzt, Mitglied 
werden (z.B. dem ADAC) als der Heimarbeiter. Dies ergibt sich 
einerseits aus dem unterschiedlich hoch ausfallenden Nutzen, den 
beide aus der Autobahn ziehen: Für Berufspendler mag das Kosten-
Nutzen-Kalkül des Engagements selbst dann positiv sein, wenn sie 
mit guten Gründen annehmen können, dass andere, die nicht aktiv 
werden, ebenso von der Autobahn profitieren (also Trittbrett fah-
ren).38 Andererseits und vielleicht noch bedeutender ist aber das 
Wissen über diese ungleiche Bedürfnisintensität: Ist dem Heimarbei-
ter bewusst, dass Berufspendler großes Interesse an einer schlag-
kräftigen Lobbygruppe haben, so wird er darauf spekulieren, dass 
diese sich engagieren und er ohne eigenes Zutun von der guten 
Autobahn profitieren kann. Hier werden also die Großen (die mit 
der großen Bedürfnisintensität) von den Kleinen (die mit der klei-
nen Bedürfnisintensität) ‚ausgebeutet‘. 

Die im oben genannten Diktum genannte ‚Größe‘ lässt sich 
aber nicht nur in Bezug auf die Bedürfnisintensität deuten. Viel-
mehr lässt sie sich auch als Größe des Veränderungspotentials 
interpretieren. Ebenso, wie sich Individuen aufgrund ihres großen 
Interesses eher an der Bereitstellung eines Kollektivgutes beteili-
gen als andere, tragen mächtige Mitglieder durch ihre Engagement 
sehr viel mehr zum Erfolg bei als andere. Allerdings gilt auch, dass 
sich eine mögliche Verweigerung stärker negativ auswirkt. Eben, 
weil sie ‚einen entscheidenden Unterschied machen‘, ist es für sie 
schwerer, die Rolle des Trittbrettfahrers einzunehmen und das 
Engagement anderer abzuwarten. Um ein Beispiel zu nennen: Es 
wäre schwerlich vorstellbar gewesen, dass zur Zeit des Kalten 
Kriegs die USA im NATO-Verbund (oder die UdSSR im Warschauer 
Pakt) auf Kosten der kleineren Verbündeten hätten ‚Trittbrett 

                                                           
38 An dieser Stelle sei an das aus Kapitel 2 bekannte Prinzip des neutralen Eigennutzes 
erinnert: Rationale Individuen streben demnach ausschließlich nach der Maximierung 
ihres eigenen Nutzen. Den Nutzenwerten ihre Mitmenschen stehen sie indifferent 
gegenüber, sofern dies ihren eigenen Nutzen nicht tangiert. 
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fahren‘ können (vgl. Olson/Zeckhauser 1966; Shepsle/Bonchek 
1997: 240). Aufgrund dieser strukturellen Benachteiligung von 
Gruppenmitgliedern mit großer Bedürfnisintensität bzw. großem 
Veränderungspotential – beide Fälle können natürlich auch zu-
sammenfallen und erzeugen dann ein entsprechend höheres Ge-
wicht – spricht Olson von einer kontraintuitiven Tendenz der „Aus-
beutung der Großen durch die Kleinen“. 

In der politikwissenschaftlichen Diskussion wird die soeben 
beschriebene Abhängigkeit der Organisationsfähigkeit von Grup-
peneigenschaften (Größe, Heterogenität) nicht selten auf das Ge-
gensatzpaar von ‚allgemeinen‘ und ‚speziellen‘ Interessen zusam-
mengeführt. Diese unterscheiden sich im Wesentlichen hinsichtlich 
der betroffenen Personen bzw. ihres Abstraktionsgrades und sind 
dadurch entsprechend unterschiedlich organisationsfähig. Allge-
meine Interessen, die einen großen Kreis an Personen betreffen 
(wie z.B. der Verbraucherschutz) oder die sich auf einem hohen 
Abstraktionsniveau befinden bzw. stark verallgemeinerungsfähig 
sind (‚gesellschaftliches Wohlergehen‘) und eben durch diese ge-
nerelle Zustimmungsfähigkeit von prinzipiell vielen Personen ge-
teilt werden, sind naheliegenderweise schwer zu organisieren. 
Spezielle Interessen werden hingegen nur von einem kleinen Perso-
nen- oder Mitgliederkreis verfolgt. Der ‚Verband der Ölsaatenver-
arbeitenden Industrie in Deutschland‘ z.B. vertritt die politischen 
Interessen von gerade einmal 18 Mitgliedern. Es ist gerade diese 
Spezifität, die dazu führt, dass sie leichter zu organisieren sind. 
Aufgrund der unterschiedlichen Größe und des unterschiedlich 
konkreten Nutzens, den die jeweiligen Gruppen dann aus der Ver-
folgung ihres Interesses ziehen können, wird gefolgert, dass spe-
zielle Interessen im politischen Prozess auch durchsetzungsfähiger 
sind als allgemeine. 
 
 
6.2 Selektive Anreize 
 
Werden die bisherigen Argumente zu Ende gedacht, ergibt sich 
hinsichtlich der Organisationsfähigkeit gesellschaftlicher Interes-
sen ein eher pessimistisches Bild: Das Trittbrettfahrerproblem 
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erschwert die Organisation gesellschaftlicher Interessen massiv. In 
Abhängigkeit von der Gruppengröße und der Heterogenität der 
Bedürfnisintensitäten sind gesellschaftliche Interessen zudem 
unterschiedlich leicht bzw. schwer zu organisieren. Es wäre also zu 
erwarten, dass das theoretische Ergebnis auch in der Realität ab-
gebildet wird. Die Empirie zeigt aber etwas völlig anderes. Es gibt 
nicht nur sehr viel mehr gesellschaftliche Organisationen, als auf-
grund der beschriebenen Trittbrettfahrerproblematik zu erwarten 
wäre, sondern auch viele Organisationen, die man wegen ihrer 
potentiell unzureichenden Organisationsfähigkeit überhaupt nicht 
erwartet hätte. Für Olson ist das empirische Faktum allerdings kein 
Widerspruch zu seinem Grundmodell. Die Diskrepanz zwischen 
theoretischer Erwartung und empirischer Tatsache ist in seinen 
Augen lediglich erklärungsbedürftig. Und, mit dem Hinweis auf die 
Möglichkeit, sog. „selektive Anreize“ setzen zu können, präsen-
tiert er auch zugleich einen überzeugenden Erklärungsansatz. 

Bislang wurde davon ausgegangen, dass gesellschaftliche Or-
ganisationen ausschließlich gegründet und unterhalten werden, 
um kollektive Güter bereitzustellen. Beschränken sie sich jedoch 
ausschließlich darauf, werden sie – siehe oben – ihr Ziel bestenfalls 
suboptimal erreichen. Die Lösung, die Olson sieht, liegt nun darin, 
dass Organisationen weitere, zusätzliche Güter bzw. Leistungen 
anbieten, für die das Ausschlussprinzip allerdings gilt. Diese Güter 
bzw. Leistungen sind nur solchen Mitgliedern vorbehalten, die sich 
in angemessener Weise an der Bereitstellung des kollektiven Gutes 
beteiligen. Solche Güter nennt Olson selektive Anreize. Selektive 
Anreize dienen letztlich dazu, die Kosten-Nutzen-Kalkulation eines 
Individuums zu beeinflussen: Geht es darum, den Nutzen der Betei-
ligung zu erhöhen, spricht man von positiven selektiven Anreizen; 
geht es darum, die Kosten der Nicht-Beteiligung zu erhöhen, 
spricht man von negativen selektiven Anreizen. ‚Selektiv‘ werden 
die Anreize deshalb genannt, weil sie gezielt zwischen Beitragen-
den und Nicht-Beitragenden diskriminieren. 

Positive selektive Anreize können sehr unterschiedliche For-
men annehmen: Darunter fallen z.B. materielle Unterstützung (et-
wa von Gewerkschaften an ihre Mitglieder im Streikfall), Service- 
und Hilfeleistung (die etwa nur Mitgliedern des jeweiligen Auto-
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mobilclubs gewährt werden), Beratungsleistungen (etwa Rechts-
beratung durch Arbeitgebervereinigungen an Mitgliedsunterneh-
men), kostengünstige Ferienangebote für Kinder (bspw. nur für 
Angehörige einer Religionsgemeinschaft) bis hin zum monatlichen 
Mitteilungsblatt oder dem halbjährlichen ‚newsletter‘ des Alumni-
Vereins aus Studienzeiten. In all diesen Beispielen kommen nur die 
Mitglieder in den Genuss der Leistung, während Nicht-Mitglieder 
hiervon ausgeschlossen sind. Positive selektive Anreize müssen 
aber nicht zwangsläufig materieller Natur sein, sondern es kann 
sich auch um immaterielle Güter handeln, wie z.B. soziales Anse-
hen, Macht oder Zugang zu einflussreichen (Karriere-)Netzwerken. 

Negative selektive Anreize setzen am anderen Ende an, sie er-
höhen die Kosten des Nicht-Engagements oder verhindern das 
Trittbrettfahren völlig: So sind z.B. alle Anwälte in Deutschland 
gesetzlich zur Mitgliedschaft in der Rechtsanwaltskammer ver-
pflichtet.39 Gleiches gilt für Ärzte, die in der Ärztekammer Mitglied 
sein müssen, um praktizieren zu dürfen. Neben diesen, unmittelba-
ren Zwang ausübenden Anreizen können negative Anreize auch 
nur mittelbar wirken oder schwächere Sanktionen beinhalten: So 
kann kein Unternehmer gezwungen werden, im örtlichen Karne-
valsverein Mitglied zu sein. In bestimmten Gegenden Deutschlands 
kann dies aber der Ort sein, an dem wichtige Kontakte geknüpft 
und lukrative Geschäfte ins Rollen gebracht werden, so dass die 
Nicht-Mitgliedschaft faktisch keine Alternative darstellt.  

Mit Blick auf das Verhältnis zwischen der Bereitstellung eines 
kollektiven Gutes und dem Angebot von positiven selektiven An-
reizen kommt Olson sogar zu dem Schluss, dass im Laufe der Zeit 
die Hauptaufgabe immer weiter in den Hintergrund tritt, das An-
gebot an privaten Gütern und Dienstleistungen gleichzeitig immer 
weiter ausgebaut wird. Hierdurch wird das Kollektivgut schließlich 
zu einem Nebenprodukt. Zu denken ist hier z.B. an den ADAC, der 
neben seiner Interessensvertretungsfunktion für Autofahrer von 
                                                           
39 Pflichtmitgliedschaften sind in Deutschland nur in begründeten Ausnahmefällen 
möglich, da sie gegen die ‚negative Koalitionsfreiheit‘ verstoßen, ein aus der (positi-
ven) Koalitionsfreiheit (Art. 9 GG) abgeleitetes Prinzip. Pflichtmitgliedschaften, wie 
bspw. bei der Rechtsanwaltskammer, sind dann zulässig, wenn sie der Erfüllung 
öffentlich-rechtlicher Aufgaben dienen, im Falle der Rechtsanwaltskammer bspw. 
eine geordnete Rechtspflege. 
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der Pannenhilfe über Fahrsicherheitstraining bis hin zu Rabattpro-
grammen für Kulturveranstaltungen eine nahezu unüberschaubare 
Angebotspalette bereithält, aus der sich – je nach Zahlungsbereit-
schaft – die Mitglieder bedienen können. In dem Beispiel ist es 
sicherlich nicht völlig verkehrt anzunehmen, dass es den meisten 
ADAC-Mitgliedern nicht um die Lobbyarbeit geht, sondern um den 
Genuss der selektiven Anreize. 
 
 
6.3 Starke und schwache Interessen 
 
Mancur Olsons Theorie kollektiven Handelns ist der im ‚main-
stream‘ der politikwissenschaftlichen Forschung am meisten disku-
tierte Ansatz der Ökonomischen Theorie der Politik und gilt in der 
Interessengruppenforschung als forschungsleitendes Paradigma 
(vgl. Schubert 1992). Das liegt sicherlich daran, dass mittels dieses 
Ansatzes überzeugende und herausfordernde Argumente gegen 
die äußerst einflussreiche pluralistische Gruppentheorie entwickelt 
wurden. Akzeptiert man Olsons Argument, dass es strukturelle 
Unterschiede hinsichtlich der Organisationsfähigkeit von Gruppen-
interessen gibt, so sind das normative Postulat und die Grundvor-
aussetzung der pluralistischen Gruppentheorie stark einge-
schränkt. Diese postulieren nämlich, dass unter demokratischen 
Bedingungen alle gesellschaftlichen Interessen gleichen Zugang zu 
den politischen Entscheidungsprozessen und vergleichbare Er-
folgswahrscheinlichkeiten bei der Durchsetzung haben.  

Da die Politik aber aus normativer, demokratietheoretischer 
und sachlich-funktionaler Sicht auf die Artikulation von Interessen 
angewiesen ist, Interessengruppen also als ‚input-Lieferanten‘ des 
politischen Systems fungieren (oft auch bei der Umsetzung politi-
scher Maßnahmen in die Praxis), ist es in jeder Hinsicht kritisch, 
wenn manche Interessen, einzig aufgrund normativ irrelevanter 
Faktoren wie Gruppengröße oder Heterogenität der Bedürfnisin-
tensität, über eine höhere Organisationsfähigkeit verfügen und 
damit über eine höhere Durchsetzungswahrscheinlichkeit ihrer 
Interessen. Olsons Theorie lässt sich daher auch als ein zentraler 
Baustein einer Theorie starker bzw. schwacher Interessen(-grup-
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pen) auffassen. Stärke bzw. Schwäche meint hier die jeweils relati-
ve Position in der Konkurrenzsituation mit anderen Interessen 
(-gruppen).  

Was aber macht nun Interessengruppen zu ‚starken‘, d.h. poli-
tisch wichtigen, einflussreichen Interessengruppen bzw. umge-
kehrt, warum sind manche Interessen ‚schwach‘ und politisch we-
nig einflussreich? Olsons Erkenntnisse hinsichtlich der Organisati-
onsfähigkeit sind da nur eine von zwei aufeinander bezogenen 
Dimensionen. Die zweite betrifft die von Claus Offe (1969) erstmals 
thematisierte Dimension der Konfliktfähigkeit, die weiter unten 
diskutiert wird. 

Zunächst ist es bei der Untersuchung der Organisationsfähig-
keit sinnvoll, dies nicht einzig anhand der Gruppengröße oder der 
Heterogenität der Bedürfnisintensitäten zu tun, sondern weitere, 
dem Einzelfall angemessene Aspekte einzubeziehen. Ein wichtiger 
Aspekt ist bspw. die Frage, ob die betroffenen Personen überhaupt 
erkennen, dass sie ein Interesse haben, das sie mit anderen teilen. 
Ist dies dem Personenkreis nicht bewusst oder ist das entspre-
chende Bewusstsein nur schwach ausgeprägt, fehlt eine zentrale 
Organisationsvoraussetzung. Das (potentielle) Interesse lässt sich 
dann nicht oder nur advokatorisch organisieren. Im Falle von Ob-
dachlosigkeit stehen die Betroffenen bspw. vor individuell vorran-
gigen, existentiellen Problemen, die keinen (oder zumindest sehr 
wenig) Raum für die Organisation ihrer gemeinsamen Interessen 
lassen. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt sind die Organisationskosten, 
die ebenfalls, je nach spezifischen Bedingungen, höher oder niedri-
ger sein können. Ist z.B. eine große geografische Entfernung der 
Mitglieder gegeben bzw. sind diese über eine große Fläche verteilt, 
fällt es üblicherweise schwerer, die Mitglieder zu organisieren, da 
Treffen aufwendiger und teurer sind. Als weiteres Beispiel können 
hier auch Kosten genannt werden, die dem Individuum aus der 
Mitgliedschaft selbst entstehen. So mag die noch immer nicht 
überwundene soziale Diskriminierung von Homosexuellen auch ein 
Grund dafür sein, sich nicht aktiv in der Schwulen- und Lesbenbe-
wegung zu engagieren.  
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Bei der Dimension Konfliktfähigkeit geht es darum, dass zu-
sätzlich zur Organisation den Interessengruppen Ressourcen und 
Machtmittel zur Verfügung stehen müssen, um ihre Interessen im 
politischen Prozess auch tatsächlich durchsetzen zu können. Offe 
(1969: 169) definiert das zentrale Kriterium: „Konfliktfähigkeit 
beruht auf der Fähigkeit einer Organisation […], kollektiv die Leis-
tung zu verweigern bzw. eine systemrelevante Leistungsverweige-
rung glaubhaft anzudrohen“. In der Politikwissenschaft gilt die 
These, dass moderne Demokratien in einem komplexen gegensei-
tigen Abhängigkeitsverhältnis mit ihrem jeweiligen – unterschied-
lich ausgestalteten kapitalistischen – Wirtschaftssystem verbunden 
sind. Wenn nun einzelne Interessengruppen in der Lage sind, die-
ses Verhältnis spürbar zu stören – zumindest aber glaubhaft an-
drohen können, dieses zu stören – lässt sich daraus politische 
Macht generieren. Wenn z.B. die Arbeitnehmer von ihrem Recht 
auf Streik bzw. die Arbeitgeber von ihrem Recht auf Aussperrung 
Gebrauch machen, kann das Wirtschaftssystem empfindlich getrof-
fen werden. Es verwundert daher nicht, dass Offe insbesondere 
den Arbeitgeberverbänden und den Gewerkschaften ein hohes 
Maß an Konfliktfähigkeit bescheinigt. Auch hier wird differenziert: 
Je wichtiger und je folgenreicher die Verweigerung einer gesell-
schaftlich wichtigen Leistung ist, desto höher ist die Konfliktfähig-
keit. So kann bspw. ein Streik der Müllmänner im Hochsommer 
relativ schnell ‚zum Himmel stinken‘ (und entsprechenden Protest 
der Bevölkerung auslösen). Das Personal in den Verkehrsbetrieben, 
Bahn- oder U-Bahn-Unternehmen, verfügt ebenfalls über eine rela-
tive hohe Konfliktfähigkeit, da ihr Streik massive Auswirkungen, 
z.B. auf den Berufsverkehr, haben kann. 

Verfügt eine Gruppe allerdings nicht oder nur eingeschränkt 
über die Möglichkeit, systemrelevante Leistungen zu verweigern 
(z.B. Studierende, Obdachlose, Arbeitslose), nutzt ihnen selbst eine 
hohe Organisationsfähigkeit wenig. Die eher geringen Chancen, 
ihre Interessen erfolgreich durchzusetzen, können dann allenfalls 
durch ‚unkonventionelles Verhalten‘ (zumeist spektakuläre, me-
dienträchtige Aktionen) erhöht werden: Studierende, die massen-
haft halbnackt auf ihre prekäre finanzielle Situation hinweisen oder 
sozial Benachteiligte, die durch Blockieren wichtiger Verkehrskno-
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tenpunkte ihr ‚Chaos-Potential‘ (Ruß 2005: 47) demonstrieren, sind 
Beispiele für begrenzte Konfliktfähigkeit. Gerade beim letzteren 
Beispiel zeigen sich schnell die Grenzen aktionistischen, ‚unkonven-
tionellen Verhaltens‘: Bei den negativen Auswirkungen einer Cha-
os-Aktion kann sehr schnell nicht mehr zwischen eigentlichem 
Gegner und potentiellen Sympathisanten unterschieden werden. 
Um die eigenen Interessen aber zu befördern, sollten erstere mög-
lichst stark getroffen, das Wohlwollen möglicher Sympathisanten 
aber nicht verspielt werden. Das ist nicht zuletzt deshalb wichtig, 
weil die eigenen Forderungen in der politischen Öffentlichkeit und 
Auseinandersetzung eben auch als legitim akzeptiert werden müs-
sen. Die Art und Weise, wie diese öffentlich geltend gemacht wer-
den, kann dabei durchaus Teil der Akzeptanz (oder Akzeptanz-
verweigerung) sein. 

Zusammenfassend und abschließend kann man sich die Stärke 
bzw. Schwäche gesellschaftlicher Interessen am eingängigen Bei-
spiel der Fluglotsen verdeutlichen, die eine ausgesprochen starke 
Interessengruppe darstellen. Es handelt sich hierbei um eine kleine 
Berufsgruppe, die durch starke professionelle Homogenität und 
ein hohes Bildungsniveau gekennzeichnet ist. Sie verfügt also über 
eine hohe Organisationsfähigkeit. Ebenso sind Fluglotsen in hohem 
Maße konfliktfähig. An den Schlüsselstellen im hochkomplexen 
System des Flugverkehrs arbeitend kann ein Streik unmittelbar den 
kompletten Flugbetrieb zum Stillstand bringen. Hohe Organisati-
ons- und hohe Konfliktfähigkeit führt also zu einer außerordentli-
chen Durchsetzungsmacht spezieller Interessen. 
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7 Überblick über weitere Ökonomische Theorien 
der Politik 

 
 
 
 
 

In den vorangegangenen Kapiteln 3-6 wurden vier Gründungswer-
ke des public-choice-Ansatzes vorgestellt. Sie wurden aufgrund 
ihres Einflusses und ihrer Wirkmächtigkeit auf die gesamte For-
schungsrichtung herausgegriffen. Ziel war es einen ersten Zugang 
zu den Ökonomischen Theorien der Politik zu verschaffen und zur 
weiteren Beschäftigung damit zu ermuntern. Dieser erste Zugang 
kann aber der Vielfältigkeit und Breite der Anwendungsfelder der 
ökonomischen Theorien nicht gerecht werden. Um wenigstens 
einen etwas breiteren Überblick zu bekommen, werden in diesem 
Kapitel 6 weitere Theorien in etwas komprimierterer Form vorge-
stellt.  
 
 
7.1 Ökonomische Koalitionstheorien 
 
Im Gegensatz zu Zweiparteiensystemen, in denen nahezu zwangs-
läufig eine Partei die Mehrheit der Stimmen gewinnt, kommt es in 
Mehrparteiensystemen häufig vor, dass keine Partei mindestens 50 
Prozent plus eine Stimme bekommt. Die Parteien sind dann ge-
zwungen, mit anderen Parteien Koalitionen zu bilden, um die er-
forderliche Mehrheit zu erlangen. Das Problem der Koalitionsbil-
dung ist somit ein wesentlicher Bestandteil demokratischer Mehr-
parteiensysteme und gehört seit jeher zu den klassischen Frage-
stellungen der Politikwissenschaft. Es kann daher kaum verwun-
dern, dass auch die public-choice-Theorie ihren Beitrag hierzu ge-
leistet hat. 

J. Dehling, K. Schubert, Ökonomische Theorien der Politik, 
DOI 10.1007/978-3-531-92701-5_7, © VS Verlag für Sozialwissenschaften 
| Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2011
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Zur Verdeutlichung der verschiedenen ökonomischen Koaliti-
onstheorien mag man sich ein Parlament mit vier Parteien40 vor-
stellen (siehe auch Mueller 2003: 280ff.). Abb. 7.1 zeigt dieses Par-
lament sowie den jeweiligen Anteil der Parteien an den 100 Parla-
mentssitzen. Entsprechend parlamentarischer Gepflogenheiten 
soll die Sitzordnung der ideologischen Links-Rechts-Verortung der 
Parteien entsprechen. 
 
Abbildung 7.1:  Sitzverteilung in einem Parlament mit 100 Sitzen 

 
Quelle: Eigene Darstellung; Beispiel konstruiert in Anlehnung an Mueller (2003: 280) 

 
 
Die Mehrheit wird in diesem Parlament ab einer Größe von 51 Ab-
geordneten erreicht. Vorausgesetzt, dass sich die Parteien gegen-
seitig als Koalitionspartner akzeptieren, sind theoretisch sieben 
Koalitionen möglich: Eine alle vier Parteien umfassende Koalition 
(ABCD), vier Drei-Parteien-Koalitionen (ABC, BCD, ABD, ACD) sowie 
zwei Koalitionen mit nur zwei Parteien (BC, BD). Fragt man sich 
nun, welche der genannten Koalitionen sich bilden wird, so lassen 
sich verschiedene Argumente über die Funktionsweise der Bildung 
ins Feld führen. Die erste ökonomische Konzeptionalisierung 
stammt aus dem Gründungswerk der Spieltheorie von Neumann 

                                                           
40 Im deutschen Parlamentarismus bilden üblicherweise alle Abgeordneten, die einer 
Partei angehören, eine ‚Fraktion‘. Wir bleiben aber aus umgangssprachlichen Grün-
den und wegen des üblichen Gebrauchs in der hier relevanten Literatur bei dem 
Begriff ‚Partei/Parteien‘. 
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und Morgenstern (1944). Sie gehen davon aus, dass es letztlich 
nicht rational ist, mehr Parteien in die Koalition mit aufzunehmen, 
als zum Erreichen der Mehrheit benötigt werden. Da jede an der 
Koalition beteiligte Partei auch Anspruch auf bspw. Kabinettspos-
ten oder weitere politische Ämter besitzt, ist es auch intuitiv ein-
leuchtend, nur so viele Parteien aufzunehmen, wie auch wirklich 
zur Mehrheitserreichung benötigt werden. Im genannten Beispiel-
fall wären ACD (65 Sitze), BC (65) und BD (55) solche minimal  
winning coalitions, also solche, bei denen das Ausscheiden einer 
jeden beteiligten Partei zum Verlust der Mehrheit führt. 

Hieran anknüpfend modelliert William Riker in seinem Klassi-
ker „The Theory of Political Coalitions“ (1962) die Koalitionsbildung 
auf Grundlage der Spieltheorie. Der politische Prozess wird hier als 
ein Nullsummenspiel aufgefasst: Jeder Gewinn des einen ist auto-
matisch auch der Verlust des oder der anderen. Auf dieser Grund-
lage kommt er zu dem Schluss, dass sich die kleinste (bezogen auf 
die Sitzanzahl) minimal winning coalition bilden wird (minimum 
winning coalition). Im Beispiel wäre dies die Koalition aus B und D 
(55 Sitze). 

Die Tatsache, dass im ebengenannten Beispiel das Lösungs-
konzept der minimum winning coalition eine Koalition vorhersagt, 
welche aus zwei Parteien besteht, die auf der ideologischen Links-
Rechts-Achse nicht beieinander liegen, ist bereits ein Hinweis auf 
die problematische office-seeking-Orientierung dieser Theorien. In 
Anlehnung an Downs (1968) wird hier unterstellt, dass das einzige 
Handlungsziel von Parteien die Stimmenmaximierung ist und die 
dadurch mögliche Übernahme der Regierung(-sämter). Die bisher 
genannten Ansätze orientieren sich also einzig an der Größe der 
Koalition und ignorieren völlig die ideologischen Standpunkte und 
Politikziele der Parteien. Wäre dies rechnerisch möglich, so würde 
theoretisch auch eine Koalition aus A und D, also der beiden Ex-
tremparteien, zustande kommen. 

Andere Theorien konstruieren ihre Modelle daher auf Grund-
lage einer policy-seeking-Annahme (siehe z.B. Axelrod (1970) und 
de Swaan (1973)). Davon ausgehend, dass Parteien auch spezifi-
sche politische Inhalte, spezifische Politiken durchsetzen wollen, 
die möglichst stark ihren ideologischen Präferenzen entsprechen, 
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ergibt sich ein neues Bild der Koalitionsbildung. Diese folgt dann 
weniger dem Größenprinzip als dem Prinzip der Minimierung der 
zu überbrückenden ideologischen Distanz. Im Beispiel präferiert 
die Partei B dann eine Koalition mit C vor derjenigen mit D, da sie 
näher an ihrer eigenen ideologischen Position liegt, auch wenn die 
Größe der Koalition somit ansteigt. 

Die Koalitionstheorie hat sich im Laufe der Zeit immer weiter 
ausdifferenziert und verfeinert. So wurden bspw. sowohl zwei- 
bzw. mehrdimensionale Politikraummodelle erarbeitet als auch 
stärker akteurszentrierte Ansätze entwickelt. Ein gelungener Über-
blick über die empirische Erklärungsperformanz findet sich bei 
Mueller (2003: 283).  
 
 
7.2 Abwanderung und Widerspruch 
 
Üblicherweise entwickelt sich in jeder Organisation, sei sie nun 
politischer (wie bspw. Parteien, Lobbygruppen etc.) oder eher 
gesellschaftlicher Natur (Sportclubs etc.), ab einer bestimmten 
Größe eine institutionalisierte Führungsgruppe heraus. Der wich-
tigste Grund dafür ist, dass es nicht mehr zweckmäßig ist, jede 
organisationsrelevante Entscheidung von allen Mitgliedern direkt 
treffen zu lassen. Solche Führungsgruppen (Vorstand/Rat/Vorsit-
zende/Direktorat/Geschäftsführung etc.) erhalten in der Regel 
bestimmte Gestaltungsspielräume, die sie auch für Entscheidungen 
nutzen können, die nicht von allen Mitgliedern geteilt werden. 
Albert Hirschman (1970, deutsch 1974) hat in seinem Buch mit dem 
programmatischen Titel „Abwanderung und Widerspruch. Reakti-
onen auf Leistungsabfall bei Unternehmungen, Organisationen 
und Staaten“ untersucht, auf welche Weise Mitglieder ihren Un-
mut über die Organisation zum Ausdruck bringen können, welche 
Folgen dies hat und in welcher Wechselwirkung die beiden grund-
legenden Reaktionsformen ‚Abwanderung‘ und ‚Widerspruch‘ 
zueinander stehen. 

Bei Abwanderung (exit) handelt es sich um einen klassisch 
ökonomischen Lenkungsmechanismus in Konkurrenzsystemen 
(Lehner 1981: 97). Wer bspw. mit seiner sonst bevorzugten Seife 
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nicht mehr zufrieden ist, wird in Zukunft eher ein Konkurrenzpro-
dukt nachfragen. Ähnliches gilt aber auch bei Unzufriedenheit mit 
(z.B. politischen) Organisationen: Ist bspw. ein Parteimitglied unzu-
frieden mit der programmatischen Entwicklung seiner Partei, so 
hat es die Option, aus dieser Partei auszutreten und so der Führung 
seinen Unmut zu zeigen. Da die Organisation dadurch an Ressour-
cen verliert, wäre zu erwarten, dass der Abwanderung angemes-
sen begegnet und hierauf – bestenfalls mit einer Leistungssteige-
rung – reagiert wird.  

Hirschman hingegen argumentiert, dass Abwanderung nicht 
zwingend zu einer Leistungssteigerung führt: So mag der Ausstieg 
einiger weniger Mitglieder zunächst überhaupt keine Reaktion 
hervorrufen. In politischen Organisationen kann dies sogar von 
Vorteil sein, weil hierdurch etwa das interne Konfliktniveau und -po-
tential gesenkt wird. Eine massive Abwanderung von Mitgliedern 
hingegen kann einer Organisation so viele Ressourcen entziehen, 
dass eine Leistungssteigerung gar nicht mehr möglich ist. Nur eine 
mittelgroße Abwanderung mag die gewünschte Leistungserhöhung 
bzw. die Wiederherstellung früherer Leistung(en) anstoßen. 

Wo Abwanderung nicht möglich (z.B. bei Monopolorganisati-
onen) oder mit hohen Kosten verbunden ist, kommt die Alternative 
Widerspruch (voice) ins Spiel. Beispiele hierfür wären Beschwerde-
briefe oder Protestaktionen. Der Vorteil an der Reaktionsform 
Widerspruch liegt für die Organisation insbesondere darin, dass sie 
hierdurch genauere Informationen über die Ursachen der Unzu-
friedenheit erhält. Im Falle von Abwanderung kann sie darüber 
hingegen nur spekulieren. Allerdings ist auch hier das Ausmaß zu 
beachten: Bedienen sich viele Mitglieder eben dieser Reaktions-
weise, so muss die Organisation viel Energie darauf verwenden, die 
so entstehenden internen Konflikte zu regulieren, zu kanalisieren 
und auf ein erträgliches Maß abzumildern. 

Interessant ist nun insbesondere die Wechselwirkung zwi-
schen diesen beiden Reaktionsformen: Es lässt sich plausibel von 
einer generellen Substituierbarkeit ausgehen. Die Wahrscheinlich-
keit des Auftretens von Widerspruch steigt mit den Kosten bzw. 
der Erfolgsunwahrscheinlichkeit von Abwanderung, und umge-
kehrt. „Je nach Wanderungskosten und Auswahlmöglichkeiten, je 
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nach Kosten und Erfolgsaussichten des Widerspruchs werden die 
Mitglieder mehr oder weniger durch Abwanderung und/oder Wi-
derspruch auf ihnen nicht genehme Kollektiventscheidungen rea-
gieren“ (Kirsch 2004: 60). Organisationen, die eine der beiden 
Möglichkeiten, seinem Unmut Ausdruck zu verleihen, unmöglich 
machen, mit hohen Kosten belegen oder die Erfolgsaussichten 
stark einschränken, laufen daher Gefahr, dadurch geschwächt zu 
werden, dass die jeweils andere Reaktionsform überproportional in 
Anspruch genommen wird. Dadurch können für die Organisationen 
ganz erhebliche negative Auswirkungen entstehen: Ressourcen-
entzug durch Abwanderung oder hohes Konfliktniveau durch Wi-
derspruch. 

Gewissermaßen als ein wichtiges ‚Gelenk‘ zwischen Abwande-
rung und Widerspruch, führt Hirschman zusätzlich noch den Faktor 
‚Loyalität‘ ein. „In der Regel hemmt […] die Loyalität die Neigung 
zur Abwanderung und aktiviert den Widerspruch“ (Hirschman 
1974: 67). Es handelt sich also um eine positive Haltung zu einer 
Organisation, die von kurzfristigen Leistungsschwankungen unab-
hängig ist. Die abgeschwächte Abwanderungswahrscheinlichkeit 
ist allerdings verbunden mit einem schärferen Widerspruch, der 
zudem von der Organisation weniger leicht ignoriert werden kann: 
Loyale Mitglieder können durch eine Abwanderungsdrohung ihrem 
Widerspruch deutlich mehr Gewicht verleihen. 

Eine äußerst lesenswerte Übertragung seiner eigenen Theorie 
liefert Hirschman (1992) in einem Essay über den Zusammenbruch 
der DDR. Es handelt sich hier um einen historischen Anwendungs-
fall für seine Theorie, in welchem über einen langen Zeitraum bei-
des gleichzeitig verhindert wurde: Abwanderung (durch Mauer-
bau) und Widerspruch (durch Unterdrückung der Opposition). Als 
sich für die Bevölkerung kurzfristig eine Möglichkeit bot, kam es 
aus der Sicht Hirschmans zu einem für die DDR letztlich nicht mehr 
kanalisier- und kontrollierbaren Übermaß beider Reaktionsformen. 
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7.3 Ökonomische Föderalismustheorie 
 
Die ökonomischen Theorien des Föderalismus (Klassiker hier sind 
bspw. Oates (1972), Breton/Scott (1978) oder auch Olson (1969)) 
unterscheiden sich, wie so häufig, durch einen jeweils speziellen 
Blickwinkel auf das Phänomen. Dieser unterscheidet sich üblicher-
weise deutlich von den bspw. politikwissenschaftlichen oder histo-
rischen Betrachtungsweisen. So beschäftigt sich die klassische 
Politikwissenschaft insbesondere mit den Aspekten der vertikalen 
Machtbegrenzung und dem Zusammenarbeiten und -wirken der 
unterschiedlichen politischen Ebenen. Die Geschichtswissenschaft 
hingegen konzentriert sich eher auf die historische und identitäts-
stiftende Entstehung und Entwicklung regionaler/subnationaler 
Einheiten und ihre Bedeutung für die nationale Ebene.  

Der ökonomische Fokus liegt dem gegenüber insbesondere 
auf der Bereitstellung öffentlicher Güter. In der klassischen Theorie 
öffentlicher Güter sind diese charakterisiert durch Nicht-Aus-
schließbarkeit und Nicht-Rivalität im Konsum (siehe Kapitel 6). 
Zudem wird angenommen, dass alle Bürger den gleichen Nutzen 
aus einem bereitgestellten öffentlichen Gut ziehen. Die ökonomi-
sche Föderalismustheorie erweitert diese Sichtweise um den 
‚Raum‘-Aspekt. Denn nicht jedes öffentliche Gut stiftet jedem Bür-
ger unabhängig von seinem geografischen Standort in gleichem 
Maße einen Nutzen, wie dies z.B. bei der Gewährleistung der äuße-
ren Sicherheit durch eine Armee der Fall ist. So, um ein einfaches 
Beispiel zu wählen, nimmt bspw. der Nutzen eines öffentlich auf-
gestellten Kunstwerks o.ä. für einen Bürger mit steigender geogra-
fischer Entfernung ab. Wer erst mehrere hundert Kilometer fahren 
muss, um das Kunstwerk zu sehen, hat einen geringeren Nutzen als 
jemand, in dessen Stadt es steht. 

Die ökonomische Föderalismustheorie beschäftigt sich also, 
etwas technischer ausgedrückt, mit denjenigen öffentlichen Gü-
tern, die nur einer räumlich begrenzten Teilmenge der Bevölkerung 
zu Gute kommen, und fragt danach, was der optimale Entschei-
dungs-, Finanzierungs- und Bereitstellungsort hierfür ist. Auf diese 
Weise ist sie in der Lage, theoretisch fundierte Kriterien hinsichtlich 
einer optimalen institutionalisierten Aufgabenteilung auf verschie-
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dene staatliche Ebenen zu liefern. Hierbei ist natürlich zu beachten, 
dass die Theorie im Wesentlichen auf den funktionalen Aspekt der 
Aufgabenteilung zwischen verschiedenen politischen Ebenen ab-
zielt und so historisch gewachsene Gegebenheiten, Regionalidenti-
täten oder politische Überlegungen völlig ausblendet. Ein mehrstu-
figer Staatsaufbau mit jeweils verschiedenen Zuständigkeiten ist 
aus dieser Perspektive also immer Mittel zum Zweck einer mög-
lichst effizienten und optimalen Güterbereitstellung. Als Wert an 
sich, bspw. zur Gewährleistung der Autonomie bestimmter Volks-
gruppen, wird eine föderale Staatsorganisation nicht betrachtet. 

Ein wichtiges Kriterium ökonomischer Föderalismustheorien 
für die Frage, ob (und wenn ja wie) ein föderaler Staat aufgebaut 
sein soll, ist die Kongruenz von Entscheidern, Betroffenen und 
Finanziers: Gibt es bspw. Entscheidungsbefugten und Nutznießer 
eines räumlich begrenzten öffentlichen Gutes, die nicht zu seiner 
Finanzierung herangezogen werden, so besteht die Gefahr einer 
ineffizienten, nicht pareto-optimalen Bereitstellung. Man spricht 
auch von einem grenzüberschreitenden sog. ‚Nutzen-Spillover‘ – 
der Begriff verweist darauf, dass der Nutzen über den Kreis derje-
nigen, die sich an der Bereitstellung des Kollektivgutes beteiligen, 
‚hinausläuft‘.  

Ein weiterer Aspekt behandelt mögliche regional unterschied-
liche Präferenzen. Der Bedarf nach bestimmten öffentlichen Gü-
tern mag sich in manchen Regionen hinsichtlich der Art und Menge 
unterscheiden. Damit die Präferenzunterschiede berücksichtigt 
werden können, bietet sich in diesem Fall eine dezentrale Organi-
sation dieser Güterbereitstellung an. Mit einer zentralen Bereitstel-
lung wäre es ohne weiteres nicht möglich, diesen Unterschieden 
Rechnung zu tragen. Auch hier droht also die Gefahr einer nicht 
pareto-optimalen Bereitstellung.  

Das klassische föderalistische Prinzip der Subsidiarität erhält 
durch die ökonomische Theorie des Föderalismus eine ökonomi-
sche Präzisierung. Das heißt, es wird ein klarer Maßstab dafür an-
gegeben, in welchen Fällen eine niedrigere Ebene ein öffentliches 
Gut ‚besser‘ bereitstellen kann und in welchen Fällen nicht: Existie-
ren Nutzen-Spillover – d.h. gibt es Konsumenten eines öffentlichen 
Gutes, die nicht zu seiner Bereitstellung beitragen – so spricht dies 
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in der Regel für eine Verlagerung auf eine höhere Ebene. Gibt es 
regional unterschiedliche Präferenzen, so ist (aus ökonomischer 
Perspektive) häufig eine dezentrale Lösung besser. 
 

Infokasten 7.1: Subsidiarität 
 
Subsidiarität bezeichnet ein (von der katholischen Soziallehre entliehe-
nes) Prinzip, das die Eigenleistung und die Selbstbestimmung sowohl 
des Individuums (und der Familien) als auch der Gemeinschaften (z.B. 
der Kommunen) fördern will. Das Subsidiaritätsprinzip fordert, dass 
staatliche Eingriffe (EU, Bund) und öffentliche Leistungen grundsätzlich 
nur unterstützend und nur dann erfolgen sollen, wenn die jeweils tiefe-
re hierarchische Ebene (Länder, Kommunen, Familien) nicht in der Lage 
ist, die erforderliche (Eigen-)Leistung zu erbringen. Das Subsidiaritäts-
prinzip spielt vor allem in der Bildungs- und Sozialpolitik eine wichtige 
Rolle und ist ein wesentliches Element des europäischen Integrations-
prozesses.  
(Quelle: Schubert/Klein 2011) 

 
 
Weitere ökonomische Föderalismustheorien beschäftigen sich mit 
darüber hinausgehenden Aspekten eines dezentralen Staatsauf-
baus, wie z.B. dem eines regionalen Wettbewerbs zwischen den 
Gebietskörperschaften, oder verfeinern die hier nur stark verkürzt 
dargestellten Überlegungen, indem sie bspw. Verhandlungslösun-
gen zur Spillover-Problematik diskutieren. Für einen Überblick über 
die Forschungsdebatte siehe Mueller (2003: 209-229). 
 
 
7.4  Prinzipal-Agent-Theorie 
 
Die Prinzipal-Agent-Theorie, auch ökonomische Theorie der Vertre-
tung genannt, ist neben der Transaktionskostentheorie und der 
property-rights-Theorie (siehe Infokasten 7.2) eine der drei Haupt-
ströme der sog. Neuen Institutionenökonomik. Institutionen wer-
den hier – in einem weiteren Sinne als in der Umgangssprache 
gebräuchlich – verstanden als soziale Regel- und Normsysteme zur 
Herstellung oder Durchführung eines bestimmten Zwecks. Etwas 
weniger technisch ausgedrückt könnte man sie auch als „auf Dauer 
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gestellte Problemlösungen“ (Schubert/Bandelow 2009: 17) be-
zeichnen. Die institutionellen Gegebenheiten, unter denen (ratio-
nale) Akteure handeln, werden in den meisten ökonomischen The-
orien entweder ignoriert oder konstant gehalten. Die Neue Institu-
tionenökonomik macht diese selbst zum Gegenstand, indem sie 
ihre Entstehung, Wandel und Wirkungsweisen untersucht. 
 

Infokasten 7.2: Transaktionskostentheorie und property-rights-Theorie 
 
Die Transaktionskostentheorie beruht auf dem Grundgedanken, dass 
der Preismechanismus auf dem Markt nicht kostenlos zu haben, son-
dern mit Transaktionskosten verbunden ist. So entstehen z.B. vor Ver-
tragsabschluss Informations- und Suchkosten, Kosten bei Abschluss des 
Vertrages, bspw. Entscheidungsfindungskosten sowie möglicherweise 
Überwachungskosten, die erst nach Vertragsabschluss entstehen (vgl. 
Behrends 2001: 89). Ökonomische Institutionen können aus dieser Per-
spektive als Einichtung zur Einsparung von Transaktionskosten interpre-
tiert werden (vgl. Williamson 1985).  

Der property-rights-Ansatz interpretiert ökonomische Transaktio-
nen als eine Übertragung von Eigentums- und Verfügungsrechten. Wer 
ein Gut besitzt, verfügt über eine Reihe von property-rights an diesem 
Gut. Bei einer Transaktion werden diese Rechte übertragen, „so daß der 
Güterwert auch von den übertragenen Rechten bestimmt wird“ (Beh-
rends (2001: 91). Zu beiden Theoriesträngen siehe Behrends (2001: 87-
92). 

 
 
Die Prinzipal-Agent-Theorie fragt nun nach den besonderen Eigen-
schaften und Funktionslogiken der Beziehung zwischen einem 
Auftraggeber (‚Prinzipal‘ genannt), der eine bestimmte Aufgabe an 
einen Auftragnehmer (‚Agent‘) überträgt. Das klassische ökonomi-
sche Beispiel hierfür ist die Beziehung zwischen dem Eigentümer 
eines Unternehmens und einem Geschäftsführer: Ersterer über-
trägt letzterem die Aufgabe, das Unternehmen wirtschaftlich ver-
antwortungsvoll zu leiten. Aber auch im politischen Bereich ist dies 
ein alltägliches Phänomen. So werden bspw. politische Entschei-
dungen üblicherweise von dafür zuständigen Beamten in die Praxis 
umgesetzt. Hinsichtlich der Entscheidung sind die Politiker gefragt 
(Prinzipal), hinsichtlich der Implementation der öffentlichen Auf-
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gabe dagegen die Beamten bzw. entsprechenden Bürokraten 
(Agent), die eben diese Aufgabe im Sinne der Politiker erfüllen 
sollen (siehe hierzu auch das folgende Unterkapitel zur ökonomi-
schen Bürokratietheorie). 

Die Grundproblematik dieses Verhältnisses von Vertreter 
(Agent) und Vertretenem (Prinzipal) liegt nun darin, dass sie beide 
als rationale Nutzenmaximierer nicht übereinstimmende Interes-
sen haben. So ist es durchaus plausibel anzunehmen, dass der 
Eigentümer eines Unternehmens dieses sorgfältiger führt als ein 
angestellter Manager, der z.B. eher ein Interesse an einer mög-
lichst geringen Arbeitsbelastung hat (vgl. Erlei et al. 2007: 74). 
Letztlich mag die Delegation von Aufgaben demnach zu subopti-
malen Ergebnissen führen. Dies bezeichnet man als Agency-
Problem. 

Verstärkt wird diese Problemlage insbesondere durch eine 
häufig vorhandene Informationsasymmetrie: In der Regel verfügt 
der Agent gegenüber dem Prinzipal über mehr und konkretere 
Informationen, bspw. hinsichtlich bestimmter Handlungsfolgen 
oder der Einschätzung von Handlungskontexten. Auch besitzt er in 
der Regel eine höhere Sachkompetenz (vgl. Behrends 2001: 93). 
Eine Einschätzung bezüglich der Frage, ob der Agent auch wirklich 
die genuinen Interessen des Prinzipals vertritt oder dies vielleicht 
nur behauptet, ist also für letzteren nur eingeschränkt möglich. Die 
Prinzipal-Agent-Theorie vermag aber, durch die Analyse von An-
reizsystemen und Kontrollmechanismen, Auswege aus Agency-
Problem aufzuzeigen. 
 
 
7.5 Ökonomische Bürokratietheorie 
 
Bürokratien genießen zwar manchmal in der öffentlichen Meinung 
einen etwas zweifelhaften Ruf, ihre Fachkompetenz gehört aber 
unbestritten zu den wesentlichen Bestandteilen eines jeden Ge-
meinwesens. Insbesondere obliegen ihnen vielfältige Aufgaben bei 
der Verwaltung, Durchführung und Kontrolle der öffentlich-
staatlichen Aufgaben. Sowohl die schiere quantitative Größe des 
durch sie verwalteten öffentlichen Sektors wie auch ihre qualitati-
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ve Bedeutung für den einzelnen Bürger lassen eine Beschäftigung 
mit der Bürokratie geradezu geboten erscheinen. Die ersten, die 
sich aus einer ökonomischen Perspektive mit dem Phänomen von 
Bürokratien und ihrer Funktionsweise beschäftigten, waren Gor-
don Tullock (1965) und Anthony Downs (1967). Hieran anknüpfend 
war es William Niskanen (1971), der eine einflussreiche systemati-
sche Analyse auf Grundlage des public-choice-Ansatzes entwickelte. 

Niskanens Bürokratiemodell beruht auf mehreren Grundan-
nahmen. Zunächst handeln Bürokratien nicht in einem marktge-
steuerten, sondern in einem nicht-marktlichen Umfeld. Definiti-
onsgemäß finanzieren sie sich daher auch nicht durch am Markt 
erzielte Profite, sondern durch regelmäßige Zuwendungen von 
Seiten der (staatlichen oder parastaatlichen) Finanzierungsagen-
tur(en). Die Verbindung von Bürokratie und Finanzierungsagentur 
ist durch ein doppeltes Monopol gekennzeichnet: Erstere hat für 
gewöhnlich ein Monopol für die Bereitstellung der entsprechenden 
Leistungen, letztere ist ihre einzige Finanzierungsmöglichkeit. 
Hinzu kommt, dass öffentliche Bürokratien eher selten – anders als 
Unternehmen – Gütereinheiten zu einem bestimmten Preis anbie-
ten, sondern zuvorderst einen Gesamtoutput für ein bestimmtes 
Budget liefern. So erbringt bspw. das Verteidigungsministerium die 
Gesamtleistung ‚Äußerer Frieden‘ (Output) für den festgelegten 
Verteidigungshaushalt (Budget).  

Die fundamentale Verhaltensannahme ist nun die des bud-
getmaximierenden Bürokraten. Zwar streben Bürokraten ein gan-
zes Bündel verschiedener Ziele an (z.B. Macht, Einkommen, Anse-
hen etc), diese sind aber, so Niskanen, in positiver Weise mit dem 
zur Verfügung gestellten Budget verbunden. Um also ihre jeweili-
gen Ziele optimal verfolgen zu können, ist es für Bürokraten ratio-
nal, in den Verhandlungen mit der Finanzierungsagentur ein mög-
lichst hohes Budget anzustreben. 

In diesen Verhandlungen über die zukünftigen Zuwendungen 
führen nun die spezifischen, oben genannten Eigenschaften des 
Verhältnisses von Bürokratien und Finanzierungsagenturen dazu, 
dass erstere Vorteile aus der strukturellen Informationsasymmetrie 
ziehen können (vgl. hierzu das vorherige Unterkapitel zur Prinzipal-
Agent-Theorie). Die Finanzierungsagenturen sind nicht oder nur 
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eingeschränkt in der Lage zu beurteilen, ob und welche Effizienz 
sich aus dem Verhältnis von Gesamtoutput und Gesamtbudget 
ergibt. Sie haben keine ausreichende Grundlage, auf der sie bewer-
ten könnten, ob ein bestimmter Output nicht vielleicht mit einem 
kleineren als von der Bürokratie angegebenen Budget zu erreichen 
ist, da sie nicht wissen, welches die Minimalkosten der Produktion 
sind. Diese Vorteile können die Bürokratien dazu nutzen, ihr Bud-
get zu maximieren. Aus Sicht der ökonomischen Theorie der Büro-
kratie führt dies letztlich zu einer Überproduktion und ineffizienten 
Bereitstellung öffentlicher Leistungen durch die Bürokratien. Hier 
findet das gern geäußerte Vorurteil der Ineffizienz und Nachfra-
gemissachtung bürokratischer Verwaltung seine theoretische Be-
stätigung. 

Wie bei so vielen ökonomischen Theorien der Politik entzün-
dete sich auch hier die nachfolgende Diskussion an der möglichen 
Abschwächung oder Modifizierung der ursprünglichen Annahmen. 
Migue/Belanger (1974) argumentieren z.B., dass das Maximie-
rungsziel von Bürokratien weniger das Gesamtbudget als solches 
ist, sondern vielmehr derjenige Teil, über den Bürokraten mehr 
oder weniger frei verfügen können, das sog. discretionary budget. 
Dieses lässt sich als Differenz zwischen Gesamtbudget und Mini-
malkosten der Bereitstellung definieren (vgl. Hindmoor 2006: 
143f.). Niskanen (1991) hat dieses Argument später akzeptiert.  

Nur wenige Werke der politikwissenschaftlichen Forschung 
haben einen so deutlichen (wenn auch indirekten) Einfluss auf 
tatsächliches Regierungshandeln gehabt wie das von Niskanen. 
Seine Überlegungen trafen in den 1970er und 1980er Jahren, insbe-
sondere in den USA und Großbritannien, auf ein intellektuelles 
Klima, welches von einer Betonung der Grenzen staatlicher Hand-
lungs- und Steuerungsfähigkeit geprägt war. Zusammen mit diesen 
allgemeineren, steuerungsskeptischen Überlegungen kann Niska-
nens Analyse als wesentliches Begründungselement für die Ent-
wicklung des sog. New Public Managements gewertet werden (vgl. 
Hindmoor 2006: 153), welches für staatliche Verwaltungsarbeit 
eine stärkere Management-, Ergebnis- und Leistungsorientierung 
sowie Eigenverantwortlichkeit empfiehlt. 
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7.6 Rent-seeking 
 
Die ökonomische Theorie des rent-seeking, seltener auch als ‚Ren-
ten suchendes Verhalten‘ bezeichnet, wurde als erstes von Gordon 
Tullock (1967) in einem berühmten Aufsatz entwickelt, ohne dass 
er allerdings diesen Begriff selbst verwendet. Der heute gebräuch-
liche Name stammt von Anne Krueger (1974). ‚Renten‘ dürfen hier 
allerdings nicht wie im Alltagsgebrauch als den Lebensabend finan-
zierende regelmäßige Zahlungen aus der Altersversorgung ver-
standen werden. Es ist vielmehr ein wirtschaftswissenschaftlicher 
Fachbegriff, der auf ein Einkommen bezogen ist, das nicht aus 
eigener produktiver Leistung entsteht, sondern durch die entspre-
chenden Leistungen anderer finanziert wird (vgl. Behrends 2001: 
86). 

Hier schließt sich sofort die Frage nach der Grundlage solcher 
‚Renten‘-Zahlungen an. Wie kann man ein Einkommen erhalten, für 
welches es keine produktive Gegenleistung gibt? Als klassisches 
Beispiel können hier Renten genannt werden, die durch eine Mo-
nopolstellung entstehen. Wird ein Gut von einem Monopol ange-
boten, so kann dieses in der Regel einen höheren Preis hierfür 
verlangen als unter Wettbewerbsdruck. Der Teil des Gewinns, der 
durch den höheren Preis erlangt wird, also auf die Monopolstellung 
zurückzuführen ist, stellt hierbei nun die Rente dar. Ein anderes 
Beispiel mögen Steuererleichterungen für einzelne Berufsgruppen 
sein: Werden die Mindereinnahmen durch eine Steuererhöhung 
anderer Bevölkerungsgruppen ausgeglichen, stellt der Betrag, den 
die betroffenen Individuen durch die Steuererleichterung einspa-
ren, eine Rente dar, und zwar letztlich auf Kosten der höher Be-
steuerten. 

Rent-seeking beschreibt dementsprechend (im Gegensatz zum 
profit-seeking) ein Verhalten, welches versucht, durch den Einsatz 
von Ressourcen einen höheren als marktmäßig erreichbaren Er-
trag, eine Rente im eben genannten Sinne, zu erhalten. Solche 
Bemühungen richten sich in erster Linie an den Staat: Dieser kann  

 
� den Wettbewerb in bestimmten Wirtschaftssektoren ein-

schränken,  
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� ganz verhindern (also Monopole vergeben) oder  
� durch Umverteilungsmaßnahmen bestimmte Gruppen auf 

Kosten anderer bevorzugen.  
 
Durch den Einsatz von Lobbying, politischen Druck oder gar Beste-
chung als Instrumente des rent-seeking kann versucht werden, 
vorteilhafte Gesetze und/oder Regelungen zu erreichen. 

In der neoklassischen Wirtschaftstheorie wird traditioneller-
weise argumentiert, dass ein perfekt funktionierender Markt zu 
optimalen, wohlfahrtsmaximierenden Ergebnissen führt. Jede 
Abweichung hiervon, bspw. durch eine Monopolstellung, führt 
dagegen zu Effizienzeinbußen, die man als Verlust an gesellschaft-
lichen Nutzen auffassen kann. Ebenso entsteht dem Monopolinha-
ber, wie oben beschrieben, hierdurch eine Rente.41 Allerdings gilt 
zu bedenken, dass Monopole nicht vom Himmel fallen, sondern, 
zumindest in manchen Fällen, etwa politisch eingerichtet und staat-
lich geschützt werden. Renten lassen sich daher letztlich als Ge-
winn aus einem Monopol auffassen. Für Individuen ist es daher 
rational, Ressourcen aufzuwenden, um den Zuschlag für ein Mo-
nopol zu erhalten. Dies tun sie genau so lange, wie die rent-seeking-
Kosten (Kosten des Lobbybüros, Informationskosten, ggf. Beste-
chungsgelder etc.) nicht die Rente übersteigen. Anders ausge-
drückt: Das Nutzen maximierende Individuum ist letztlich bereit, so 
viel für den Erhalt des Monopols auszugeben, wie das Monopol 
wert ist. 

Die entscheidende Schlussfolgerung aus diesem im Prinzip 
recht einfachen Grundgedanken liegt nun darin, dass nicht nur die 
oben beschrieben Effizienzeinbußen einen gesellschaftlichen Wohl-
fahrtsverlust darstellen, sondern auch die rent-seeking-Kosten. Die 
für die Erlangung von Renten aufgebrachten Ressourcen werden 
nicht in produktiver Art und Weise eingesetzt, sondern günstig-
stenfalls zur Vorteilserlangung in einem Nullsummenspiel. Hierbei 
werden schlicht Ressourcen zwischen Gesellschaftsmitglieder hin- 
und herverteilt. Tollison (1997: 508) bringt den Gedanken kurz und 

                                                           
41 Für eine ausführlichere Darstellung dieses hier nur stark gekürzt dargestellten Zu-
sammenhanges sei auf Mueller (2003: 333f.) oder Hindmoor (2006: 157f.) verwiesen. 
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bündig auf den Punkt: „Rent seeking is unproductive; it destroys 
value by wasting valuable resources.“ 

Die rent-seeking-Theorie wurde in vielfältiger Weise weiter-
entwickelt und präzisiert und stellt heute eine eigene Unterdisziplin 
Ökonomischer Theorien der Politik dar. So entwickelten sich z.B. 
Debatten darüber, ob bzw. inwieweit die Renten letztlich wirklich, 
wie von Tullock ursprünglich angenommen, komplett durch rent-
seeking-Aktivitäten vergeudet werden. Auch wird diskutiert, welche 
Ausgaben man nun mit guten Gründen als rent-seeking bezeichnen 
kann und welche nicht. Einen Überblick über die verschiedenen 
Diskussionsstränge und den Stand der Forschung liefert Hindmoor 
(2006: 155-180) und, wie so oft, Mueller (2003: 333-358). 
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8 Kritik 
 

 
 
 
 

Ökonomische Theorien der Politik wurden auf eine Vielzahl von 
politischen Phänomenen angewandt und haben bemerkenswerte, 
innovative Einsichten zu Tage befördert. Den public-choice-For-
schern Kenneth Arrow (1972), James Buchanan (1986) und  
Amartya Sen (1998) wurden Nobelpreise zuerkannt. Aus den hier 
dargestellten Theorien – und weiterer, die hier nicht angesprochen 
werden konnten – ist eine politisch-ökonomische Forschungsfami-
lie entstanden, deren Ergebnisse beständig wertvolle Erkenntnisse 
und Einsichten über politische Strukturen, Prozesse und Inhalte 
liefern. Manchen – wohlgemerkt nicht allen – ihrer Vertreter 
scheint die rational-choice-Theorie gar die einzige Theorie zu sein, 
die das Potenzial hat, die gerade auch in der Außendarstellung 
oftmals als hinderlich empfundene Multiparadigmatik der Sozial-
wissenschaften zu durchbrechen. Die Theorie eigne sich – so äu-
ßern immer wieder Vertreter des rational choice – als einendes 
Paradigma, unter dessen Schirm sich die jeweiligen sozialwissen-
schaftlichen Einzeldisziplinen und Forschungsrichtungen metho-
disch versammeln könnten. Der alte Traum von der ‚Einheit der 
Sozialwissenschaften‘ klingt hier durch. 

Diese Hoffnung mag aus der Binnenperspektive der rational-
choice-Theorie und mit Blick auf die vielen Erfolge ökonomischer 
Erklärungen nachvollziehbar sein. Zustimmung oder gar breite 
Unterstützung dieses Fernzieles findet der ökonomische Ansatz in 
den Sozialwissenschaften aber eher selten. Ganz im Gegenteil 
haben ökonomische Theorien seit jeher viel Widerspruch und Kritik 
erfahren. Diese zielen nicht nur auf die paradigmatischen Ambitio-
nen, sondern allgemeiner auch auf den propagierten Mehrwert bei 
der Erklärung politischer Phänomene. Verständlicherweise haben 
diese Gegenpositionen auch wieder verteidigende Kritik provoziert 
und damit wiederholt breite wissenschaftstheoretisch-methodi-
sche Debatten ausgelöst (für die politikwissenschaftliche Metho-
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dendebatte siehe exemplarisch Shapiro et al. 2004). Diese Ausein-
andersetzungen werden von beiden Seiten nicht immer nur mit 
fairen Argumenten geführt. So stoßen sich Kritiker bspw. an der – 
wahrgenommenen oder tatsächlichen – Arroganz und Überheb-
lichkeit, mit der rational-choice-Theoretiker ihren Forschungsansatz 
als einzig ‚wissenschaftlichen‘ verkünden. Diese wiederum werfen 
ihren Kritikern ein – wahrgenommenes oder tatsächliches – Miss-
verständnis der Erklärungs- und Funktionsweise ökonomischer 
Theorien vor (siehe hierzu auch Dylla 2007: 1165f.). 

Versucht man aber Darstellung und Diskussion, Kritik und Kri-
tikentgegnung gleichermaßen wiederzugeben, gleicht das, etwas 
flapsig ausgedrückt, dem ‚Topfschlagen im Minenfeld‘: Im Zweifel 
verscherzt man es sich mit beiden Seiten. Wir vertreten allerdings 
die Auffassung, dass es auf der Ebene einer Einführung notwendig 
ist, sowohl die Reichweite und Potenziale einer Forschungsrich-
tung darzustellen, als auch deren Kritik und Grenzen zu reflektie-
ren. Aus unserer Sicht ist ein simples ‚Entweder-oder‘ bzw. ein 
‚Sich-auf-eine-Seite-schlagen-müssen‘ außerordentlich wenig hilf-
reich und sowohl für das Studium als auch für eine kritische Ausei-
nandersetzung kaum fruchtbar. Vielmehr ist es zielführender, die-
sem Lagerdenken ein ‚Sowohl-als-auch‘ entgegenzusetzen. Dem-
entsprechend plädieren wir hier für einen zeitgemäßeren Metho-
denpluralismus. Unser Ziel ist es daher nicht, die Kritik zu bestä-
tigen (und damit dazu beizutragen, ökonomische Theorien aus 
dem methodischen Werkzeugkasten der Sozialwissenschaften zu 
verbannen) oder die Kritik zu widerlegen (um einer weiteren Etab-
lierung den Weg zu bereiten). Vielmehr wollen wir aufzeigen, dass 
dieser Auseinandersetzung grundsätzlich divergierende Wissen-
schaftsverständnisse zugrunde liegen. Daher erscheint auch eine 
Diskussion über die Vorteile der jeweils präferierten Vorgehens-
weise wenig zielführend. Vielmehr soll eine Lanze für die Komple-
mentarität und wechselseitige Ergänzung mehrerer verschiedener 
theoretischer Ansätze gebrochen werden.  

Für dieses Vorhaben ist es sinnvoll, zunächst zwei unterschied-
liche Ebenen der Kritik zu unterscheiden:  
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1. Interne Kritik von wirtschaftswissenschaftlicher Seite auf der 
Basis sog. ‚Anomalien‘, die am grundlegenden Konzept des 
homo oeconomicus festhalten und es durch Anpassung an 
empirische, verhaltenswissenschaftliche Erkenntnisse verbes-
sern wollen. 

2. Externe Kritik, die grundlegende Einwände gegen die ökono-
mischen Methode auf der Basis sog. ‚Pathologien‘ formuliert. 

 
In Unterkapitel 8.1 sollen zunächst in aller gebotenen Kürze die 
unter dem Stichwort ‚behavioral economics‘ diskutierten Erweite-
rungen und Abwandlungen des klassischen homo oeconomicus-
Modells dargestellt werden. Hierbei handelt es sich um eine wirt-
schaftswissenschaftliche Grundlagendebatte, die zwar einige we-
sentliche Veränderungen vornimmt, letztlich aber genuin im vor-
gegebenen ökonomischen Rahmen bleibt.  

Der Schwerpunkt dieses Kapitels liegt mit den Unterkapiteln 
8.2 und 8.3 allerdings auf der externen Kritik, da hier grundsätzli-
cher und radikaler das ökonomische Wissenschaftsverständnis 
angegriffen wird und noch mehr ‚Stoff zum Nachdenken‘ geliefert 
wird. 

Im Bereich der externen Kritik ist es erneut sinnvoll, verschie-
dene Kritik-Dimensionen zu unterscheiden. 
 
1. Kritik an der Anwendung ökonomischer Theorien, die den 

klassischen und auch selbst auferlegten Anforderungen an 
wissenschaftliche Güte nicht gerecht werden; 

2. Methodologische Kritik, die ökonomischen Theorien inhärente 
und somit unauflösliche Probleme bei der wissenschaftlichen 
Erklärung menschlichen Verhaltens vorwirft und 

3. Kritik, die auf normative Aspekte abhebt und ökonomischen 
Theorien vorwirft, auf Grundlage moralisch fragwürdiger An-
nahmen (bspw. egoistische Eigennutzenmaximierung) einen 
ebenso moralisch fragwürdigen Maßstab für menschliche 
Handlungsorientierung zu liefern. 

 
Diese drei Dimensionen sind teilweise miteinander verwoben und 
daher nicht immer eindeutig voneinander zu trennen. Am ehesten 
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lässt sich noch die normative Kritik von der anwendungsbezoge-
nen und der methodologischen Diskussion trennen. Die Unter-
scheidung zwischen den beiden ersteren Ebenen ist dagegen weit-
aus komplizierter. Sie sind stärker aufeinander bezogen, haben 
unterschiedlich starke Implikationen und führen zu unterschiedli-
chen Schlussfolgerungen. Zum Einen ist eine zutreffende methodo-
logische Kritik von größerer Reichweite als eine praxisbezogene. 
Erstere stellt gewissermaßen die Theorie (in ihrer jetzigen Form) 
insgesamt in Frage, wohingegen die Zweite zumindest im Prinzip 
überwunden werden kann. Zum anderen können mit einer metho-
dologischen Kritik praxisbezogene Fehler erklärt bzw. diese hierauf 
zurückgeführt werden. Umgekehrt ist dies jedoch nicht möglich: 
Unzulänglichkeiten in der Praxis mögen unter Umständen ein Hin-
weis auf tiefer liegende methodologische Schwächen sein, zwin-
gend ist dies aber nicht. Ein nicht unwesentlicher Teil der manchmal 
recht aufgeregt geführten Methodendiskussion läuft ins Leere, 
macht man sich diese Ebenenunterscheidung klar. 

Eine umfassende Darstellung der gesamten Diskussion kann 
an dieser Stelle nicht geleistet werden. Allerdings existiert mit dem 
Werk „Rational Choice. Eine Kritik am Beispiel von Anwendungen 
in der Politischen Wissenschaft“ von Donald P. Green und Ian Sha-
piro (1994, deutsch 1999) ein Referenz- und Gravitationspunkt in 
der Debatte, in welchem wesentliche und schlagkräftige (externe) 
Kritikpunkte zusammenfasst. In diesem Buch verweisen die Auto-
ren auf typische Praxisfehler der rational-choice-Theorien und füh-
ren diese einerseits auf die Methodenfokussierung zurück (der sie 
einen Empiriefokus gegenüberstellen). Andererseits verweisen sie 
auf die (methodologisch motivierte) Forderung nach der Formulie-
rung einer universellen Handlungstheorie. Sie behandeln somit die 
beiden oben zuerst genannten, miteinander verwobenen Kritik-
ebenen. Dies wird in Kapitel 8.2 dargestellt. 

Kapitel 8.3 widmet sich dann der normativen Diskussion. Viele 
Kritiker stoßen sich an dem vorgeblich negativen Menschenbild 
des egoistischen homo oeconomicus, welches rational-choice-The-
orien zugrunde liegt. In diesem Kapitel wird nach der Berechtigung 
solcher Kritik gefragt und versucht aufzuzeigen, dass ihr ein philo-
sophischer Grundsatzstreit vorgelagert ist.  
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8.1 Verhaltensökonomische Anomalien 
 
In Kapitel 2.2 wurde mit dem klassischen homo oeconomicus-
Modell einer der Grundpfeiler der ökonomischen Methode vorge-
stellt. Die Meinungen darüber, ob es sich hierbei um eine unfalsifi-
zierbare Heuristik handelt, welche zu Analysezwecken eingesetzt 
wird, oder aber um eine gute (zumindest die beste verfügbare) 
Annäherung an tatsächliches menschliches Verhalten, gehen weit 
auseinander. Dennoch kommt man nicht um die Feststellung her-
um, dass sich Individuen in vielen Situationen eben nicht so verhal-
ten, wie man es gemäß den beschriebenen Annahmen erwartet 
hätte. 

Die sog. Verhaltensökonomik (‚behavioral economics‘) hat sich 
zum Ziel gesetzt, durch experimentelle Forschung und durch eine 
explizite Verknüpfung des Modells mit Forschungsergebnissen aus 
der Psychologie und anderen Wissenschaften, den homo oecono-
micus so ‚umzumodellieren‘ bzw. zu erweitern, dass er realitätsnä-
her und so die Prognosefähigkeit der jeweiligen Modelle erhöht 
wird. Entscheidend ist hier der Hinweis, dass nicht davon ausge-
gangen wird, dass die Abweichungen letztlich willkürlich auftreten, 
sondern dass ihnen definierbare Regelmäßigkeiten innewohnen. 
So gewendet handelt es sich also um die Systematisierung der 
beobachteten Abweichungen vom Standardmodell des homo 
oeconomicus. Die bekannten Anomalien werden hier also nicht 
theoretisch erörtert (wie es z.B. bei den Lösungsversuchen des 
Paradox des Wählens der Fall ist; siehe Kapitel 3.3), sondern einer 
dezidiert empirischen Analyse unterzogen.  

Einige der bekanntesten Beispiele für Anomalien in der Ver-
haltensökonomik seien hier kurz benannt. Die sog. Kontrollillusion 
beschreibt den Umstand, dass Individuen ihre eigenen Steue-
rungsmöglichkeiten in einer Situation als hoch ansehen, obwohl sie 
nur einen beschränkten Einfluss hierauf haben. Der sunk-cost-
Effekt beschreibt die Tendenz, Entscheidungen auch auf Grundlage 
vergangener Kosten zu fällen, anstatt diese ausschließlich zu-
kunftsgerichtet zu fällen. Aber auch der Effekt der Selbstüber-
schätzung des eigenen Urteilsvermögens (bspw. aufgrund bislang 
positiver Ergebnisse) oder die starke Überbewertung der Gegen-
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wart (bei gleichzeitiger Unterbewertung der Zukunft) sind bekann-
te Anomalien, denen sich die Verhaltensökonomik widmet (vgl. 
Hagen/Reisch 2010: 6). 

Von den vielen Erkenntnissen und Ergebnissen im Detail, die 
die Verhaltensökonomik hervorgebracht hat, seien hier nur zwei 
weitere exemplarisch näher vorgestellt: der Einfluss sogenannter 
Referenzpunkte sowie die Bedeutung der Informationspräsentati-
on auf die Entscheidung.42  

So wurde festgestellt, dass Individuen Entscheidungen (klassi-
scherweise Kauf-/Verkaufsentscheidungen, aber auch politische 
Entscheidungen) mit gleichem ‚pay-off‘ anders fällen, wenn sie 
unterschiedliche Referenzpunkte für ihre Entscheidung heranzie-
hen (vgl. Pindyck/Rubinfeld 2009: 252f.). Als klassisches Beispiel 
kann hier der sog. Besitztumseffekt (endowment-Effekt) genannt 
werden: Individuen messen in der Regel einem Gut, das sie besit-
zen, mehr Wert zu, als wenn sie es nicht besitzen. Der entschei-
dende Referenzpunkt liegt hier also im Besitz bzw. Nicht-Besitz 
eines Gutes. Der Effekt zeigt sich besonders deutlich darin, dass 
Individuen häufig einen höheren Geldbetrag für den Verkauf eines 
Gutes, welches sie besitzen, verlangen, als sie bereit wären, für 
genau dieses Gut zu bezahlen. Nach dem klassischen homo oeco-
nomicus-Modell dürfte hier eigentlich kein Unterschied bestehen. 

Doch auch die Art und Weise, wie sich einem Individuum, wel-
ches eine Entscheidung fällen muss, die hierfür relevanten Infor-
mationen darstellen, hat einen nachweisbaren Effekt auf die Ent-
scheidung. So gibt es eine generelle Tendenz, bei Entscheidungen 
unter großer Unsicherheit und mit wenigen Informationen hervor-
stechende Alternativen zu präferieren. Als illustratives, auch poli-
tisch-politikwissenschaftlich relevantes Beispiel hierfür sei eine 
Studie von Ho/Imai (2008) genannt: Hier weisen die Autoren einen 
Einfluss der Reihenfolge, in welcher die Kandidaten auf dem 
Stimmzettel genannt werden, auf das Wahlergebnis nach. In Kali-
fornien, wo die Reihenfolge der Kandidaten auf den Wahlzetteln 
seit 1975 per Zufallsprinzip bestimmt wird, erhielten z.B. Kandida-

                                                           
42 Eine überzeugende Zusammenfassung der empirischen Untersuchungsergebnisse 
findet sich bei DellaVigna (2009). 
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ten einer kleinen Partei, welche an oberster Stelle genannt wurden 
(und somit hervorstachen), signifikant mehr Stimmen. 

Der Forschungszweig der ‚behavioral economics‘ nimmt sich 
also bekannter empirischer Anomalien an und versucht, durch sys-
tematische Anpassungen des klassischen Verhalltenmodells, diese 
zu beheben. Letztendlich verbleibt er damit aber auf dem Boden 
der ökonomischen Methodik. Es ist sicherlich nicht falsch zu be-
haupten, dass viele Kritiker der rational-choice-Theorie ein solches 
Vorgehen, empirische Anomalien anzuerkennen und daraus ent-
sprechende Schlussfolgerungen zu ziehen, begrüßen. Nichtsdes-
toweniger tangiert es kaum die Kritikpunkte, die von Seiten der 
externen Kritik hervorgebracht werden. Diese werden im nun fol-
genden Unterkapitel dargestellt. 
 
 
8.2 Methodologische Pathologien? 
 
Green und Shapiro (1999: 46-61) formulieren drei weitreichende 
methodologische „Defekte“ („pathologies“), die ihrer Ansicht nach 
aus prinzipiellen Gründen typisch für rational-choice-Theorien sind: 
 
1. post-hoc-Theoriebildung, 
2. Fehler bei der Entwicklung von Tests und 
3. Unzulänglichkeiten bei der Auswahl und Interpretation von 

Daten. 
 
Diese drei Punkte verweisen letztlich auf das Faktum, dass ökono-
mische Theorien den selbst propagierten Anspruch, ihre Ergebnis-
se einer empirischen Überprüfung auszusetzen, nicht eingehalten 
haben. Die Autoren stellen sich wohlgemerkt nicht auf den Stand-
punkt, dass sich rational-choice-Theorien überhaupt nicht empirisch 
testen lassen. Vielmehr kritisieren sie, dass in den Fällen, in denen 
es getan wird, die Überprüfungen entweder einem oder mehreren 
der Defekte aufsitzen oder aber, wenn sie denn richtig und ange-
messen durchgeführt werden, die Ergebnisse trivial oder altbe-
kannt sind. 
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Im Folgenden werden die drei genannten ‚Defekte‘ und die 
hieraus entwickelte Argumentation dargestellt. Green und Shapiro 
verwenden zudem einen großen Teil ihres Buches darauf, ihre 
Kritik an den drei Klassikern „Ökonomische Theorie der Demokra-
tie“ von Downs (siehe in diesem Buch Kapitel 3), „Social Choice 
and Individual Values“ von Arrow (Kapitel 4), sowie „Logik des 
kollektiven Handelns“ von Olson (Kapitel 6) nachzuweisen.43 Auf 
eine ausführliche Darstellung dieser Einzelkritik wird an dieser 
Stelle verzichtet, da hier die prinzipielle Argumentation im Mittel-
punkt steht. 
 
post-hoc-Theoriebildung 
Kennzeichnend für die Theoriebildung von rational-choice-Erklä-
rungen politischer Phänomene ist nach Green/Shapiro (1999: 46f.), 
dass sie „großen Wert auf die Entwicklung nachträglicher Erklä-
rungen für bereits bekannte Tatsachen leg[en]“. Es werden einge-
tretene Regelmäßigkeiten analysiert und hierauf aufbauend nach-
träglich (post-hoc) ein Modell entwickelt, welches – bspw. unter 
Zuhilfenahme von Gleichgewichtsüberlegungen – die erklärungs-
bedürftige Regelmäßigkeit als Ergebnis hat. 

An einem Alltagsbeispiel illustriert: Man beobachtet, dass ein 
Postbote jeden Mittag zur fast gleichen Zeit die Post vorbeibringt. 
Dies möchte man erklären und fragt sich, ob dem wohl eine allge-
meine Regel der Briefzustellung zugrunde liegt. Man kennt die 
Postbezirke sowie die Startpunkte des Postboten (als gegebene 
Kontextfaktoren) und geht davon aus, dass er seine Arbeit so 
schnell wie möglich erledigen möchte. Er wird daher versuchen, 
den kürzest möglichen Weg zu nehmen (was eine klassisch rationa-
le Annahme ist). Auf dieser Grundlage lässt sich ein einfaches ‚Mo-
dell‘ des Weges des Postboten entwickeln, welches zeigt, dass er 
fast immer zur gleichen Zeit die Post einwirft. 

                                                           
43 Mueller (2003: 657-674), der sich kritisch mit Green/Shapiro (1999) auseinander-
setzt, erkennt auch an, dass sie sich hiermit die richtigen, weil erfolgreichsten Werke 
ausgesucht haben: „Clearly, if these three works have not contributed to our under-
standing of political processes, it is unlikely that lesser works have done so, and thus 
it pays to consider whether G&S [Green/Shapiro] have indeed made their case.“ 
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An dieser Vorgehensweise ist aus theoretischer Perspektive 
zunächst wenig zu kritisieren. Das Modell des Verteilungsweges 
sagt fast immer korrekt voraus, wann der Postbote am besagten 
Hause vorbeikommt. Stellt man fest, dass er dies an einigen Tagen 
allerdings nicht tut, so lässt sich dies durch den Hinweis auf singu-
läre Ereignisse, wie bspw. Schneefall oder zusätzlicher Urlaubs-
post, erklären. Stellt man hingegen fest, dass der Postbote nun 
nicht mehr zur Mittagszeit, sondern jetzt nachmittags regelmäßig 
zur gleichen Zeit vorbeikommt, lässt sich ein neues Modell entwi-
ckeln, welches nun die neue Regelmäßigkeit des Posteinwurfs 
erklärt. Die Notwendigkeit zur ‚Ummodellierung‘ kann dann bspw. 
mit einer Neuzuteilung der Postbezirke erklärt werden.  

Analog zu diesem Beispiel funktionieren viele ökonomische Er-
klärungsansätze politischer Phänomene, wie bspw. die Downs’ sche 
These, dass zwei auf einer eindimensionalen Achse verortete Par-
teien zum Medianwähler konvergieren (siehe Kapitel 3): Auf Grund-
lage der Annahme rationaler Stimmenmaximierung wird die beo-
bachtete Parteienkonvergenz erklärt. Tun die Parteien dies in ande-
ren Fällen nicht oder nur eingeschränkt, wird der Erklärungsansatz 
entweder durch singuläre oder gewandelte Kontextfaktoren (z.B. 
strategische Fehler der Parteieliten etc.) oder einem Wandel der 
Wählerpräferenzen ‚gerettet‘. 

Green und Shapiro weisen nun darauf hin, dass ein solches 
Vorgehen schwerwiegende Probleme mit sich bringt. Sie kritisie-
ren, dass rational-choice-Theoretiker, die ein solches Erklärungs-
modell verfolgen, davon ausgehen, dass das Funktionieren ihres 
Modells bereits zeigt, dass die zugrunde gelegten Annahmen (hier: 
Minimierung des Weges durch Postboten/Stimmenmaximierung 
der Parteien) stimmen. Dies ist aber mitnichten der Fall: Durch 
diese unzulässige Verquickung von Theoriebildung und Theorie-
überprüfung läuft man vielmehr Gefahr, in einen Zirkelschluss zu 
geraten: Die post-hoc entwickelte rational-choice-Erklärung stimmt, 
weil sie X richtig erklärt, und X wird richtig erklärt, weil die rational-
choice-Erklärung stimmt.44 „Daten, an denen sich die Theoriebil-

                                                           
44 Ein alternativer, aber nicht minder problematischer Standpunkt wurde bereits in 
Kapitel 2 genannt: Nach Milton Friedman (1953) müssen die zugrunde gelegten 
Annahmen noch nicht einmal zwingend stimmen. Solange die Prognosefähigkeit 
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dung inspiriert, können jedoch eigentlich nicht zur Überprüfung 
dieser Theorie herangezogen werden“ (Green/Shapiro 1999: 48f.). 
Wenn eine Erklärung nicht dazu genutzt wird, Hypothesen zu er-
zeugen, die in anderen Zusammenhängen einer empirischen Über-
prüfung standhalten, so ist letztlich nicht viel gewonnen. Da dies in 
vielen Fällen nicht geschieht, bleibt die ökonomische Theorie die 
erforderliche empirische Bestätigung letztlich schuldig. 

Rational-choice-Theoretiker formulieren demnach ihre Theorie 
so lange um, bis sie den beobachteten Fakten entspricht und fol-
gern dann aus dem Funktionieren ihres Modells, dass es richtig sein 
muss. Die Möglichkeit zur Anpassung steht ihnen immer offen, um 
widersprechenden Anomalien Rechnung zu tragen. Hierbei kommt 
ihnen zu Gute, dass zum einen das Konzept der Rationalität ausrei-
chend vage definiert ist, so dass es sich im Zweifel den empirischen 
Fakten gemäß anpassen lässt. Zum anderen lassen sich durch das 
Einfügen von rettenden Zusatzannahmen empirische Anomalien 
erklären. Aber: Letztlich wurde nicht empirisch bewiesen, dass die 
unterstellten Annahmen zutreffend sind.  

Hinzu kommt noch, dass sich in vielen Fällen mehrere post-
hoc-Modelle konstruieren lassen, die die gleichen Prognosen als 
Ergebnis haben, wobei nicht ohne weiteres geklärt werden kann, 
welches das zutreffende ist. Anders herum kommen verschiedene 
rational-choice-Modelle zu nachgerade gegenteiligen Schlüssen: 
„Daß verschiedene Rational-Choice-Theorien X und Nicht-X vorher-
sagen, verursacht große Probleme für jeden, der die Leistung von 
Rational-Choice-Modellen mit denen konkurrierender Ansätze ver-
gleichen will“ (Green/Shapiro 1999: 50). 
 
Die Entwicklung von Tests 
Der zweite, von Green/Shapiro (1999: 52) in den Blick genommene 
Kritikpunkt attestiert der rational-choice-Theorie „ein bemerkens-
wertes Ungleichgewicht zwischen analytischer Darstellung und 
Anwendung“. Das heißt, dass häufig überzeugende empirische 
Überprüfungen vernachlässigt werden, und zwar zugunsten einer 
analytischen Beweisführung, die auf die Aufrechterhaltung der Uni-

                                                                                                            
einer Theorie erfolgreich besteht, stellt die mögliche Falschheit der Annahmen kein 
Problem dar. 
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versalität der Handlungstheorie zielt. Darüber hinaus sind viele 
ökonomische Theorien so konstruiert, dass sie empirisch wenig 
oder gar nicht angreifbar sind. Eine solche Immunisierung – sei sie 
nun absichtlich herbeigeführt oder nicht – kann mehrere Formen 
annehmen. 

Erstens wird nur in seltenen Fällen angegeben, ab welchem 
Grad der Abweichung der Empirie von den theoretischen Modell-
vorhersagen eine ökonomische Theorie als widerlegt gelten kann 
bzw. ab wann das gesamte Rationalitätsparadigma als nicht mehr 
haltbar betrachtet werden muss. Überspitzt formuliert: Wie oft 
‚darf‘ der Postbote im obigen Beispiel zu einer anderen als der 
prognostizierten Zeit vorbeikommen, bis die Annahme, er wähle 
immer den kürzesten Weg, als widerlegt gelten kann? Lässt es sich 
auch noch aufrecht erhalten, wenn man herausfindet, dass er grö-
ßere Umwege in Kauf nimmt, um zur Mittagszeit bei einem in sei-
nem Bezirk wohnenden Freund eine Pause zu machen? Aus theore-
tischer Perspektive ließe sich argumentieren, dass er eigentlich im-
mer den kürzesten Weg wählt, allerdings in diesem speziellen Fall ein 
anderes Ziel eine höhere Präferenz hat. Wo aber verläuft die Gren-
ze, ab der gesagt werden kann, dass die getroffene Verhaltensan-
nahme nicht stimmt? Natürlich kann oder muss hier kein genauer 
quantitativer Schwellenwert angegeben werden. Es ist aber der 
empirischen Überprüfung in hohem Maße abträglich, wenn jede 
Anomalie oder Menge von Anomalien entweder als irrelevante 
Ausreißer hingenommen werden oder aber durch post-hoc-Anpas-
sungen der Theorie mit in diese einverleibt werden können.  

Hiermit zusammenhängend werden, zweitens, vielfach empi-
rische Beobachtungen, die nicht in Einklang mit der Theorie stehen, 
durch Rückgriff auf nicht oder nur schwerlich beobachtbare Varia-
blen erklärt. Stellt man bspw. fest, dass der Postbote nicht den 
objektiv kürzesten Weg bei der Briefverteilung wählt, so lässt sich 
diese Annahme trotzdem aufrechterhalten, indem man postuliert, 
dass er sich bei der Planung schlichtweg verrechnet habe. Da dies 
nicht direkt beobachtbar ist, lässt sich die Annahme recht einfach 
aufrecht erhalten. Allerdings ist es damit unmöglich, Fehler rationa-
ler Individuen von irrationalem Verhalten zu unterscheiden. Letzt-
lich ist es damit kaum mehr möglich, empirische Evidenzen gegen 
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die Rationalitätsannahme vorzubringen. Mit dieser Argumentati-
onsfigur wird bspw. häufig kooperatives Verhalten im public-good-
Spiel (siehe Infokasten 6.2) und somit Abweichungen von der 
Gleichgewichtslösung erklärt. 

Drittens stehen den Forschern mit punktuellen und marginalen 
Prognosen zwei Überprüfungsmaßstäbe zur Verfügung, zwischen 
denen sie nach Bedarf fließend changieren können. Punktuelle 
Vorhersagen machen eine mehr oder weniger präzise Aussage 
über ein Ergebnis unter statischen Bedingungen. Diese sind immer 
– z.B. aufgrund strategischer Fehler oder Irrtümer des Individuums 
– bis zu einem gewissen Grade unzutreffend. Es stellt sich nun 
nicht nur die Frage, welcher Abweichungsgrad tolerabel ist, son-
dern auch, in welchem Verhältnis bestimmte Beobachtungen über-
haupt zu den Vorhersagen stehen (vgl. Green/Shapiro 1999: 55). 
Spricht bspw. das Engagement vieler Menschen in Umweltschutz-
gruppen gegen das Trittbrettfahrertheorem, da sich rationale Indi-
viduen nicht ohne weiteres an kollektivem Handeln zur Verfolgung 
eines öffentlichen Gutes beteiligen? Oder spricht das Engagement 
für das Trittbrettfahrertheorem, da die Erhaltung der menschlichen 
Lebensgrundlagen von so herausragender Bedeutung ist, dass das 
tatsächlich erbrachte Engagement bescheiden erscheint? 

Je problematischer solche punktuellen Voraussagen werden, 
desto eher greifen rational-choice-Theoretiker zu marginalen Prog-
nosen. Bei diesen können durch den Vergleich statischer Bedin-
gungen die Richtungen der Veränderungen angegeben werden. 
Klassisches Beispiel hierfür sind die Erklärungen der rational-choice-
Theorie bezüglich der Wahlbeteiligung. Hier zeigt sich, dass z.B. 
steigende Kosten des Wahlaktes die Wahlbeteiligung senken, wo-
hingegen ein steigender Nutzen diese erhöht. „Wie unzulänglich 
Rational-Choice-Theorien auch sein mögen, wenn es darum geht zu 
erklären, warum Bürger sich überhaupt die Mühe machen, wählen 
zu gehen – eines […] sehen sie richtig voraus, nämlich daß die 
Wahlbeteiligung bei schlechtem Wetter sinkt“ (Green/Shapiro 
1999: 55; siehe auch Grofman 1993). Problematisch sind hier gar 
nicht die Marginalprognosen an sich, sondern erstens die Paralleli-
tät zweier Bewertungsmaßstäbe (punktuelle und marginale Prog-
nosefähigkeit) und zweitens die ‚Rettung‘ der Rationalitätsannah-
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me durch die Behauptung, Individuen reagierten in bestimmtem 
Maße auf Kosten- und Nutzenveränderungen. Selbst wenn sie es 
tun, so ist noch lange nicht gezeigt, dass der Handlung an sich 
dadurch rationaler Charakter zukommt. Zwar haben Marginal-
prognosen eine unbestreitbare Erklärungskraft, letztlich wird so 
aber nur gezeigt, dass Kosten und Nutzen von Bedeutung sind, 
nicht aber, dass die Handlung selbst rational ist.  
 
Auswahl und Interpretation von Daten 
Als letzten Punkt werfen Green/Shapiro Ökonomischen Theorien 
der Politik eine selektive Datenauswahl und -interpretation vor. 
Letzteres ist ein wohlbekanntes psychologisches Phänomen der 
menschlichen Wahrnehmung und Interpretation der Realität und 
somit kein genuines Problem der rational-choice-Theorie. Es kann 
prinzipiell jeglicher Forschung anhaften, wenn Green und Shapiro 
auch argumentieren, dass es in der von ihnen kritisierten For-
schungsrichtung besonders ausgeprägt ist. Menschen tendieren 
dazu, die Welt auf Grundlage einmal ausgebildeter Überzeugungen 
und Glaubensgrundsätze wahrzunehmen und hiermit überein-
stimmende Erwartungen auszubilden. Ihre Interpretation empiri-
scher Fakten wird auf diese Weise verzerrt, so dass sie nicht oder 
nur tendenziös in der Lage sind, Daten zu interpretieren, die eben 
nicht ihren Erwartungen entsprechen. 

Ob diese Kritik nun berechtigt ist oder nicht, lässt sich u.U. im 
Einzelfall nachweisen, um eine methodologische Pathologie han-
delt es sich hierbei aber sicherlich nicht. Zudem lässt sich der glei-
che (und dann in dieser Generalität ebenso ungerechtfertigte) 
Vorwurf gegenüber den Kritikern der rational-choice-Theorie for-
mulieren. Aufgrund ihrer ebenso verzerrten kognitiven Prädisposi-
tionen sehen diese nur die Schwachstellen der ökonomischen The-
orie, übersehen aber ihre vielen Errungenschaften. 

Interessanter hingegen ist der Punkt der selektiven Daten-
auswahl. Diese kann sich grundsätzlich an zwei unterschiedlichen, 
aber spiegelbildlichen Beobachtungen festmachen: Auf der einen 
Seite wird bestätigendes Datenmaterial herausgegriffen und weit 
über Gebühr interpretiert. Fälle, in denen Modellvorhersagen mit 
der Empirie übereinstimmen, werden dann immer wieder als Nach-
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weis für den Nutzen einer Theorie angeführt. Auf der anderen Seite 
wird widersprechendes Material ignoriert oder in seiner Bedeutung 
heruntergespielt. Dies veranlasst einige Forscher sogar dazu, sich 
aus Bereichen zurückzuziehen, in denen die Theorie offensichtlich 
schlecht abschneidet (vgl. Green/Shapiro 1999: 59), und sich auf 
solche zu konzentrieren, in denen sie zumindest ausreichende 
Prognosen liefert. Würde man bspw. beobachten, dass Paketdiens-
te, im Gegensatz zu Postboten, fast nie den kürzesten Weg bei der 
Auslieferung wählen, so könnte man sich auf den Standpunkt stel-
len, dass die Theorie eben nur für Postboten, nicht aber für Paket-
dienste gilt.  

Was hier aber zunächst wie ein ratsamer Akt der Bescheiden-
heit aussieht, ist hingegen methodologisch hochbrisant. Entschei-
dend ist hier nicht die Bereichseinschränkung an sich, sondern die 
Kriterien und Begründungen dafür, was ein legitimer Anwen-
dungsbereich ist und was wiederum nicht. Green/Shapiro (1999: 
59) bringen die Willkürlichkeit dieser Einschränkungen auf den 
Punkt: 

 
„Eine willkürliche Einschränkung des Anwendungsbereichs liegt dann 
vor, wenn empirisch überprüfbare einschränkende Bedingungen feh-
len und trotzdem zum Rückzug geblasen wird. Anders ausgedrückt 
ist es ein entscheidender Unterschied, ob man im vorhinein den An-
wendungsbereich einer Theorie unter Angabe einschränkender Be-
dingungen abgrenzt oder ob man den relevanten Bereich nach dem 
Motto festlegt: ‚Die Theorie gilt, wo immer sie zu funktionieren 
scheint‘“. 

 
Letztlich müssen also die Kriterien für die Bereichseinschränkun-
gen vom Erklärungserfolg der Theorie unabhängig sein – was sie 
aber augenscheinlich nicht sind.  

Green und Shapiro formulieren und diskutieren nicht nur die 
genannten drei Kritikpunkte, sie führen diese auch auf den An-
spruch des Ansatzes, eine universelle Theorie der Politik formulie-
ren zu wollen, zurück. Dieser Anspruch ist nicht prinzipiell illegitim, 
führt aber in der Praxis dazu, dass es „oft viel mehr darum geht, 
irgendein universalistisches Modell zu verteidigen, als reale politi-
sche Zusammenhänge zu verstehen und zu erklären“ (Green/ 
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Shapiro 1999: 46). Dort, wo empirische Beobachtungen nicht ver-
einbar mit den Vorhersagen der universalistischen Theorie sind, 
werden Ausweichstrategien gefahren, die nicht selten in einem 
oder mehreren der Kritikpunkte münden. Die beiden Autoren schla-
gen vor, einer methodenorientierten eine problemorientierten Be-
trachtungsweise vorzuziehen: „Sinnvoller als die Frage: ‚Wie könnte 
die Rational-Choice-Theorie X erklären?‘ wäre die problemgeleitete 
Frage ‚Wie lässt sich X erklären?‘“ (Green/Shapiro 1999: 237).  

So schlagkräftig und herausfordernd die ebenso pointiert wie 
kenntnisreich formulierte Kritik von Green und Shapiro auch ist, so 
muss sie sich allerdings die Frage nach der besseren, eben diese 
Fehler vermeidenden Alternative bei der Erklärung politischer Phä-
nomene gefallen lassen. Auf der anderen Seite des methodologi-
schen Spektrums steht dem deduktiv-axiomatischen Ansatz öko-
nomischer Theorien die induktive Herangehensweise gegenüber. 
Hierbei wird auf die Annahme einer universell gültigen Funktions- 
und Wirkungsweise sozialer (politischer) Interaktion zugunsten 
einer dem Einzelfall Rechnung tragenden Erklärung verzichtet. Je 
nachdem, wie sich ein oder mehrere Untersuchungsfälle darstellen 
und welche Eigenschaften sie haben, werden ‚passgenaue‘ Erklä-
rungen entwickelt. So kann bspw. eine anhaltend niedrige Mit-
gliedschaftsquote in Gewerkschaften in dem einen Land mit spezi-
fischen historischen Gegebenheiten oder einer spezifischen politi-
schen Beteiligungskultur erklärt werden, eine vergleichbar niedrige 
Quote in einem anderen Land aber bspw. mit dem dauerhaften 
Fehlen einer charismatischen Führungspersönlichkeit. Ökonomi-
sche Theorien würden in beiden Fällen sicherlich auf das zugrunde-
liegende Trittbrettfahrerproblem hinweisen. 

Der Vorteil der induktiven Methode liegt nun darin, dass sie in 
der Lage ist, nicht nur hohe Beteiligungsquoten zu erklären, son-
dern im Prinzip jede Quote. Durch das (natürlich immer begründe-
te) Hinzufügen oder Ausklammern im Einzelfall wirkungsmächtiger 
Variablen können spezifische Ausprägungen erklärt werden. Die 
ökonomische Betrachtungsweise hat auf das Beispiel bezogen im 
Zweifel nur die Möglichkeit, mit Verweis auf selektive Anreize Un-
terschiede plausibel zu erklären. Diese Möglichkeit wird aber si-
cherlich nie allen Fällen ausreichend gerecht. Da, wie gesehen, jede 
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Anpassung der Theorie an den Einzelfall zu den beschriebenen Pro-
blemen der post-hoc-Theoriebildung führt, sind deduktiv vorge-
hende rational-choice-Erklärungen in der Regel nicht der Lage, 
jeden spezifischen Fall zu erklären. 

Doch induktive Ansätze haben nicht nur Vorteile, sondern 
auch Nachteile. Wenn für fünf verschiedene Fälle fünf verschiede-
ne Erklärungen produziert werden müssen, um die ‚Passgenauig-
keit‘ zu sichern, so geht dies zwangsläufig auf Kosten analytischer 
Klarheit und Konsistenz. Wenn es sich doch um ein und dasselbe 
Phänomen (wie hier z.B. Gewerkschaftsmitgliedschaft) handelt, 
wieso sind in den jeweiligen Fällen z.B. verschiedene Variablen 
entscheidend? Warum spielt etwa in einem Land die Führungsrolle 
des Gewerkschaftschefs eine entscheidende Rolle, in einem ande-
ren aber nicht? 

Wir haben es hier demnach mit einem trade-off zu tun: Je spe-
zifischer eine Erklärung für einen Einzelfall zugeschnitten ist, desto 
weniger lässt sie sich ohne Anpassungen auf weitere Anwendungs-
fälle übertragen. Hierdurch verliert sie zwangsläufig an Konsistenz 
und Widerspruchsfreiheit, letztlich an erklärender Reichweite. Je 
allgemeingültiger eine Erklärung hingegen ist, desto weniger pass-
genau wird sie für den Einzelfall, bewahrt sich aber theorieintern 
ihre Widerspruchsfreiheit und hohe Reichweite.  

Es hat sich in den Sozialwissenschaften als wenig fruchtbar 
herausgestellt, diese beiden unterschiedlichen, idealtypischen For-
schungslogiken gegeneinander auszuspielen bzw. nur eine der 
beiden als angemessen und wissenschaftlich tragfähig zu kenn-
zeichnen. Vielmehr sollte man sie sich als Endpunkte eines Konti-
nuums vorstellen, auf welchem jeder Standpunkt spezifische Vor- 
und Nachteile hat. Wenn Green/Shapiro (1999) den ökonomischen 
Theorien mit überzeugenden Gründen attestieren, warum sie bei 
der Suche nach einer universellen Theorie der Politik häufig die 
immer gleichen Fehler begehen, so ist ihnen, zumindest in Grund-
zügen, zuzustimmen. Allerdings können sie auch keine alternative 
Theorie präsentieren, die eine hohe Passgenauigkeit bei gleichblei-
bender Reichweite hat. Sie selbst schließen daraus, dass man diese 
Reichweite um der Einzelfallgültigkeit willen gar nicht erst anstre-
ben sollte. Dem lässt sich entgegenhalten, dass sich der von ihnen 
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zumindest implizit bevorzugte induktive Ansatz seine höhere Pass-
genauigkeit mit weniger konsistenten Ergebnissen ‚erkauft‘. 

In diesem Zusammenhang ist Mueller (2003: 673) zuzustim-
men, wenn er schreibt, dass die Entscheidung der methodologi-
schen Verortung der eigenen Forschung im Wesentlichen eine 
Geschmacksfrage ist 
 

„– one’s willingness to live with weak explanatory power in some  
situations for the cleanness and beauty of a simple, elegant model of 
human behaviour versus one’s desire for high explanatory power in 
all situations at the cost of analytic consistency and clarity.“ 

 
Nicht nur sind beide Herangehensweisen legitim, sie ergänzen sich 
auch gegenseitig. Die gleichzeitige Betrachtung eines Phänomens 
unter Rückgriff auf sowohl deduktive wie induktive wissenschaftli-
che Ergebnisse mag das prinzipielle Verständnis dieses Phänomens 
viel mehr erhöhen, als es die Beschränkung auf nur eine Sichtweise 
je könnte. 
 
 
8.3 Normative Kritik 
 
Die normative Kritik an ökonomischen Theorien im Allgemeinen 
und public-choice-Theorien im Speziellen ist ein verhältnismäßig 
schwierig zu greifendes Phänomen. Sie wird selten (in ernstzu-
nehmender Form) explizit formuliert, sondern findet sich eher 
zwischen den Zeilen mancher Veröffentlichungen, in Wortbeiträ-
gen auf wissenschaftlichen Konferenzen oder wird in persönlichen 
Gesprächen deutlich. Nicht selten klingt auch ein wenig Gehässig-
keit über den großen Erfolg der rational-choice-Theorien im Wis-
senschaftsbetrieb durch. Dies alles könnte man zum Anlass neh-
men, diese Ebene der Kritik gar nicht zu behandeln, ist es doch 
unseriös, gewissermaßen ‚aus der Deckung heraus‘, nicht rechen-
schaftspflichtig, Kritik zu üben oder dies gar mit persönlichen Eitel-
keiten zu vermischen. Wir vertreten aber die Auffassung, dass die 
normative Kritik eine nicht zu ignorierende Quelle der Skepsis oder 
gar Ablehnung vieler Forscher gegenüber diesem Ansatz ist und 
daher in einem Lehrbuch nicht fehlen darf. Wenn die normative 
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Kritik auch vielfach auf Missverständnissen und Simplifizierungen 
beruht, so ist es doch durchaus sinnvoll, nach möglichen Ursprün-
gen hierfür zu suchen. 

Zunächst ist die genannte Zurückhaltung einerseits verständ-
lich, denn jede normative Kritik an ökonomischen Theorien setzt 
sich sofort dem naheliegenden Vorwurf aus, einem Kategorienfeh-
ler aufzusitzen. Eine wissenschaftliche Theorie möchte Aussagen 
über die Beschaffenheit der Welt machen, verfolgt also das Ziel, zu 
beschreiben, wie die Welt ist, und somit nicht, wie sie sein soll. 
Andererseits ist der Umstand auffällig, dass viele rational-choice-
Theoretiker politisch dem liberalen oder gar libertären (siehe Info-
kasten 5.1) Lager zuzuordnen sind und sich auch nicht immer prä-
skriptive Anmerkungen verkneifen können. 

Rein intuitiv ist es vielleicht auch wenig überraschend, dass 
eine Theorie, zumindest zunächst, skeptisch beäugt wird, die ein 
Verhaltensmodell zu Grunde legt, welches sich durch strenge in-
strumentelle Rationalität und Eigennutzenorientierung auszeich-
net. Ist eine solche Annahme nicht hochgradig pessimistisch? Kann 
es wirklich sein, dass unser gesamtes Gemeinwesen letzten Endes 
auf Gier und Selbstsucht basiert? Ist es nicht bereits durch einfache 
Introspektive möglich, einen solchen Blick auf den Menschen zu 
widerlegen, da jeder auch von sich selbst Situationen kennt, in 
denen er aus uneigennützigen Überzeugungen gehandelt hat? 

Dass die plumpe Gleichsetzung von Rationalität und Eigen-
nutzenorientierung mit Gier und Egozentrik eine massive Fehlin-
terpretation darstellt, wurde bereits in Kapitel 2 gezeigt und soll 
hier nicht wiederholt werden. Dennoch geben selbst prominente 
Theorievertreter wie Downs (vgl. 1993: 197) zu, eine eher „zynische 
Sichtweise“45 zu vertreten.  

Die Sozialphilosophie hat unterschiedliche Antworten darauf 
gegeben, wie eine Gesellschaft von streng eigennützigen Individu-

                                                           
45 Auch wenn sich Downs in diesem Zitat zwar allein auf die von ihm ausformulierte 
These von Schumpeter bezieht, dass sich Parteien und Politiker wie politische Unter-
nehmer verhalten, ist es aber durchaus legitim, dies für die Forschungsrichtung zu 
verallgemeinern.  



 163 

en zu bewerten ist.46 So wird einerseits argumentiert, dass jede 
Gesellschaft ein moralisches Fundament braucht, auf dem das 
Zusammenleben erst organisiert werden kann. Dieses Fundament 
entsteht nicht aus dem sozialen Handeln der Individuen, sondern 
speist sich aus anderen Quellen und ist in diesem Sinne ‚vorgesell-
schaftlich‘. Auf dieser Grundlage ist ein individuell-egoistisches 
Gemeinwesen in der Regel abzulehnen, da es eben dieses Funda-
ment nicht besitzt. „In einer Welt von Egoisten können also Ko-
operation und moralische Institutionen nur dann entstehen, wenn 
es bereits eine normative und moralische Ordnung gibt, die einer 
parasitären Ausbeutung der Kooperationswilligen zumindest Gren-
zen setzt“ (Miller 1994: 11). Laut des entgegengesetzten Stand-
punkts, und dies ist klassischerweise die ökonomisch-utilitaristische 
Sichtweise, ergibt sich die normative Konstituierung der Gesell-
schaft nahezu zwangsläufig aus dem eigennützigen Verhalten der 
Gesellschaftsmitglieder.  

Genau hier, so die normative Kritik, werde die vorgebliche de-
skriptive Eigennutzenorientierung zu einem normativen Postulat: 
„[F]ür den Egoisten in jedem von uns muß es einem Erdbeben an 
Erkenntnis gleichkommen, wenn er sich darüber belehren läßt, daß 
seine Egoismen nur ein Teil jener Kraft sind, die stets das Böse will 
und doch das Gute schafft“ (Miller 1994: 8). Was demnach als be-
schreibende Theorie zur Erklärung menschlichen Verhaltens daher-
kommt, hat tatsächlich normative Implikationen. 

In eine ähnliche Kerbe schlägt der Hinweis, dass ein Ansatz, 
der in den Wirtschaftswissenschaften als Orthodoxie, ja sogar als 
nachgerade ‚kanonisch‘ anerkannt ist und auch in den anderen 
Sozialwissenschaften eine gewisse Bedeutung erlangt hat, zu einer 
‚sich selbsterfüllenden Prophezeiung‘ wird. Wenn nun seit Jahr-
zehnten rational-choice-Vorlesungen zum Basiswissen in entspre-
chenden sozialwissenschaftlichen Studiengängen gehören und 
viele Studierende mit ihren Grundkonzepten bekannt gemacht 
werden, so liegt es nahe, dass sie ihr Verhalten dementsprechend 
hieran ausrichten bzw. zur Selbstrechtfertigung ihres eigenen 

                                                           
46 Die Tatsache, dass sich die Diskussion von den Sozialwissenschaften in die Sozial-
philosophie verlagert, deutet bereits an, dass man sich mehr und mehr in den Bereich 
kaum auflösbarer philosophischer Grundkonflikte begibt.  
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Handelns heranziehen. Die Theorie schafft sich so selbst die Bedin-
gungen ihrer eigenen Bestätigung. So stellen bspw. Marwell/Ames 
(1981) in einem spieltheoretischen Experiment fest, dass Wirt-
schaftsstudenten signifikant weniger in einem public-good-Spiel 
(siehe Infokasten 6.2) beisteuern als andere. 

Den moralisch-ethischen Bedenken, die so möglicherweise 
provoziert werden, soll hier der Hinweis entgegensetzt werden, 
dass es in vielen Fällen sinnvoll ist, sich die rational-choice-Theorie 
als ein worst-case-Szenario vorzustellen (siehe hierzu Schüssler 
1988): Selbst unter der Annahme instrumenteller Rationalität und 
Eigennutzenorientierung hat die ökonomische Theorie gezeigt, 
dass Kooperation von gegenseitigem Vorteil sein kann. Wer durch 
philosophische Reflektionen zu der Überzeugung gelangt, dass 
bspw. Kooperation und Zusammenarbeit mit Mitmenschen aus 
weltanschaulichen Gründen moralisch geboten ist, den wird mögli-
cherweise der Gedanke beruhigen, dass selbst Individuen auf 
Grundlage rein eigennütziger Motive dies verfolgen würden. 
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Glossar 
 

 
 
 

 
Ausschlussprinzip 
Siehe Stichwort ‚Gut/Güter‘ 
 
Anreiz 
Anreize sind Belohnungen bzw. Bestrafungen von individuellen 
oder kollektiven Handlungen mit dem Ziel, ein gewünschtes Ver-
halten hervorzurufen bzw. zu verhindern. Durch die Erhöhung 
(positiver Anreiz: Belohnung) bzw. Senkung des Nutzens (negati-
ver Anreiz: Strafe) einer Handlung dienen sie zur Motivation bzw. 
Demotivation bestimmten Verhaltens. 
 
ceteris paribus 
lat. „unter sonst gleichen Bedingungen“; Eine ceteris-paribus-
Klausel besagt, dass die getroffenen Aussagen unter der Bedin-
gung gelten, dass alle anderen maßgeblichen (Stör-)Variablen 
gleich bleiben bzw. konstant gehalten werden (z.B. in Bezug auf 
eine frühere Situation oder ein vorangegangenes Experiment). 
 
Externalitäten/externe Effekte 
Externalitäten bzw. externe Effekte entstehen, wenn die Handlung 
einer Person (bspw. die Emission von Autoabgasen) eine Auswir-
kung auf eine andere, zunächst unbeteiligte – daher externe – Per-
son hat (bspw. Gesundheitsschäden durch Luftverschmutzung). 
Das problematische Element externer Effekte liegt darin, dass sie 
nicht in das Kosten-Nutzen-Kalkül des Verursachers eingehen. Da-
her ist eine pareto-optimale Verteilung am Markt erschwert. Exter-
ne Effekte können negativ sein (externe Kosten), wie z.B. die ge-
nannten Gesundheitsschäden durch Luftverschmutzung, oder 
positiv (externer Nutzen), wenn z.B. das Infektionsrisiko einer 
ungeimpften Person dadurch sinkt, dass sich andere impfen lassen.  
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Gleichgewicht 
Der Begriff des Gleichgewichts bezeichnet in der ökonomischen 
Theorie einen Systemzustand, der aus sich selbst heraus keine 
Kräfte entwickelt, die diesen Zustand beenden. Dies mag z.B. auf-
treten, wenn – in Anlehnung an ein mechanisches Verständnis – 
zwei entgegen gesetzte Kräfte in gleicher Größe auftreten, wie 
dies bspw. bei einer mechanischen Waage der Fall sein kann. Klas-
sisches Beispiel für ein ökonomisches Gleichgewicht ist das Markt-
gleichgewicht, bei welchem sich Angebot und Nachfrage durch 
den Preismechanismus angleichen und schließlich stabilisieren. Die 
Identifizierung und Untersuchung von Gleichgewichtszuständen ist 
ein wesentlicher Teil ökonomischer Analyse, wobei insbesondere 
auf Fragen nach der Existenz, Eindeutigkeit und Stabilität von 
Gleichgewichten fokusiert wird. 
 
Gut/Güter 
Als Gut bzw. Güter bezeichnet man in den Wirtschaftswissenschaf-
ten Gegenstände oder Zustände, die einem Individuum Nutzen 
stiften. Sie lassen sich anhand der beiden ihnen zukommenden 
Eigenschaft der Ausschließbarkeit anderer Individuen und der Riva-
lität im Konsum unterscheiden. Ausschließbar bedeutet, dass an-
dere Personen prinzipiell daran gehindert werden können, das Gut 
ebenfalls zu nutzen bzw. von seinem Nutzen zu profitieren. Rivali-
tät im Konsum bedeutet, dass der Konsum eines Gutes durch ein 
Individuum den Konsum durch ein anderes Individuum einschränkt 
oder gar ganz behindert. 

Kollektive (öffentliche) Güter zeichnen sich durch Nicht-Aus-
schließbarkeit und Nicht-Rivalität aus: So kann bspw. weder je-
mand vom Nutzen eines Leuchtturms für die Seesicherheit ausge-
schlossen werden, noch schränkt eine höhere Anzahl an ‚Nutzern‘ 
seinen Nutzen ein. 

Private Güter sind im Gegensatz dazu durch Auschließbarkeit 
und Rivalität gekennzeichnet. So lassen sich bspw. leicht andere 
Personen von der Benutzung eines Autos ausschließen. Ebenso 
besteht Rivalität im Konsum, da nur eine begrenzte Anzahl an 
Personen das Auto gleichzeitig nutzen kann (und nur eine Person 
es selbst fahren kann). 
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Darüber hinaus lassen sich noch als Mischformen Clubgüter 
und Allmendegüter unterscheiden. Während bei ersteren keine 
Rivalität im Konsum herrscht, dafür aber Ausschließbarkeit gege-
ben ist (z.B. beim Bezahlfernsehen für Fußballübertragungen), ist 
es bei letzterem genau umgekehrt (z.B. eine überfüllte Autobahn). 
 
Grenzkosten und Grenznutzen 
Grenzkosten und -nutzen beschreiben, in Abgrenzung zu Gesamt- 
oder Durchschnittskosten/-nutzen, diejenigen Kosten/Nutzen, die 
durch den Konsum einer weiteren Einheit eines Gutes entstehen. 
Beide sind in der Regel Änderungen unterworfen: So sinkt für ge-
wöhnlich mit steigendem Konsum der Grenznutzen, da eine Be-
dürfnisbefriedigung eintritt (bspw. ist der Grenznutzen der ersten 
Tafel Schokolade gewöhnlicher Weise höher als der der zehnten 
Tafel). Grenzkosten können sowohl steigen (z.B. dadurch, dass das 
Gut seltener wird), als auch sinken (bspw. durch sinkende Stück-
kosten). 
 
Kollektive Güter 
Siehe Stichwort ‚Gut/Güter‘ 
 
Kosten 
Kosten sind die Ausgaben und Aufwendung von Ressourcen, die 
zur Erreichung eines Ziels benötigt werden. Wichtige Kostenkate-
gorien sind Informations-, Opportunitäts-, Organisations- und 
Transaktionskosten. Informationskosten entstehen, wenn durch 
die Suche nach Informationen hinsichtlich der verfügbaren Hand-
lungsoptionen und -folgen Kosten entstehen. Opportunitätskosten 
sind vorhanden, wenn durch die Verfolgung eines Ziels die gleich-
zeitige Verfolgung eines anderen Ziels eingeschränkt oder ganz 
ausgeschlossen wird. Organisationskosten sind diejenigen Kosten, 
die durch die Koordination, Verwaltung, Steuerung etc. von Orga-
nisationen entstehen. Transaktionskosten entstehen durch die 
Nutzung des Marktes und durch Austauschprozesse. 
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Methodologischer Individualismus 
Der methodologische Individualismus bezeichnet ein Erkenntnis-
prinzip, nach welchem die entscheidende Grundeinheit zur Erklä-
rung gesellschaftlicher Sachverhalte das einzelne Individuum ist. 
Soziale Strukturen und Phänomene haben nach dieser Sichtweise 
keine emergenten Eigenschaften und sind somit immer durch indi-
viduelles Verhalten rückfahr- und erklärbar. Das entgegengesetzte 
Prinzip wird methodologischer Kollektivismus/Holismus genannt. 
 
Nutzen 
Nutzen bezeichnet die Bedürfnisbefriedigung, die durch den Kon-
sum eines Gutes eintritt. Je höher der Grad der Bedürfnisbefrie-
dung für ein Individuum ist, desto größer ist auch der Nutzen, den 
das Gut spendet. In der ökonomischen Theorie entspricht der Wert 
eines Gutes seinem Nutzen. Der Nutzenbegriff bildet daher auch 
die Grundlage der individuellen Präferenzordnung und ist somit ein 
wesentliches Element der modernen Entscheidungstheorie: Zu-
sammen mit den Kosten eines Gutes bildet er die Basis des indivi-
duellen, rationalen Entscheidungskalküls. Zieht man die Kosten 
eines Gutes vom Bruttonutzen ab, erhält man seinen Nettonutzen. 

Siehe auch die Stichwörter „Kosten“ und „Grenznutzen und 
Grenzkosten“ 
 
Modell 
Ein Modell ist ein System von Annahmen definitorischer, ontologi-
scher und kausaler Art, welches dazu dient, einen zu untersuchen-
den Zusammenhang in abstrakter, formaler und reduzierter Form 
zu untersuchen. Hierfür werden notwendigerweise, in Abhängig-
keit vom Abstraktionsgrad, bestimmte Details und Einzelheiten, die 
in der Realität durchaus wirksam sind, ignoriert. Modelle sind daher 
immer Vereinfachungen der Realität. Sie bewegen sich im Span-
nungsfeld zwischen kognitiv verarbeitbarer, dafür aber realitäts-
ferner Vereinfachung auf der einen Seite und realitätsnäherer, aber 
kognitiv überfordernder Komplexität auf der anderen Seite. Model-
le dienen insbesondere zur gedanklichen Analyse, d.h. Zerlegung 
eines Wirkungszusammenhangs und zur Herstellung von Progno-
sen, welche dann empirisch untersucht werden müssen. 
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Pareto-Optimum 
Beim Pareto-Optimum handelt es sich um ein von Vilfredo Pareto 
entwickeltes Kriterium zur Bewertung von Wohlfahrtszuständen. 
Ein pareto-optimaler Zustand liegt vor, wenn kein anderer alterna-
tiver Zustand existiert, der von mindestens einem Individuum vor-
gezogen wird und dem alle anderen gegenüber indifferent sind. Es 
ist demnach also nicht möglich, ein Individuum besser zu stellen, 
ohne mindestens ein anderes Individuum schlechter zu stellen. 

An einem Beispiel verdeutlicht: Wenn sich zwei Personen dar-
über einigen müssen, wie sie 1000 Euro unter sich aufteilen, so sind 
die Verteilungen auf der in der Abbildung dargestellten Geraden 
(bspw. die Aufteilungen „400/600“ [A], „600/400“ [B] oder 
„0/1000“ [C]) alle pareto-optimal, da von ihnen ausgehend kein 
anderer Verteilungszustand existiert, welcher nicht eine der beiden 
Personen oder beide besser stellt, ohne eine andere Person 
schlechter zu stellen. Die Aufteilung „400/400“ (D) ist hingegen 
nicht pareto-optimal, da Verteilungszustände existieren, welche 
mindestens eine Person besser stellen, ohne eine andere schlech-
ter zustellen: Dies sind alle Punkte im Dreieck ABD, da hier entwe-
der eine oder beide Personen besser gestellt werden. 

Ein Verteilungszustand ist dementsprechend einem anderen 
gegenüber pareto-superior, wenn mindestens ein Individuum die-
sen bevorzugt und alle anderen dem gegenüber indifferent sind. 
Pareto-unvergleichbar sind zwei Zustände dann, wenn keiner der 
beiden Zustände gegenüber dem anderen pareto-superior ist (in 
der Abbildung bspw. die grau unterlegte Flächen). 
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Quelle: Eigene Darstellung 

 
 
Private Güter 
Siehe Stichwort ‚Gut/Güter‘ 
 
Präferenzen 
Präferenzen sind Vergleichsrelationen zwischen Zuständen (wel-
che bspw. durch Güter oder Dienstleistungen eintreten), die ange-
ben, welche Bewertung ein Individuum diesen in Hinblick auf sei-
nen eignen Nutzen zukommen lässt. Mittels einer Präferenzbezie-
hung wird angegeben, für welchen Zustand ein Individuum einen 
höheren/niedrigeren Nutzen erwartet. Präferenzordnungen kön-
nen ordinal sein, d.h. eine Rangreihenfolge der Zustände angeben, 
oder kardinal, d.h. durch Verwendung einer gemeinsamen Einheit 
(bspw. Geldeinheiten) auch Präferenzintensitäten ausdrücken. 

 
Rationalität 
Als einer der schillernsten und meistdiskutierten Begriffe der Philo-
sophiegeschichte, wird Rationalität in der ökonomischen Theorie 
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üblicherweise eng verstanden. Er bezieht sich hier praktisch aus-
schließlich auf den Versuch, den eigenen Nutzen zu maximieren. 
Aus dieser Sicht spricht man von rationalem Handeln dann, wenn 
es logisch widerspruchsfrei und durch den Einsatz von geeigneten 
Mitteln auf das Ziel der Nutzenmaximierung gerichtet ist. 
 
Ressourcen 
Ressourcen sind all die Mittel, Faktoren etc., die zweckmäßig zur 
Erreichung eines Ziels eingesetzt werden können. Dies können 
Zeit, Informationen, Geld u.ä. sein.  
 
Restriktionen 
Restriktionen sind diejenigen Faktoren, Umstände, Kontexte etc., 
die einen Einfluss auf die Handlungsmöglichkeiten haben. Sie wir-
ken demnach derart auf den Möglichkeitenraum (die Menge aller 
Handlungsalternativen) ein, dass sie einzelne Handlungsoptionen 
ausschließen oder ihren relativen Preis erhöhen. Sie werden in der 
ökonomischen Theorie strikt von den Präferenzen getrennt. 
 
Rivalitätsprinzip 
Siehe Stichwort ‚Gut/Güter‘ 
 
Tausch 
In der ökonomischen Theorie werden soziale Beziehungen als 
Tauschakte interpretiert, bei welchen sowohl materielle als auch 
immaterielle Ressourcen getauscht werden. Soziale Strukturen und 
Prozesse werden als Konsequenz von Tauschvorgängen gesehen, 
gleichzeitig wirken sie allerdings auf die einzelnen sozialen Tausch-
situationen zurück. Sozialer Tausch verbindet demnach individuel-
les Handeln mit sozialen Strukturen und umgekehrt, schafft so also 
die theoretische Verbindung von Mikro- und Makroebene sozialer 
Phänomene.  
 
Ungewissheit 
Das Phänomen der Ungewissheit entsteht durch ein unzureichen-
des Informationsniveau. Da Individuen, vor eine Entscheidung 
gestellt, nicht immer über alle Handlungsoptionen und/oder Kon-
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sequenzen der Handlungen informiert sind, können sie entweder 
die Entscheidung unter Ungewissheit treffen, oder aber sich auf 
Informationssuche begeben. Allerdings ist letzteres immer mit 
Informationskosten verbunden. 
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